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1.  EINLEITUNG 
 
Der Mensch ist abhängig von seiner natürlichen Umwelt, diese bietet ihm Lebensraum und 
Lebensgrundlage. Das Zusammenleben und damit die soziale, wirtschaftliche und politische 
Ordnung von Gesellschaften werden stark von der sie umgebenen Umwelt mitbestimmt. Um 
die Überlebensfähigkeit dieser Mensch-Umwelt-Beziehung zu sichern, muss das 
gesellschaftliche System auf Veränderungen reagieren, sobald die Gefahr besteht, dass es zu 
einer Überbeanspruchung des natürlichen Lebensraumes kommt.  
Die wirtschaftliche Entwicklung findet oftmals auf Kosten der Umweltqualität statt, dieses 
Phänomen ist nicht neu. Ökonomen sehen das Problem darin, dass Umwelt ein freies Gut ist 
und ihre Nutzung in vielen Fällen keinen oder lediglich einen geringen Preis hat. 
Umweltgüter sind in diesem Fall sowohl Konsumgüter wie auch Produktionsfaktoren. 
Darüber hinaus dient die Umwelt auch als Medium der Reststoffaufnahme: Emissionen 
werden an Luft und Gewässer abgegeben und belasten diese zum Nachteil aller weiteren 
Konsumenten. Die natürliche Umwelt ist aber auch ein knappes Gut und steht sowohl als 
Produktionsfaktor sowie als Aufnahmemedium nur in begrenztem Umfang zur Verfügung.  
Aufgabe der Politik ist es damit, zu gewährleisten, dass die Umwelt nicht übernutzt wird. 
Dazu hat sie die Möglichkeit, aus unterschiedlichen umweltpolitischen Instrumenten eine 
geeignete Wahl zu treffen. Dabei sollten Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik nicht 
losgelöst voneinander betrachtet werden, sondern sinnvoll miteinander kombiniert werden, 
um die zukunftsfähige Entwicklung einer Region zu ermöglichen. Hier gewinnt die 
Fragestellung nach geeigneten politischen Instrumenten an Wert, die in der Lage sind, in 
einem integrierten Ansatz der drei Politikbereiche die an sie gestellten Anforderungen zu 
erfüllen. In der Umweltpolitik dominiert oftmals das Ordnungsrecht mit Ge- und Verboten für 
umweltschädliches Handeln. Doch in den vergangenen Jahren gewinnen zunehmend 
marktbasierte umweltpolitische Instrumente an Bedeutung. Das Erreichen umweltpolitischer 
Zielsetzungen wird hier bewusst an ökonomische Bedingungen geknüpft. Bei diesen 
Lösungen geht es darum, Umweltgütern einen Preis zu geben und auf diesem Wege den 
Verursachern die Kosten anzulasten, die sonst von der gesamten Volkswirtschaft getragen 
werden. Luftverschmutzung und die Belastung von Gewässern mit Schadstoffen sind dann 
nicht nur durch Grenzwerte limitiert, sondern zusätzlich kostenpflichtig für die Verursacher. 
Dabei hat neben Gebühren und Steuern („Ökosteuer“) vor allem der Handel mit 
Emissionsrechten eine wachsende Bedeutung erfahren. Der Zertifikatehandel soll 




minimalen Kosten verwirklicht werden können. Der ökologische Nutzen wird so zu einem 
geringeren Preis erzielt (Hansjürgens 1998, in: ZAU, S.378). 
 
Praktische Umsetzung haben Zertifikatelösungen allerdings erst wenig erfahren. Zur Zeit 
finden die Vorbereitungen für einen europaweiten CO2-Handel statt, der im Jahr 2005 
beginnen soll. In den USA dagegen gibt es bereits erste Erfahrungen mit dem Handel von 
Emissionsrechten. Eines der Programme wurde 1994 im Großraum Los Angeles eingeführt, 
um eine Verbesserung der Umweltsituation zu möglichst geringen Kosten für die ansässigen 
Industrieunternehmen zu erzielen. 
 
Im städtischen Ballungsgebiet um Los Angeles, dem sogenannten  South Coast Air Basin 
(SCAB) in Südkalifornien, leben auf einer Fläche von 17.500 k m² ca. 15 Millionen 
Menschen. Dies entspricht etwa der Hälfte der kalifornischen Bevölkerung. Nach dem 
Großraum New York ist das SCAB damit der zweitgrößte Ballungsraum in den USA
 
(SCAQMD 2000). 
Heutzutage ist das South Coast Air Basin eine der Gegenden in den USA, die am meisten 
unter schlechter Luftqualität zu leiden haben und vor allem in den Sommermonaten extreme 
Werte an bodennahem Ozon erreichen. Grund dafür ist ein enormes Aufkommen an PKW 
und LKW, aber auch die Hafenanlagen, Ölraffinerien und Kraftwerke in dieser Region tragen 
erheblich zur Luftbelastung bei. Verstärkt werden diese Belastungen durch ortspezifische 
Klimaeinflüsse und die geographische Lage.  
Das SCAB zählt zu den Gebieten der USA, die mehrere der durch die nationale 
Umweltbehörde EPA  (Environmental Protection Agency) erlassenen  National Ambient Air 
Quality Standards (Grenzwerte zur Luftbelastung) nicht einhalten. Auswirkungen hoher 
Ozon- und Smogbelastungen können Atemwegserkrankungen wie Asthma und Bronchitis 
sein, Herz- und Kreislaufbeschwerden des Körpers sowie Zellschäden im Atmungssystem. 
Um sicherzustellen, dass die nationalen und staatlichen Luftqualitätsstandards in dem von der 
EPA vorgegebenen Zeitrahmen bis zum Jahr 2010 erreicht werden können, wurde der South 
Coast Air Quality Management District (SCAQMD) als Verwaltungseinheit eingerichtet. 
Anhand von Planungen und gesetzlichen Regelungen muss der SCAQMD eine praktikable 
Lösung bieten, die nationalen Anforderungen an die Luftqualität fristgerecht zu erfüllen. 
 
In Kalifornien griff man lange Zeit zu den auch bei uns gebräuchlichen Ge- und Verboten in 




den vergangenen Jahren bereits gelungen, Verbesserungen in der Luftqualität zu erreichen – 
allerdings noch nicht in ausreichendem Maße. 
Weitere Verschärfungen in der Gesetzgebung stießen bei den Unternehmen auf erhebliche 
Proteste, sie waren an einem Punkt angelangt, in dem eine Verbesserung durch 
ordnungsrechtliche Instrumente nur mit einem sehr enormen Kostenaufwand zu erreichen 
gewesen wäre. Auch die Politik sah in diesem Weg nicht die Möglichkeit, das angestrebte 
Luftqualitätsziel zu erreichen und gleichzeitig eine gute Zusammenarbeit mit den ansässigen 
Wirtschaftsunternehmen zu wahren. 
So kam es zu dem Entschluss, in der Luftreinhaltepolitik neue Wege zu gehen. Mit einem 
Zusatz von 1990 ermöglichte es das nationale Gesetz zur Luftreinhaltung (Clean Air Act) den 
Verwaltungsbehörden neue marktbasierte Instrumente auszuprobieren. Der SCAQMD 
entwarf in einer dreijährigen Entwicklungsphase in enger Zusammenarbeit mit 
Umweltorganisationen, Unternehmen und Wissenschaftlern ein Emissionshandelsprogramm, 
das die Verbesserung der Luftqualität im Großraum Los Angeles zum Ziel hat. Das Regional 
Clean Air Incentives Market-Programm (RECLAIM) begann im Jahr 1994 und ist zunächst 
bis zum Jahr 2010 angelegt, da es in erster Linie darum geht, die Anforderungen der EPA an 
die Luftqualitätsstandards zu erfüllen.  
 
In der vorliegenden Arbeit wird die Frage beantwortet, ob das Programm in der existierenden 
Form die erhofften ökonomischen und ökologischen Ziele erreichen kann bzw. bisher erreicht 
hat. Daneben könnte es bei neuen politischen Instrumenten zu Problemen kommen, die in der 
Entwicklungsphase nicht bedacht worden sind  – oder aber bewusst in Kauf genommen 
wurden. Weitere Fragen werden sein: Welche Probleme tauchen innerhalb des RECLAIM-
Programms auf, worauf beruhen sie? Wer profitiert von diesem Emissionshandelsprogramm, 
für wen wirft es dagegen Nachteile auf? Wie sehen die unterschiedlichen vom Programm 
Betroffenen und Beteiligten die Resultate nach acht Jahren? 
 
Ich stütze mich bei meiner Untersuchung auf die Daten, die das SCAQMD im Rahmen seiner 
Verpflichtungen zur Information der Öffentlichkeit herausgibt. Daneben gibt es 
Veröffentlichungen der Gesetzestexte seitens der EPA, eigene Evaluationen zur Erfüllung der 
Anforderungen, Informationen durch Umweltverbände und Zusammenschlüsse von privaten 
Interessengruppen.  Zum RECLAIM-Programm existieren Aufsätze über Umweltrecht und zu 
„Environmental Justice“-Problemen. Während meines viermonatigen Aufenthaltes in Irvine, 




University of California und des SCAQMD zu nutzen. Darüber hinaus nutzte ich die 
Gelegenheit, Interviews mit Vertretern aus den verschiedenen am RECLAIM-Programm 
beteiligten bzw. betroffenen Gruppen zu führen. 
 
In dieser Arbeit soll untersucht werden, wo die Chancen und die Schwierigkeiten liegen 
können, wenn ein theoretisches Modell in die Praxis umgesetzt wird. Ein besonderer 
Schwerpunkt wird dabei auf die Beurteilungen und Erfahrungen von betroffenen 
Personenkreisen gelegt. 
Zu Beginn werden die Grundlagen der umweltpolitischen Instrumente erklärt, ihre 
Berechtigung, Theorien der unterschiedlichen marktbasierten Instrumente und ihre Vor- und 
Nachteile. Als Einstieg in den empirischen Teil wird auf die Entwicklung und spezifischen 
Voraussetzungen der Luftreinhaltepolitik in den USA eingegangen, in dessen Rahmen die 
Entwicklung eines Emissionshandelsprogramms möglich geworden ist.  
An die darauf folgende Vorstellung des RECLAIM-Programms in seiner 
Organisationsstruktur und der Ablaufmechanismen schließt sich die ökonomische und 
ökologische Evaluation an. Ein wichtiger Teil der Evaluation wird neben der Betrachtung der 
bisher erreichten ökonomischen und ökologischen Auswirkungen des RECLAIM-Programms 
aus den Ansichten und Beurteilungen von Personen bestehen, die in irgendeiner Art und 
Weise beruflich oder privat mit d em Programm in Berührung kommen oder von seinen 
Auswirkungen betroffen sind. Mit der Konzeption des Programms kommt es zu einigen 
umstrittenen Problemen, die u.a. durch spezifische Gegebenheiten der Bevölkerungs-
verteilung und  –zusammensetzung in Los Angeles auftauchen. Dies wird ein weiterer 
Kritikpunkt werden. 
Abschließend kommt es zur Beurteilung des RECLAIM-Programms auf Grundlage der 
Ausführungen in dieser Arbeit, darin eingeschlossen sind Verbesserungsvorschläge und 
mögliche Modifikationen. 
 




2.   THEORETISCHE GRUNDLAGEN 
2.1   Staatliche Umweltpolitik 
2.1.1   Aufgabe der Umweltpolitik 
Ein Staat ist verantwortlich für den Schutz der Bevölkerung und der natürlichen Umwelt vor 
schädlichen Umwelteinflüssen. Das Niveau der Umweltbewahrung wird von der 
Rechtsordnung wesentlich mitbestimmt, es gibt eine staatliche Verantwortung gegenüber den 
Bürgern, eine Umweltqualität zu gewährleisten, die niemanden gefährdet (vgl. 
Jänicke/Kunig/Stitzel 1999, S. 183).  
Der Zustand der Umwelt soll so erhalten und verbessert werden, 
•  dass Umweltschäden vermieden und beseitigt,  
•  Schäden für Mensch und Umwelt abgewehrt,  
•  und Risiken für Menschen, Tier, Pflanzen, Natur, Landschaft, Umweltmedien und 
Sachgüter minimiert werden (Wicke 1993, S. 120). 
 
Unter dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung ist „Umweltpolitik (…) die Gesamtheit 
der Maßnahmen, die notwendig sind, die natürlichen Lebensgrundlagen und Ressourcen auch 
für die nachfolgenden Generationen zu erhalten und zu verbessern“ (Rogall 2000, S.57). 
Unter dem Begriff Umweltpolitik werden die Gesamtheit der Maßnahmen staatlicher 
Institutionen zur Lösung des Umweltproblems zusammengefasst (vgl. Stengel/Wüstner 1997, 
S.9). In einem demokratischen Gesellschaftssystem haben sich staatliche Institutionen als 
umweltpolitische Entscheidungsträger an den Präferenzen ihrer Wählerschaft zu orientieren, 
die ihnen durch Wahlen direkt oder indirekt mitgeteilt wird (vgl. Stengel/Wüstner 1997, S.9). 
Die Umsetzung der Politik äußert sich dann in konkreten Handlungsanweisungen. Dabei 
bedarf es einer Planung als  „gedankliche Vorwegnahme künftigen Handelns“  (Buttgereit 
1991, S.8, hier zitiert aus Strachowiak, 1970, S.1).
1 
Planung lässt sich definieren als „die systematische Vorbereitung vernunftgemäßen Handelns 
von einzelnen oder von Gemeinschaften, um ein Ziel unter den gegebenen Verhältnissen auf 
die beste Weise zu erreichen“ (Brösel, U. in Junkernheinrich/Klemmer/Wagner (Hrsg.) 1995, 
S. 204).  
                                                                 
1 Die Planung soll eine Prognose darstellen, einen Wertevergleich beinhalten und gestaltend wirken. Sie stellt 
eine Zielvorgabe dar, die mit bestimmten Verhaltensweisen erreicht werden soll. Daher muß sie neben der Frage 





Angestrebte umweltpolitische Ziele müssen von den Akteuren der Umweltpolitik anhand 
geeigneter politischer Instrumente durchgesetzt werden. Die Festlegung dieser „angestrebten 
umweltpolitischen Ziele“ ist dabei ein Prozess, der von subjektiven und objektiven Einflüssen 
gekennzeichnet ist. Ausdruck finden diese dann als Umweltqualitätsziele. Auf die 
Zielbestimmung von Umweltqualitätszielen möchte ich im Folgenden näher eingehen. 
2.1.2  Umweltqualitätsziele 
Absichtserklärungen für den Schutz der Bevölkerung und der Umwelt dienen als Leitbild für 
die daraus abzuleitenden Umweltqualitätsziele. Umweltqualitätsziele beschreiben damit einen 
gewünschten Zustand der Umwelt. Dieser gewünschte Zustand kann zum einen subjektive 
Präferenzen widerspiegeln, in welchem Maße die betroffenen Personenkreise dazu bereit sind, 
Umweltbelastungen zu akzeptieren. Zum anderen folgen Umweltqualitätsziele in den meisten 
Fällen dem aktuellen medizinischen und naturwissenschaftlichen Stand der Forschung. Doch 
Umweltbeziehungen sind komplex und gegenseitige ökologische Wechselwirkungen zu 
einem großen Teil unbekannt. Daher kann nie sicher gesagt werden, ob ein bestimmtes 
Umweltqualitätsziel ausreicht, um den zugesicherten Schutz zu gewährleisten. Es kann sich 
immer nur an den aktuellen Erkenntnissen aus der Forschung orientieren. Ein Safe-Minimum-
Standard muss dennoch eingehalten werden, dieses beschreibt eine bestimmte 
Mindestqualität, der entsprochen werden muss.  
„Die Gewährleistung einer Mindestumweltqualität soll garantieren, dass Ökosystemen die 
Fähigkeit zur Regeneration und Selbstregulierung erhalten bleibt und der Mensch als Nutzer 
dieser Umweltmedien vor gesundheitlichen Schäden bewahrt wird.“ (Gerhard 2000, S. 8) 
 
Umgesetzt werden Umweltqualitätsziele über Immissionsnormen, die zum Schutz des 
Menschen und der Umwelt nicht überschritten werden dürfen.
2 Um diese Immissionsnormen 
einhalten zu können, werden Umweltqualitätsstandards oder –kriterien eingeführt, konkret 
sind dieses dann technische Standards (Anforderungen) an Anlagenbetreiber bzw. 
Schadstoffgrenzwerte (Kreuzburg 1999, S. 32). Die Kontrolle von Immissionen ist somit 
lediglich  über die Regulierung der Emissionen möglich. Die räumliche Verbreitung und 
Konzentration können jedoch über eine Emissionskontrolle nicht beeinflusst werden. 
3 
                                                                 
2  Im Gegensatz zu Emissionen, die von der Quelle ausgehend die Menge der Umweltbelastung bezeichnen, sind 
Immissionen die Menge an Schadstoffen, die an einem bestimmten Standort auf Mensch und Umwelt einwirken. 
3 Bei einer örtlichen Häufung von Anlagen kann eine Überschreitung der Immissionsnormen nicht immer 
verhindert werden, wenn für alle Anlagen gleichen Typs flächendeckend einheitliche Anforderungen gelten 





Der wünschenswerte Zustand der Umwelt, der sich in den Umweltqualitätszielen 
wiederfindet, unterscheidet sich aber oftmals vom realen Zustand der Umwelt. Aus Ist- und 
Sollzustand resultiert eine Abweichung, diese rechtfertigt und fordert damit den Einsatz 
umweltpolitischer Instrumente (Gerhard 2000, S.8).  
 
Nach Junkernheinrich (2000) ist die Bedeutung von Umweltqualitätszielen zwar gestiegen, 
spielt aber trotzdem eine vergleichsweise geringe Rolle. Grund dafür ist das Verständnis von 
Umweltpolitik, das auf einen möglichst umfassenden Umweltschutz zielt. Ein Beleg dafür ist 
die dominierende Interpretation von Kosteneffizienz im öffentlichen Bereich und in der 
Politik: Politik ist dann effizient, wenn sie einen maximalen Nutzen mit gegebenen Mitteln 
erzielt (Maximierungsstrategie) oder ein vorgegebenes Ziel mit minimalem Aufwand erreicht 
(Minimierungsstrategie). Umweltziele sind aber nur mit einer Minimierungsstrategie 
vereinbar, da lediglich auf diesem Weg die vorgegebenen Standards sicher eingehalten 
werden können. Die vorherrschende Sichtweise in fast allen Politikbereichen und damit auch 
in der Umweltpolitik ist allerdings nicht darauf aus, vorgegebene Ziele kostenminimal zu 
erreichen, sondern mit der vorhandenen Ausstattung ein Maximum an Aufgaben zu erfüllen.  
 
„Ebenso (...) ist es auch für weite Teile der Umweltpolitik ungewohnt, eine bestimmte 
Umweltqualität oder Gesamtminderungsfrachten (als Handlungsziel) zu benennen und die 
hierfür nötigen Kosten der Umweltpolitik – sowohl in öffentlichen Haushalten als auch beim 
Verursacher – einzufordern. Statt dessen neigt die Umweltpolitik dazu, mit den gegebenen 
Haushaltsmitteln und den wirtschaftlich für vertretbar gehaltenen (privaten und öffentlichen) 
Umweltschutzkosten das maximal mögliche an Umweltschutz zu erreichen.“ 




















Quelle: eigene Darstellung nach Kreuzburg 1999, S.32 
2.1.3  Prinzipien der Umweltpolitik 
Umweltpolitische Instrumente lassen sich unterschiedlichen rechtlichen Grundansätzen 
zuordnen. Den inhaltlichen Rahmen zur Implementierung von Umweltpolitik steckt das 
Vorsorgeprinzip ab. Es besagt, dass Umweltrisiken vor dem Entstehen verhindert werden 
sollen. Dieses Vorsorgeprinzip lässt sich auch in der Umweltpolitik der USA wiederfinden. 
Die Absichtserklärung der nationalen Umweltpolitik in den USA lautet wörtlich: „To declare 
a national policy which will encourage productive and enjoyable harmony between man and 
his environment; to promote efforts which will prevent or eliminate damage to the 
environment and biosphere and stimulate the health and welfare of man; to enrich the 




to establish a Council on Environmental Quality.“ (Title 42, Chapter 55, Sec. 4321; National 
Environmental Policy Act der USA 1969) 
4 
Umweltpolitik arbeitet dann in der Umsetzung mit Instrumenten des Verursacher-, 
Gemeinlast- und Kooperationsprinzips (vgl. Wicke 1993, S. 150 ff). 
 
Nach dem Verursacherprinzip soll der Verursacher von Umweltbelastungen die Kosten für 
Vermeidung, Beseitigung oder Ausgleich zahlen. Zweck dieses Kostenzurechnungsprinzips 
ist die Berücksichtigung der Umwelt in der Wirtschaftsrechnung und damit deren Schonung 
aus wirtschaftlichem Eigeninteresse. Dabei zählen zu den Instrumenten, die sich am 
Verursacherprinzip orientieren: 
•  Umweltlizenzen 
•  Umweltabgaben 
•  Weitgehend freiwillige Instrumente (Steigerung des Umweltbewusstseins, 
Verhandlungslösungen) 
•  Benutzervorteile 
•  Kooperationslösungen (z.B. Branchenabkommen) 
•  Umweltauflagen in Form von Ge- und Verboten 
•  Direkter öffentlicher Umweltschutz mit Gebühren 
 
Das Gemeinlastprinzip in der Umweltpolitik besagt, dass die Allgemeinheit durch die 
öffentliche Hand für die Kosten einer Umweltschädigung aufkommt. Dieses Prinzip soll nur 
dann zur Anwendung kommen, wenn das Verursacherprinzip nicht durchsetzbar ist. Das kann 
dann der Fall sein, wenn der Verursacher nicht ermittelbar oder finanziell ruiniert ist. Das 
Gemeinlastprinzip kommt auch dann zum Einsatz, wenn in Notfällen schnelle, sofortige 
Maßnahmen nötig sind, oder bei ergänzenden Finanzierungen von Maßnahmen zum Schutz 
der Umwelt. Dazu zählen u.a.: 
•  Subventionen für den Verzicht auf Umweltschädigungen 
•  Umweltsubventionen zur Förderung umweltfreundlicher Produktionsverfahren, Produkte 
und Ersatzstoffe 
•  Staatliche Förderung der umwelttechnischen Innovation 
•  Öffentliche Ausgaben zur nachträglichen Beseitigung von Umweltschäden 
(aus: Wicke 1993, S. 193 f) 
 
                                                                 




Das Kooperationsprinzip baut auf die breite Beteiligung aller gesellschaftlichen Kräfte am 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozess. Durch Mitwirkung und Mitverantwortung soll 
Umweltpolitik mit möglichst großer Unterstützung aller Betroffenen durchgeführt werden. 
Das Kooperationsprinzip ist damit eine wesentliche generelle Bedingung erfolgreicher 
Umweltpolitik und sollte sich grundsätzlich in allen instrumentellen Ansätzen wiederfinden. 
(vgl. Wicke 1993, S. 194; Buttgereit 1991 S. 13 f) 
 
Als Beurteilungskriterien der umweltpolitischen Instrumente gelten dabei: 
•  Ökologische Wirksamkeit: Ob und wie minimieren die instrumentellen Ansätze die 
gesteckten ökologischen Ziele und damit die Umweltrisiken? 
•  Ökonomische Effizienz als Beurteilungsmaßstab, um volkswirtschaftliche Kosten für die 
Erreichung der Umweltziele mittels verschiedener Instrumente vergleichen zu können. 
•  Praktikabilität: Beurteilung umweltpolitischer Instrumente nach 
-  politischer Durchsetzbarkeit 
-  Informationserfordernissen des Staates 
-  Planungsproblemen bei der Vorausschau  
-  Kontrollerfordernissen seitens des Staates. 
•  Reversibilität und Flexibilität: Ob und wie können unterschiedliche Instrumente an neue 
Umweltnormen angepasst werden? 
•  Systemkonformität: Die einzelwirtschaftliche Dispositionsfreiheit im marktwirtschaft-
lichen System soll gewahrt bleiben. 
•  Verteilung: Berücksichtigung interpersoneller Verteilungsaspekte als Folge der 
Verwirklichung einzelner Strategien. 
(vgl. Buttgereit 1991, S. 15 f) 
 
Auch Gerhard weist darauf hin, dass die umweltpolitische Instrumentenkombination 
insbesondere in bezug auf die ökonomische und ökologische Effektivität und Verträglichkeit 
betrachtet werden sollte (Gerhard 2000, S. 29). Dabei sind diese Instrumente auch daraufhin 
zu untersuchen, wie erfolgreich alternative Instrumente in der Erreichung einer bestimmten 
Umweltqualität bereits waren, bzw. welche Potenziale sie zur Erreichung einer angestrebten 
Umweltqualität besitzen. 
 
„Umweltpolitische Instrumente sind daher auf ihre Eignung zu überprüfen, ein in der Regel 




Die Umweltqualitätsziele dürfen a ber nicht nur punktuell sichergestellt werden, sondern 
sollten dauerhaft gesichert werden. Daher ist auch die Dauerhaftigkeit der erreichten 
Umweltqualitätsziele zu gewährleisten.  
2.1.4  Zielkonflikt Umwelt- und Wirtschaftspolitik 
Im Rahmen der Umwelt- und der Wirtschaftspolitik treten immer wieder Zielkonflikte auf, 
insbesondere in den Bereichen Wachstum und Beschäftigung (vgl. Dorn 1996, S. 20). Nach 
Junkernheinrich sind hierfür unvereinbare Konzepte zwischen Ökologie und Ökonomie 
verantwortlich. Während  die Ökologie gemeinsam mit der Umweltethik das 
Nachhaltigkeitsprinzip verfolgt, strebt die Umweltökonomie nach individueller 
Nutzenmaximierung (vgl. Junkernheinrich 2000, S. 17). Die Nutzung der Umwelt als 
Aufnahmemedium und Ressource ist für die wirtschaftliche Entwicklung eines Staates nötig, 
deshalb sollte entsprechend auch die Umweltpolitik im Einvernehmen mit der 
Wirtschaftspolitik stehen (vgl. Buttgereit 1991, S. 63). Aber auch andersherum kann gerade 
im Bereich des wirtschaftlichen Wachstums sehr deutlich darauf hingewiesen werden, dass 
auf langfristige Sicht die Erhaltung der Umwelt und die Schonung von Ressourcen von 
existenzieller Bedeutung ist. Um zu erreichen, dass dieser sparsame Umgang im Interesse der 
Wirtschaftssubjekte liegt, ist es erforderlich, die Rahmenbedingungen dementsprechend zu 
ändern (vgl. Dorn 1996, S.20). 
Um die begrenzte Assimilationsfähigkeit der Umwelt nicht zu überbeanspruchen, muss es zu 
einer Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltverbrauch kommen. Bei 
verbesserten technischen Voraussetzungen werden innerhalb der Produktion weniger 
Ressourcen eingesetzt, bzw. es kann bei gleich bleibendem Umweltverbrauch eine 
Produktionssteigerung erzielt werden. Gleichzeitig müssen Emissionsmengen nicht 
zunehmen, wenn Innovationen der Vermeidungstechnologien dieses ermöglichen.  „Der 
umwelttechnische Fortschritt eröffnet die Möglichkeit, Umweltnutzungen auf einem 
konstanten Niveau zu stabilisieren und ein positives Wirtschaftswachstum 
aufrechtzuerhalten.“ (Gerhard 2000, S. 35) 
5 
Welche  Annahmen die Umweltökonomie zum Nutzen des Marktes dabei voraussetzt, auf 
welche Theorien sie sich stützt und welche Ansätze sie daraus für umweltpolitische 
Instrumente entwickelt hat, soll nachfolgend erklrt werden. Dieses sind die Grundlagen für 
marktbasierte umweltpolitische Instrumente. 
                                                                 
5  Innovationsanreize gehen von sämtlichen Instrumenten aus, die sich am Verursacherprinzip orientieren: 
Auflagen, Abgaben und Lizenzen verändern die ökonomischen Rahmenbedingungen und setzen damit 




2.2  Sozioökonomisches Problem der Umweltzerstörung 
2.2.1   Umwelt als „knappes Gut“ 
In der ökonomischen Theorie gilt Umwelt als ein Gut, das nur in begrenztem Umfang zur 
Verfügung steht und endlich ist. Die Umwelt ist damit ein „knappes Gut“. Zu den 
Umweltgütern zählen Luft, Wasser, Boden und Ressourcen (Gerhard 2000, S. 6). In der 
neoklassischen Gleichgewichtstheorie erfolgt die effizienteste Güterverteilung über den 
Marktmechanismus (Rogall 2000, S. 64). Knappe Güter und Ressourcen werden so 
eingesetzt, dass sie den größtmöglichen Nutzen stiften. In einer Volkswirtschaft ist das für die 
Gesellschaft die Wohlfahrtssteigerung. 
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Abb. 2: Funktionen der natürlichen Ressourcen für die Ökonomie 
Funktionen der natürlichen Ressourcen für die Ökonomie:
Produktionsfunktion
Hierzu gehören die Versorgung der Gesellschaft mit 
natürlichen Ressourcen, d.h. mit den öffentlichen Gütern Luft, 
Wasser und Landschaft sowie die Bereitstellung  der 
erneuerbaren und nicht erneuerbaren Rohstoffe (inkl. 
Primärenergieträger) und des Bodens zur Besiedelung und 
Bebauung.
Aufnahmefunktion
Die Umwelt nimmt die bei der Produktion und Konsumption 
entstehenden nicht erwünschten Nebenprodukte auf, z.B. 
Abfälle und Emissionen.
Regelungs- und Lebensraumfunktion
Die natürliche Umwelt sorgt für die Aufrechterhaltung des 
Naturhaushaltes und stellt den Lebensraum für alle 
Lebewesen (Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Mikroorganismen) dar.
Reproduktionsfunktion
Zur Reproduktionsfunktion werden alle ästhetischen und 
Erholungsfunktionen gerechnet.  
Quelle: Rogall 2000, S.64 
 
Theoretisch stellt sich langfristig immer ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
ein, in dieser Situation entsprechen die Grenznutzen der Konsumenten den Grenzkosten zur 




Erstellung mehr Kosten verursacht als es für die Konsumenten Nutzen stiften kann. Ist der 
Gleichgewichtszustand erreicht, das sogenannte Pareto-Optimum, so kann durch eine 
Umverteilung kein Individuum besser gestellt werden ohne ein anderes schlechter zu stellen. 
Das Knappheitsproblem kann durch den Markt nicht beseitigt werden, es kann die knappen 
Güter aber dorthin lenken, wo sie für die Gesellschaft den größten Nutzen entfalten (vgl. 
Wicke 1993, S. 29). Geregelt wird diese Verteilung über das Preisprinzip: Wird ein Gut oder 
Produktionsfaktor knapp, so spiegelt sich dies in einem ansteigenden Preis wider. Das 
Endprodukt wird teurer und die Nachfrage sinkt. Das Unternehmen wird daraufhin die 
Produktion reduzieren, bis das Angebot wieder der Nachfrage entspricht (Rogall 2000, S. 66).  
 
Diese Annahme gilt allerdings nur dann, wenn jedem Gut ein eindeutiger Preis zugewiesen ist 
und keine Preisverfälschungen vorliegen. Beeinflussungen, die am Preissystem vorbei den 
direkten Nutzen betreffen, nennt man „externe Effekte“ (Wicke 1993, S. 30). Oft ist dies aber 
gerade bei Umweltgütern das Problem.  
2.2.2  Externe Effekte 
„Externe Effekte treten auf, wenn sich Aktivitäten eines Wirtschaftssubjekts auf die 
Produktions- bzw. Konsumfunktionen von Dritten positiv oder negativ auswirken, ohne dass 
diese als Empfänger der Vorteile etwas dafür bezahlen (positive externe Effekte) oder als 
Träger der externen Kosten dafür eine Entschädigung erhalten (negative externe Effekte).“ 
(Binder 1999, S. 1) 
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In der ökonomischen Theorie entstehen Umweltprobleme dadurch, dass „Umweltqualität“ 
und einige Umweltgüter keinen oder nur einen sehr geringen Preis haben. Mit zunehmender 
Umweltbelastung müsste der Preis für knappe Ressourcen nach dem Marktprinzip so lange 
ansteigen, bis die Produktion - als Reaktion auf die sinkende Nachfrage - reduziert wird (vgl. 
Rogall 2000, S. 66). Unternehmen können aber große Teile der steigenden Kosten auf Dritte 
übertragen. Abfallentsorgung und die Belastung von Luft, Wasser und Boden werden oft 
nicht angemessen bezahlt, sondern entstehende Kosten und Belastungen werden an die 
Gesellschaft weitergegeben. Über Steuerabgaben werden dann z.B. Kläranlagen finanziert 
und Sanierungsprogramme entwickelt. Darunter fällt dann auch der Werteverlust einer 
                                                                                                                                                                                                           
6 Unter Wohlstand wird die Gesamtheit der materiellen und immateriellen Bedürfnisse der Menschen 
verstanden, die für das subjektive Wohlstandsempfinden Bedeutung haben (Wicke 1993, S.14). Somit unterliegt 




Landschaft: Die Natur verliert an Wert und „Erholungscharakter“ durch Monokulturen, 
Zersiedelung, Artensterben etc. (Rogall 2000, S. 66). Bei der Nutzung entstehen nicht die 
Kosten, die der Volkswirtschaft tatsächlich anfallen  – die einzelwirtschaftlichen Kosten 
weichen von den gesamtgesellschaftlichen Kosten ab. Das Preissystem spiegelt die Knappheit 
der Ressourcen nicht in einem Maße wieder, das ausreicht, um eine effiziente Nutzung zu 
gewährleisten. Es kommt zu einer Fehlallokation der Umweltgüter, als Konsequenz ergibt 
sich eine Überversorgung mit Gütern, die durch Produktion oder Konsum Umweltschäden 
erzeugen (vgl. Binder 1999, S. 1; Frey/Blöchliger/Staehelin-Witt 1993, S. 46). 
 
Für dieses Problem gibt es mehrere Gründe: Ein großer Teil der Umweltgüter sind 
Kollektivgüter (oder auch: öffentliche Güter). Niemand kann von der Nutzung ausgeschlossen 
werden (Nicht-Ausschluss-Prinzip). In der Regel ist es nicht möglich, diese Güter aufzuteilen 
(z.B. Luft). Theoretisch liegt keine Rivalität vor, der Konsum durch v iele Personen 
beeinträchtigt nicht den weiteren Konsum durch zusätzliche Personen (Rogall 2000, S. 67). 
Eine weitere Einflussgröße ist das sogenannte Gefangenendilemma, es spiegelt sich im 
„Trittbrettfahrersyndrom“ oder dem Allmende-Problem wider. Für das einzelne Individuum 
ist es einzelwirtschaftlich unrational, seine Präferenz für eine gute Umweltqualität öffentlich 
zu zeigen. Die Konsequenz daraus wäre, dass es für die Bereitstellung eines von ihm 
ausdrücklich gewünschten Gutes zahlen müsste. Von dem Konsum eines öffentlichen Gutes 
kann aber niemand ausgeschlossen werden, doch jeder profitiert von seiner Erstellung 
(Stengel/Wüstner 1997, S. 40). Als Beispiel kann das Umweltgut „saubere Luft“ dienen. Jede 
Person hat Zugang zu diesem Gut, niemand wird ausgeschlossen, jeder profitiert von einer 
guten Luftqualität. Verzichtet eine Person nun auf die tägliche Fahrt mit dem Auto zur Arbeit 
und benutzt statt dessen die öffentlichen Verkehrsmittel, so leistet sie damit einen Beitrag zur 
Verbesserung der Luftqualität. Es profitiert davon aber nicht ausschließlich diese eine Person, 
sondern die gesamte Gesellschaft. Darüber hinaus ist der Einzelbeitrag so gering, dass durch 
sein alleiniges Verhalten kein großer Unterschied zu bemerken sein wird. Erwartet die 
betroffene Person, dass sich außer ihr oder nur wenigen Personen niemand sonst an der 
Erstellung beteiligt, so entstehen ihm persönlich nur Nachteile: geringere Mobilität und 
minimale Verbesserung der Luftqualität (vgl. Wicke 1993, S. 42). Das Umweltverhalten wird 
also in großem Maße auch von den Erwartungen bestimmt, wie andere sich verhalten werden. 
Obwohl durch eine Verbesserung jeder profitieren würde, hemmt der Kollektivgutcharakter 
die persönliche Opferbereitschaft. 
                                                                                                                                                                                                           





Das Charakteristikum der Nichtrivalität t rifft für einige Umweltgüter nicht zu, da es zu 
Verwendungsrivalitäten kommen kann. Diese bestehen z.B. in Kapazitätsgrenzen. Bei der 
Unterschreitung einer bestimmten Qualitätsgrenze kann Wasser z.B. weder zur Produktion 
genutzt werden noch konsumiert werden (Trinkwasser, Badeseen). Die unbegrenzte 
Entnahme oder der Gebrauch ist also nicht möglich. Es kann aber auch zu zeitlichen 
Rivalitäten kommen, die heutige Nutzung von Erdöl schließt die Nutzung durch kommende 
Generationen aus (Rogall 2000, S. 68). Die  Verwendung folgt in keiner Weise einem 
Effizienzkriterium, sondern dem „Recht des Stärkeren“ (Gerhard 2000, S. 6). 
In beiden Fällen gilt aber in der Umweltökonomie, dass es ein Optimum an Umweltbelastung 
gibt. Dabei werden die Kosten und Nutzen der verschiedenen Verwendungsarten einander 
gegenübergestellt. Die zusätzlichen Kosten einer umweltpolitischen Maßnahme müssen dem 
zusätzlichen Nutzen entsprechen (vgl. Geres 1992, S. 28). Die Kurve GKu stellt die 
zunehmenden Kosten der zunehmenden Umweltbelastung dar. Die Kurve GKv stellt die 
Vermeidungskosten dar, sie ist von rechts nach links zu lesen. Es ist zu erkennen, dass die 
ersten Einheiten der Umweltbelastung noch keine hohen Kosten verursachen. Das 
Aufnahmevermögen z.B. von Wasser ist noch nicht sehr beansprucht. Mit zunehmender 
Belastung steigen die Kosten aber exponentiell an. Ähnlich verhält es sich mit den 
Vermeidungskosten. Die ersten Schadeinheiten können zu geringen Kosten vermieden 
werden, mit abnehmender Verschmutzung wird es zunehmend teurer, eine weitere 
Verbesserung zu erzielen. Aus dem Schnittpunkt dieser beiden Kurven ergibt sich das 
ökonomische Optimum an Umweltbelastung (Frey/Blöchliger/Staehelin-Witt 1993, S. 50). 
 
Abb. 3: Das Optimum an Umweltbelastung  
 
                                                                                                                                                                                                           




Quelle: Frey/Blöchliger/Staehelin-Witt 1993, S. 50 
 
2.2.3  Betrachtungen zum Ansatz der Umweltökonomie in der staatlichen Realität 
Dem Staat werden damit unterschiedliche Aufgaben bei der Allokation von Umweltgütern 
zugewiesen. Zum einen verlangt die Ökonomie eine Liberalisierung im Umgang mit Umwelt 
und Ressourcen, um das Marktversagen zu beseitigen, auf der anderen Seite wird zur 
Sicherung des Ökosystems eine staatliche Intervention verlangt (Buttgereit 1991, S. 69). Das 
Idealziel der Umweltökonomie ist dabei die Wohlstandsoptimierung. Aus realpolitischen 
Erwägungen ist dies aber nicht über einen reinen Marktmechanismus zu ermöglichen. Das 
Problem dabei ist, dass eine monetäre Bewertung der Umweltgüter häufig nicht möglich ist. 
Die volkswirtschaftlichen Kosten für „Luftverschmutzung“ zu bestimmen, ist fast unmöglich, 
da auch die subjektiven Idealvorstellungen von „Umweltqualität“ eine Rolle spielen. 
Wirtschafts- und umweltpolitische Ziele können weder eindeutig identifiziert, noch 
gesellschaftlich bewertet werden  (ausführlich dazu: Wicke 1993, S. 19 ff). Der erhoffte 
Nutzen einer umweltpolitischen Maßnahme ist der Grund für die Artikulierung von 
Umweltproblemen durch die Öffentlichkeit, obwohl die Nutzen zukünftiger und diffuser 
Natur sein können, wohingegen die Kosten einer umweltpolitischen Maßnahme für den 
Moment sehr genau bestimmt werden können (Hansjürgens 2000 in: Wentzel, B.; Wentzel, 
D.; S. 186). Umweltökonomie kann in diesem Fall jedoch einen Beitrag zur 
gesamtgesellschaftlichen Kostenminimierung in der Umweltpolitik leisten. Damit kann der 
Staat neben den Ansprüchen an eine nachhaltige Umweltpolitik auch den wirtschaftlichen 
Ansprüchen gerecht werden. 
 
Wichtig ist es, die statische und die dynamische Effizienz des Wirtschaftsprozesses zu 
berücksichtigen. Unter der statischen Effizienz versteht man in der neoklassischen Theorie 
das vorangegangen beschriebene Optimum des Umweltnutzungsniveaus als Schnittpunkt der 
Grenzschadenskosten und der Grenzvermeidungskosten. Auf d iese Weise werden die 
Gesamtkosten der Umweltnutzung minimiert (vgl. Gerhard 2000, S. 32). 
Da es aber in der Umweltpolitik zumeist um das Erreichen bestimmter Zielvorgaben in Form 
von Umweltqualitätsstandards geht, kann statische ökonomische Effizienz hier nicht im Sinne 
der Neoklassik definiert werden. Dabei spricht Wicke von der Übertragung des ökonomischen 
Rationalitätsprinzips in seiner Ausformung als Minimalprinzip auf die Umweltpolitik: Ein 
vorgegebenes ökologisches Ziel, z.B. in Form eines Grenzwertes für die Umgebungsluft, wird 




dass sich jeder Einzelne gewinnstrebend verhält und nach möglichst kostenminimierenden 
Reduktionsmaßnahmen sucht. In gesamtwirtschaftlicher Sicht bedeutet dies, dass nicht jeder 
Emittent die gleiche Reinigungsleistung erbringen muss, sondern Emissionsreduktionen dort 
vorgenommen werden, wo die Kosten dafür am geringsten ausfallen.  
 
„Aus dem umweltpolitischen Instrumentenkanon sind diejenigen Instrumente bzw. 
Instrumentenkombination auswählen, durch die die gesamtwirtschaftlichen Kosten der 
umweltpolitischen Zielerreichung minimiert werden.“ (Gerhard 2000, S. 33) 
 
Bei der dynamischen Effizienz werden weitere Faktoren berücksichtigt. Die Kosten für 
Vermeidungstechnologien sind nicht unveränderlich vorgegeben. Daher ist es nicht 
ausreichend, in der Umweltpolitik lediglich die Kosteneffizienz zu verfolgen, sondern auch 
den technischen Stand der Vermeidungstechnologien zu berücksichtigen. Von d en 
eingesetzten umweltpolitischen Instrumenten sollte daher auch ein dauerhafter 
Innovationsanreiz im Bereich der umwelttechnischen Forschung und Entwicklung ausgehen. 
Durch Verbesserung im umwelttechnischen Bereich werden die Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital bei der Emissionsverminderung effizienter genutzt und damit die ökologische 
Produktivität erhöht (Gerhard, S. 34). Auf diese Weise wird unter gleichbleibendem 
Faktoreinsatz eine höhere ökologische Qualität erreicht, bzw. ein angestrebtes Umweltziel 
kann mit geringeren Kosten verwirklicht werden (vgl. Gerhard 2000 S. 34 f; Endres 1994, S. 
131). 
2.3  Internalisierungsstrategien 
Die Lösung aus Sicht der Umweltökonomie besteht darin, die auftretenden externen Effekte 
zu internalisieren, der Umwelt also einen Marktwert zuzuordnen. Dabei stehen theoretisch 
verschiedene Varianten zur Verfügung, ich gehe im Folgenden auf die Theorien ein, die heute 
Grundlage der marktorientierten umweltpolitischen Instrumente sind. 
2.3.1  Pigou-Steuer und Subventionen  
Es war Pigou, der in den 20-er Jahren erstmals die externen Effekte genauer untersucht hat. 
Gleichzeitig entwickelte er auch einen Lösungsvorschlag, wie diese zu internalisieren seien.  
 
A.C. Pigou: „The Economics of Wefare“ (Pigou, 1929) 
„It is plaint, that divergences between private and social net product of the kinds we have far 




of the contractual relation between any two contracting parties, because the divergence arises 
out of a service or disservice rendered to persons other than the contracting perties. It is, 
however, possible for the State, if it so chooses, to remove the divergence in any field by 
„extraordinary encouragements“ or „extraordinary restraints“ upon investments in that 
field. The most obvious forms which these encouragements and restraints may assume are, of 
course, those of bounties and taxes. (...) The private net product of any unit of investment is 
unduly large relatively to the social net product in the businesses of producing and 
distributing alcoholic drinks. Consequantly, in nearly all countries, special taxes are placed 
upon these businesses.“ 
 
Pigou schlägt damit eine Umweltabgabe vor, welche vom Verursacher zu zahlen ist, um die 
einzelwirtschaftlichen Kosten den gesamtwirtschaftlichen Kosten anzugleichen. Dabei wird  
dem Verursacher die Differenz zwischen einzel- und volkswirtschaftlichen Kosten angelastet. 
Eine rohstoffintensive Produktion oder hohe Emissionsraten ziehen damit ökonomische 
Nachteile im Vergleich zu ressourcenschonender Produktion mit sich (Endres 1985, S.28).  
Der Staat zahlt Subventionen für positive externe Effekte bzw. erhebt Steuerabgaben für 
negative externe Effekte. Der Verursacher wird seine wirtschaftlichen Aktivitäten anpassen, 
bis sich sein Verhalten auf pareto-optimalem Niveau befindet (Endres 1994, S. 91). Damit ist 
der externe Effekt internalisiert. 
 
„Konkret bedeutet dies, dass die Pigou-Steuer exakt in Höhe der jeweiligen sozialen Kosten 
der Volkswirtschaft liegen müsste, um die (betriebswirtschaftlichen) Grenzvermeidungskosten 
und die (volkswirtschaftlichen) externen Grenzkosten gleichzusetzen; dies setzte aber die 
genaue Kenntnis der monetären Kosten der Umweltschädigung voraus.“ (Buttgereit 1991, S. 
37) 
 
Damit weist Buttgereit auf ein erhebliches Problem und einen Kritikpunkt an der Pigou-
Steuer hin. Die Umweltschädigung kann nicht monetarisiert werden, da 
naturwissenschaftliche Zusammenhänge und Wirkungsketten nicht ausreichend bekannt sind. 
Darüber hinaus i st es nicht möglich, die persönlichen Präferenzen und Bewertungen 
sämtlicher betroffener Personen zu kennen (vgl. Bonus/Häder 1998). Die Informations-
grundlage des Staates ist nicht ausreichend, um eine vollkommene Internalisierung zu 
ermöglichen (Ewringmann 1995, in: Junkernheinrich/Klemmer/Wagner – Hrsg., S. 252).  








2.3.2  Verhandlungslösungen nach Coase  
Nach dem „Property-Rights“-Ansatz von Coase ist die fehlende Zuweisung von exklusiven 
Nutzungsrechten an Umweltgütern der Grund einer fehlenden Marktbewertung (vgl. Gerhard 
2000, S.6). Im Gegensatz zu Pigou lehnt Coase mit seinem Konzept die Regulierung und den 
Eingriff durch den Staat zur Internalisierung der externen Effekte ab. Das Bestehen externer 
Effekte erfordert nicht automatisch staatliche Interventionen in das Wirtschaftssystem, wie 
Pigou es fordert. Nach Coase können die Beteiligten in einem Wirtschaftssystem aus sich 
heraus in der Lage sein, zu einer effizienten Lösung zu kommen und damit eine 
Internalisierung vorzunehmen (Weimann 1995, S. 38). Der von Coase formulierte Ansatz von 
1960 zieht für die Festlegung des Umweltniveaus nicht den Staat als Verantwortlichen heran, 
sondern nutzt Verhandlungen zwischen Schädigern und Geschädigten, um eine 
Internalisierung externer Effekte zu erreichen. Dabei wird der reziproke Charakter von 
Externalitäten berücksichtigt: Erst durch eine Nutzungskonkurrenz oder Rivalität um ein Gut 
kommt es zu Knappheiten. Damit ist jeder, der ein Gut nachfragt, auch Verursacher von 
dessen Knappheit. Wer das Recht zur Nutzung eines Gutes bzw. einer Ressource hat, um dann 
anschließend in Verhandlungen um deren Verwendung zu treten, kann durch die Schaffung 
von Eigentums-, Verfügungs- und Nutzungsrechten bestimmt werden (Frey/Staehelin-
Witt/Blöchliger 1993, S. 55). 
Die Fehlallokation seitens des Staates wird hier also durch direkte Interaktion zwischen 
Schädigern und Betroffenen ausgeglichen. Dabei wird der Eingriff durch den Staat 
weitgehend minimiert, er ist im Prinzip nur für die Zuweisung klarer Eigentumsrechte 
verantwortlich (Buttgereit 1991, S. 38).  
Diese können nach zwei unterschiedlichen Prinzipen zugeteilt werden: Nach der „Laissez-
faire“-Regel muss der Betroffene dem Verursacher eine Kompensationsleistung für die 
Unterlassung von Umweltbelastung zahlen. Er entschädigt ihn damit für den ökonomischen 
Verlust, der z.B. durch eine geringere Produktionsrate entsteht. Nach der Verursacher-Regel 
muss dagegen der Verursacher eine Entschädigung an die von der Umweltbelastung 
Betroffenen zahlen. Es besteht seitens der Geschädigten ein Anspruch auf 
Nichtbeeinträchtigung durch den Schädiger. Der Verursacher ist also dazu verpflichtet, für die 
Nutzung einer Ressource (z.B. als Aufnahmemedium) zu zahlen (Endres 1994, S. 34).  
Er kommt mit seiner Theorie jedoch zu dem Schluss, dass die Ausgangslage nach der 
Zuteilung der Eigentumsrechte nicht ausschlaggebend für den Erfolg ist. In beiden Fällen sind 
die beteiligten Parteien daran interessiert, sich nach den Verhandlungen in einer besseren 




an einen pareto-optimalen Zustand ist die Motivation zur Aufnahme der Verhandlungen, an 
deren Ende in beiderseitigem Einverständnis das optimale Niveau der Umweltbelastung steht. 
Während dieser Verhandlungen werden Eigentumsrechte an dem betreffenden Gut von einer 
Partei an die andere Partei weitergegeben. Auf diese Weise werden sämtliche Externalitäten 
über die Schaffung von Eigentumsrechten internalisiert, die Umweltressource wird zu einem 
marktfähigen Gut (Frey/Staehelin-Witt/Blöchliger 1993 , S.55). 
 
„Unabhängig vom staatlicherseits gewählten eigentumsrechtlichen Rahmen führen die 
Verhandlungen zu ein und demselben Ergebnis bezüglich des Emissionsniveaus. Dieses 
Niveau ist gesellschaftlich optimal.“ (Endres 1994, S. 39) 
 
Coase erkannte bereits selbst, dass sein Theorem angreifbar ist. Ein Problem besteht z.B. in 
der technischen Nichtausschließbarkeit vom Konsum. Im Besonderen betrifft dies öffentliche 
Güter, denn für „saubere Luft“ oder „unversehrte Landschaften“ können keine exklusiven 
Eigentumsrechte zugewiesen werden (Frey/Staehelin-Witt/Blöchliger 1993, S. 60). 
Des weiteren werden in der Verhandlungslösung keine Transaktionskosten berücksichtigt. 
Bestehend aus Informations-, Handlungs- sowie Einigungskosten können diese gerade in 
einer großen Gruppe sehr hoch sein. Sobald aber die Transaktionskosten höher ausfallen 
sollten als der potentielle Nutzengewinn, findet eine Übertragung von Eigentumsrechten nicht 
statt, obwohl dieses die effizienteste Lösung wäre (Weimann 2003, S.41).
8 
2.4  Umsetzung in die Praxis 
 
Die Modelle umweltpolitischer Instrumente, die bisher mehr oder weniger in die Praxis 
Einzug gefunden haben, gehen im Wesentlichen auf die Pigou-Steuer zurück. Der 
Verhandlungslösung nach Coase wurden erst später Teilelemente entnommen. Praktische 
Bedeutung erlangte die Pigou-Steuer damit, dass aus ihr der Standard-Preis-Ansatz von 
Baumol und Oates hervorgegangen ist (vgl. Endres 1994, S. 96). 
2.4.1  Standard-Preis-Ansatz 
Diese Weiterentwicklung im Sinne der Pigou-Steuer von Baumol/Oates aus den 70-er Jahren 
gibt die Suche nach einem theoretisch fundierten Ziel zugunsten eines politisch festgelegten 
Umweltzieles auf. Da die vollständige Internalisierung nicht möglich ist (wie oben angeführt), 
verfolgen Baumol und Oates die Absicht, ein vorgegebenes Umweltziel mit möglichst 
                                                                 




minimalen Kosten zu verwirklichen. Hier findet sich auch die bereits vorher angesprochene 
Minimalisierungsstrategie wieder. Um ein angestrebtes Umweltziel zu erreichen, werden die 
Verursacher mit Abgaben belastet, die auf Energie, Ressourcen oder Produkte erhoben 
werden. Theoretisch soll sich daraufhin der Ressourcenverbrauch verringern, bis der 
angestrebte Umweltstandard erreicht ist. Dorn weist darauf hin, dass beim Standard-Preis-
Ansatz das Problem besteht, dass die Vermeidungskosten jedes einzelnen Emittenten bekannt 
sein müssen (vgl. Dorn 1996, S. 35). Wird das angestrebte Umweltziel verfehlt, so müssen die 
Abgaben angepasst werde, bis über das sog. „Trial-and-Error“-Verfahren die Abgabenhöhe 
erreicht ist, die zur Zielerreichung nötig ist. Damit wird nicht der pareto-optimale Zustand 
hergestellt, sondern lediglich ein vorgegebenes Umweltziel so ökonomisch effizient wie 
möglich erreicht (Vgl. Buttgereit 1991, S. 36).  
 
Im Fall des Standard-Preis-Ansatzes findet die Steuerung über den Preis statt. Eine weitere 
Möglichkeit ist die Steuerung über die Menge: Es werden Zertifikate über eine bestimmte 
Menge an Verschmutzungsrechten herausgegeben. Der Preis bestimmt sich dann im 
Folgenden am Markt (Weimann 1995, S. 169). Dies ist die Mengenvariante der 
marktbasierten Ansätze, die über handelbare Umweltnutzungsrechte realisiert werden kann. 
Hier finden sich Emissionshandelsprogramme über Zertifikatehandel wieder. Die 
Funktionsweise möchte ich nun näher erläutern. 
2.4.2  Emissionszertifikate 
 
2.4.2.1 Grundprinzip 
Der auf Dales zurückgehende Ansatz wurde Anfang der 70-er Jahre unter den Begriffen 
„Verschmutzungsrechte“ ( pollution rights)  bekannt, synonym verwendet werden auch die 
Begriffe Umweltlizenzen, Emissionszertifikate oder Emissionsrechte (vgl. Dorn 1996, S. 35). 
Dabei wird aufgrundlage eines anvisierten Umweltzieles eine Obergrenze für die gesamte 
Emissionsmenge einer Region festgelegt.  
Der staatlichen Instanz fällt die Aufgabe zu, diese Gesamtemissionsmenge in viele kleine 
Einheiten zu stückeln und als Emissionszertifikate zu verbriefen (vgl. Endres 1994, S. 106). 
Das Recht, Emissionen an die Umwelt abzugeben, hat der Verursacher nur dann, wenn er 
dazu über Zertifikate in ausreichender Menge verfügt. Diese Zertifikate werden unter den 
Emittenten auf einem Markt gehandelt, damit wird die Aufteilung des Rechts auf das Ausmaß 
der Umweltbelastungen an die Verursacher übertragen (vgl. Endres 1994, S. 106). Der Staat 




bzw. „Eigentum“ an der Luft als Aufnahmemedium für Schadstoffe  (Wicke 1993, S. 242). 
Ein Anlagenbetreiber wird dann Emissionsrechte erwerben, wenn die benötigte 
Zertifikatemenge günstiger ist als die Installation neuer Vermeidungstechniken zur 
Reduzierung einer entsprechenden Schadstoffmenge. Aber auch ein Anbieter mit 
fortschrittlicher Vermeidungstechnik kann durch den Verkauf nicht benötigter Zertifikate den 
entsprechenden Gegenwert über den Markt erhalten (vgl. Dorn 1996, S. 36). Das Ziel ist es, 
die Vermeidungsmaßnahmen auf die Unternehmen zu lenken, bei denen mit den selben 
Kosten die größten Umweltschutzeffekte erzielt werden können (vgl. Dorn 1996, S. 35). Dies 
ermöglicht eine Minimierung der gesamtgesellschaftlichen Vermeidungskosten. Auch der 
Staat oder Privatpersonen können sich am Handel beteiligen, wenn sie die 
Gesamtemissionsmenge verringern wollen. In diesen Verhandlungsaktionen zwischen den 
Akteuren findet sich auch der Ansatz von Coase wieder: Durch die Festlegung der 
Zertifikatemenge ist zwar bereits ein ökologischer Rahmen vorgegeben, bei gewünschten 
weiteren Emissionsreduzierungen hat jede Person die Möglichkeit, Zertifikate aufkaufen und 
diese vom Markt zu nehmen.  
Aus theoretischer Sicht handelt es sich bei der Mengensteuerung über Zertifikate um ein 
ähnliches Modell wie sie Steuerabgaben darstellen. Ein vorgegebenes Umweltziel kann bei 
korrekter Bestimmung des Preises bzw. der Menge realisiert werden (Wiesmeth 2003, S. 84). 
Unterschiede gibt e s dagegen beim Informationsbedarf: Umweltzertifikate erlauben eine 
genauere Festlegung der Emissionsmengen und damit eine höhere ökologische 
Treffsicherheit. Auch aus moralischer Sicht ergibt sich ein großer Unterschied zwischen dem 
„Recht“ auf Emissionen und einer Steuer für Umweltbelastungen (Wiesmeth 2003, S. 84). 
Nach Hansjürgens und Fromm vereinen Zertifikatelösungen damit zwei Vorteile: Im 
Gegensatz zu Auflagen ermöglicht der Handel mit Zertifikaten Umweltschutz zu geringen 
volkswirtschaftlichen Kosten. Damit erfüllt dieses Instrument das Kriterium der 
ökonomischen Effizienz. Aber auch der ökologischen Effizienz wird genüge getan: Wie 
bereits erwähnt kann die zulässige Gesamtemissionsmenge, anders als bei einer Steuerabgabe, 
zielgenau vorgegeben werden (Hansjürgens/Fromm 1994, S. 475).  
 
2.4.2.2 Gruppeninteressen 
Gerhard weist darüber hinaus auf mögliche Widerstände bei der Implementierung neuartiger 
politischer Instrumente hin. Da es sich bei der Zertifikatelösung um eine institutionelle 
Neuerung in der Umweltpolitik handelt, kommt es im Zuge der Implemetierung zu 




zu erheblichen Schwierigkeiten vor und während der Einführung kommen.
9 Dies kann 
objektive Vor- und  Nachteile der umweltpolitischen Instrumente betreffen, aber auch die 
subjektive Wahrnehmung des jeweiligen Problems sowie persönliche Präferenzen in der 
Lösungsstrategie (Gerhard 2000, S 99 ff). 
Gerade Umweltschutzverbände sehen im Emissionshandel einen unmoralischen Ansatz, denn 
niemand dürfe ein Recht auf Verschmutzung haben. Allerdings werden andere marktbasierte 
Lösungen wie Steuern und Gebühren allgemein akzeptiert. Für die USA spricht Hines (1988) 
allerdings davon, dass es zu einer entspannteren Ansicht seitens der großen 
Umweltschutzverbände gegenüber dem Zertifikatemodell gekommen ist. Dies resultiert zu 
einem großen Teil aus dem Scheitern der vorherigen Versuche zur Bekämpfung von 
Umweltproblemen, insbesondere bei der Wasser- und Luftbelastung (Hines 1988, S. 71). Auf 
der Seite der Industrie gibt es zwei gegensätzliche Ansichten. Zum einen ermöglicht die 
Zertifikatelösung die effiziente Vermeidung von Emissionen, spart also Kosten. Allerdings 
sind die Theorien auf die Minimierung der volkswirtschaftlichen Kosten gerichtet, 
einzelwirtschaftlich können durch marktbasierte Instrumente zusätzlich zu den 
Vermeidungskosten auch Zahlungen für Zertifikate anstehen, je nachdem, nach welcher 
Methode die Emissionsrechte verteilt werden. Darüber hinaus werden bei Anwendung 
technikorientierter Standards Reinigungsleistungen primär auf die Neuanlagen konzentriert. 
Tendenziell werden Altanlagen daher von strengeren Umweltvorschriften befreit, was als 
Kostenvorteil für diejenigen Unternehmen zu sehen ist, die bereits am Markt bestehen (vgl. 
Hansjürgens, in: Wentzel, B.; Wentzel, D., 2000, S. 202). 
 
2.4.2.3 Ausgestaltung des Zertifikatemodells 
Mit der Festlegung eines ökologischen Zieles, der Bestimmung der betreffenden 
Emissionsmenge und damit der Anzahl der zu vergebenen Zertifikate hat der Staat eine 
grundlegende Allokation vorgenommen. Damit ist er an diese Zielvorgabe gebunden, um den 
ökologischen Rahmen zu gewährleisten (Hansjürgens/Fromm 1994, S. 476). Als Konsequenz 
muss der sich auf dem Markt ergebende Lizenzpreis von der Politik akzeptiert werden, eine 
Korrektur im Nachhinein stellt das Erreichen der gewünschten Umweltqualität in Frage. 
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Hansjürgens und Fromm (1994) identifizieren vier Grundschritte zur Implementierung eines 
Zertifikatesystems:  
•  Gesundheitspolitisch und ökologisch begründete idealtypische Immissionswerte und 
Transformierung dieser Werte in emissionsorientierte Zertifikate, 
•  Aufteilung der Gesamtzertifikatemenge auf die einzelnen Emittenten, 
•  Herausbildung eines funktionierenden Lizenzmarktes mit marktgerechtem Handeln 
der Akteure, 
•  Ausreichende Kontrolle der Emissionen und angemessene Sanktionierung bei 
Regelverletzungen. 
 
Gerhard (2000) ergänzt diese Schritte um die „adäquate“ Abgrenzung des Zertifikatemarktes: 
Diese muss regional, personell und stofflich erfolgen. Unter regionaler Abgrenzung versteht 
er die Ziel- und damit auch Marktregion, die in einem Zertifikatemodell identisch sind.
10 In 
der personellen Abgrenzung ist zu entscheiden, welche Gruppen und Institutionen in den 
Handel einbezogen werden. Bei der stofflichen Abgrenzung werden die handelbaren 
Schadstoffe bestimmt. Für jede Substanz muss aber ein eigener Markt etabliert werden (vgl. 
Gerhard 2000, S. 74 f).  
 
2.4.2.4 Räumliche und zeitliche Abgrenzung des Marktes 
Von der räumlichen und zeitlichen Wirkung hängt auch die entsprechende Größe des 
einzubeziehenden Gebietes ab. Schadstoffe können auf verschiedenen Maßstabsebenen 
wirksam werden und über verschieden lange Zeiträume hinweg ein Gefährdungspotenzial 
innehaben. CO2 ist beispielsweise eine global wirkende Schadsubstanz mit einem 
Wirkungshorizont von mehreren hundert Jahren  – und hat damit einen intertemporalen 
Gefärdungscharakter. Sommerozon dagegen ist eine lokal gefährdende Verbindung mit einer 
temporären Wirksamkeit von nur wenigen Stunden (vgl. Klepper 1998, in: ZAU, S. 141). 
Die räumliche Begrenzung eines Marktes für Emissionszertifikate hängt von weiteren 
Einflussgrößen ab. Die Fläche auf der ein Emissionshandelsprogramm eingeführt wird, sollte 
so groß sein, dass die über den Zertifikatemarkt gehandelten Emissionen in dieser Region 
verbleiben. Ein Export von Schadstoffen aus dieser Region würde eine Unterschätzung der 
Umweltschäden bedeuten. Im Gegenzug dazu bedeutet ein Import von Schadstoffen – also 
eine zu klein gewählte Marktfläche – , dass diese Emissionen nicht kontrollierbar wären und 
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damit zu einer Fehlallokation führen würden (vgl. Klepper 1998, in: ZAU, S. 141). Allerdings 
darf die Fläche bei gesundheitsgefährdenden Substanzen auch nicht zu groß sein, da 
theoretisch räumliche Schadstoffkonzentrationen (sog.  „Hot-Spots“) auftreten können. Im 
Rahmen eines Emissionshandelsprogrammes ist der totale Anstieg von Emissionen in einer 
Region im Prinzip ausgeschlossen. Allerdings findet durch Handelsaktivitäten immer eine 
intraregionale Umverteilung der Schadstoffe statt. Da aus wissenschaftlicher Sicht nicht 
sämtliche Wirkungsgefüge der gehandelten Substanzen bekannt sind, kann es zu 
unerwünschten Synergieeffekten kommen. Durch Handelsrestriktionen sollte daher 
vermieden werden, dass es zu räumlichen Schadstoffkonzentrationen kommt (Binder 1999,  
S. 201). 
Dagegen abzuwägen ist, dass ausreichend viele Marktteilnehmer nötig sind, um einen 
funktionierenden Lizenzmarkt zu gewährleisten; dazu muss ein funktionsfähiger Wettbewerb 
ermöglicht werden (Gerhard 2000, S. 124). Da immer nur eine Region für einen Schadstoff in 
jedem Markt berücksichtigt wird, besteht die Gefahr nicht ausreichend vorgenommener 
Transaktionen. Es kann sich in diesem Fall kein wirkliches Marktgeschehen etablieren. Eine 
Lösung wäre es, verschiedene Schadstoffe miteinander zu handeln. Allerdings besteht hier das 
Problem der gegenseitigen Aufrechnung der einzelnen Schadstoffe – und der Vorhersage der 
ökologischen Konsequenzen (Binder 1999, S. 200). Daher wird diese Variante in der 
gängigen Literatur in den meisten Fällen abgelehnt und nicht näher diskutiert. 
 
Das Zertifikatemodell sollte in seiner jeweiligen Konzeption auf diese räumlichen und 
zeitlichen Differenzierungen eingehen und sie in der administrativen Gebietsauswahl und der 
Laufzeit des Handelsprogrammes angemessen berücksichtigen.  
 
2.4.2.5 Erstzuteilung der Zertifikate – Primärallokation 
Ist die Größe des Marktgebietes bestimmt und die Zertifikatemenge bekannt, müssen die 
Emissionsrechte an die Emittenten ausgegeben werden. Für dieses Verteilung stehen sich 
grundsätzlich zwei Verfahren gegenüber. Dies ist zum einen eine freie Vergabe auf der Basis 
von historisch begründeten Emissionswerten, dem sogenannten  „Grandfathering“.  Dabei 
werden die Zertifikate in Höhe der bisher über das Ordnungsrecht erlaubten Emissionen einer 
Anlage kostenlos an den jeweiligen Verursacher abgegeben. Um das angestrebte Umweltziel 
zu erreichen, müssen die Zertifikate im Zeitverlauf an Wert verlieren bzw. verknappt werden 
(vgl. Gerhard 2000, S. 77). Tendenziell werden bei dieser Form der Erstzuteilung aber 




haben, sondern sich an den minimal erforderlichen Ansprüchen für die 
Zulassungsgenehmigungen der technischen Anlagen orientiert haben (vgl. Dorn 1996, S. 38). 
„Early Action“ wird damit nicht belohnt, sondern wirkt sich im Gegenteil eher nachteilig für 
die betroffenen Firmen aus, da sie die potenziellen Zertifikateguthaben nicht auf dem Markt 
anbieten können. Endres weist auf die Gefahr hin, dass Firmen kurz vor der Festlegung der 
Zertifikatemenge ihre Produktion hochfahren könnten, um möglichst viele Zertifikate 
zugeteilt zu bekommen. Um diesen Effekt zu vermeiden oder abzuschwächen, schlägt er vor, 
frühere Perioden als Maßstab zu wählen (Endres 1985, S. 37).  
Werden als Bemessungsgrundlage statt der tatsächlichen Emissionen aber die für die Anlage 
erlaubten Emissionen zu Grunde gelegt, so kann diese Differenz – wird sie in Zertifikaten 
verbrieft – theoretisch zu einem Anstieg der Gesamtemissionsmenge führen. Dies kann der 
Fall sein, falls zum Zeitpunkt der Zertifikateverteilung die Produktion nicht ganz ausgelastet 
war, die Umweltbehörde aber anhand der ordnungsrechtlich zugelassenen Ausstoßraten für 
die technischen Anlagen die Menge an Emissionsrechten bestimmen ließ. In diesem Fall 
handelt es sich um sogenannte „Paper-Trades“, also Emissionen, die im Prinzip nur auf dem 
Papier existieren (vgl. Binder 1999, S. 202). Das kann eine Gefährdung des ökologischen 
Ziels darstellen, falls dieses sich an der tatsächlichen Ausstoßrate als Bemessungsgrundlage 
der geplanten Reduzierung orientiert. 
 
Die kostenlose Vergabe der Emissionsrechte an ausschließlich bereits bestehende Firmen 
benachteiligt Neuemittenten. Altemittenten h aben zum einen den Vorteil, Zertifikate 
kostenlos zu erhalten. Zusätzlich bietet sich ihnen auch noch die Möglichkeit, Investitionen in 
fortschrittliche Vermeidungstechniken über den Verkauf der im Folgenden überschüssigen 
Zertifikate zu finanzieren (Binder 1999, S. 143). Im Sinne der ökologischen Treffsicherheit 
sollte aber so vorgegangen werden, da eine kostenlose Zuteilung an zusätzliche Verursacher 
eine wachsende Umweltbelastung bedeuten würde, die sich nicht in der anfänglichen 
Mengenzuteilung der Emissionsrechte wiederfindet. 
 
Alternativ dazu steht die Primärverteilung über ein Auktionsverfahren. Dieses hatte bereits 
Dales in seiner Konzeption vorgesehen (Gerhard 2000, S. 77). Die Umweltbehörde versteigert 
zu Beginn die Gesamtmenge der auszugebenen Zertifikate. Vorteil dieser Methode ist, dass 
sich bereits mit diesem Zeitpunkt ein Zertifikatehandel etabliert (Dorn 1996, S. 39). Die 
Firmen müssen die Kosten der Zertifikate mit ihren Vermeidungskosten vergleichen, um zu 




(Endres 1994, S. 106). Dabei werden sie gezwungen, ökonomisch mit dem Umweltgut 
umzugehen. Firmen mit geringen Vermeidungskosten werden bevorzugt auf verbesserte 
Vermeidungstechnologien setzen, Firmen m it hohen Vermeidungskosten dagegen in 
zusätzliche Zertifikate investieren (Binder 1999, S. 140). Zur Senkung der Gesamtemissionen 
können die Zertifikate über die Gesamtlaufzeit hinweg entweder abgewertet werden und 
berechtigen am Ende ihrer Gültigkeit zu einer geringeren Emissionsmenge als zu ihrem 
Beginn. Die zweite Möglichkeit ist der staatliche Aufkauf von Emissionsrechten: Die Anzahl 
der Zertifikate und damit auch das Verhältnis von Vermeidungs- und Zertifikatekosten auf 
dem Markt verringert sich zugunsten der Investition in verbesserte technische Anlagen (vgl. 
Binder 1999, S. 140). Die Mittel hierfür kann der Staat z.B. aus den Erlösen der anfänglichen 
Auktion bereitstellen. 
Für die Firmen besteht in diesem Vergabeverfahren ein Unsicherheitsfaktor, da n icht 
zwingend gewährleistet ist, dass sie zu Beginn die ausreichende Menge an Zertifikaten zu 
einem vertretbaren Preis ersteigern können. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
finanzstarke Firmen höhere Zertifikatemengen aufkaufen, als sie eigentlich benötigen. Grund 
dafür kann ein großer Sicherheitsbedarf sein, der Konkurrenzaspekt oder spekulative 
Überlegungen (Binder 1999, S. 144 ff, Dorn 1996, S. 39).  
 
Eine weitere Möglichkeit zur Erstvergabe der Emissionsrechte besteht im Verkauf zum 
staatlichen Festpreis. Sie wird in der Literatur (vgl. Binder 1999, S. 142; Dorn 1996, S. 38) 
nicht empfohlen, da die Umweltbehörde aus Gründen von Informationsdefiziten nur sehr 
schwer den Abgabepreis ermitteln kann, der die Knappheit der Zertifikate dem 
Umweltqualitätsziel entsprechend widerspiegelt. Ähnlich wie beim  „trial and error“– 
Verfahren im Standard-Preis-Ansatz müssten hier ständige Korrekturen vorgenommen 




2.5   Vergleich der marktbasierten Instrumente mit dem Ordnungsrecht 
Der V ergleich von umweltpolitischen Instrumenten wird sich hier auf die ökonomische 
Effizienz, die ökologische Effektivität, die Innovationskraft und die politische 
Durchsetzbarkeit beziehen.  
2.5.1  Ökonomische Effizienz   
Endres definiert ökonomische Effizienz umweltpolitischer Instrumente als die Eignung, „die 
Verursacher von Emissionen zur Einhaltung eines beliebig vorgegebenen Emissionszielwertes 
mit geringstmöglichen Kosten zu veranlassen“ (Endres 1985, S. 51). 
Betrachtet man die ökonomische Effizienz der möglichen umweltpolitischen 
Handlungsstrategien, so kann man sehr deutlich differenzieren. Weimann ordnete die 
umweltpolitischen Instrumente nach dem ökonomischen Effizienzkriterium folgendermaßen: 
Im Prinzip ist die Pigou-Steuer im Sinne der Pareto-Effizienz die beste Lösung. Das 
Informationsproblem macht eine Implementierung pareto-effizienter Steuern allerdings 
unmöglich. Kosteneffiziente Lösungen dagegen können zum einen über die Preissteuerung 
(Preis-Standard-Ansatz), zum anderen über eine Mengensteuerung (Zertifikatelösung) erreicht 
werden. Die am geringsten effiziente Lösung für Umweltprobleme ist die Auflagenpolitik 
(Weimann 1995, S. 169). 
 
Abb. 4: Effizienz der umweltpolitische Instrumente  
 














Dabei wird es durch ökonomische Effizienz ermöglicht, ein „mehr“ an Zielerreichung zu 
verwirklichen, da der Input – die eingesetzten Ressourcen  – besser genutzt werden. Dazu 
zählt zu „eingesetzten Ressourcen“ auch die Umwelt als Aufnahmemedium für Reststoffe 
(vgl. Geres 1992, S. 45). 
Dem Einsatz der Zertifikatelösung ist nach Junkernheinrich im Sinne der ökonomischen 
Effizienz der Vorzug zu geben, weil er für die beteiligten Unternehmen folgende Vorteile mit 
sich bringt: Zum einen wird – im Gegensatz zu den Auflagen  – der unternehmensinterne 
Handlungsspielraum nur wenig eingeschränkt und es werden unternehmensexterne 
Austauschprozesse ermöglicht. Zum anderen werden umweltbezogene Gewinn- und 
Liquiditätseffekte erzeugt, mit denen die Wirtschaft kalkulieren kann (Junkernheinrich 1992, 
in: ZAU, S. 216).  
Zu dem Schluss, dass Zertifikate unter den ökonomischen Instrumenten die beste Lösung sind 
(hier in der Diskussion um umweltpolitische Instrumente im Sinne einer 
Nachhaltigkeitspolitik) kommen auch Meyerhoff und Petschow (1996, in: ZAU, S. 27). Der 
durchgehend sehr hohe Informationsbedarf im zeitlichen Ablauf, der durch Abgaben 
hervorgerufen wird, lässt sie jedoch von diesem Instrument Abstand nehmen. Sie fordern an 
erster Stelle eine stärkere Ordnungspolitik, da in ihren Augen der Marktmechanismus 
„ziellos“ ist. Ein Grund dafür ist in seiner Selbststeuerung zu sehen und den damit 
unabhängigen Handlungen einzelner Individuen. Da der intergenerative Aspekt in einem 
Marktsystem, in dem ausschließlich zur Zeit lebende P ersonen und ihre persönlichen 
Präferenzen berücksichtigt werden, zu kurz kommt, ist eine Gerechtigkeit gegenüber 
kommenden Generationen nicht gewährleistet. Dem Instrument „Zertifikatehandel“ halten sie 
zu Gute, dass hier die Diskussion und die Festlegung  der umweltpolitischen Ziele im 
Mittelpunkt stehen (Meyerhoff/Petschow 1996, in: ZAU, S. 30). 
Für die Verursacher stellt sich im Falle von Auflagen die Frage nach ökonomischer Effizienz 
nicht direkt. Ge- und Verbote sind optionslos umzusetzen. Es besteht keinerlei Anlass für 
einen wirtschaftlichen Umgang mit Ressourcen, wenn durch das Ordnungsrecht eine 
prinzipielle Erlaubnis zur Umweltnutzung gegeben ist (Buttgereit 1991, S. 155). Allerdings 
kann auch die Zertifikatelösung kostenintensiv für die direkt beteiligten Unternehmen sein. 
Zwar ist das politische Instrument aus volkswirtschaftlicher Sicht effizient, doch für die 
beteiligten Industrieunternehmen sind die privaten und nicht die volkswirtschaftlichen Kosten 
relevant. Abgaben belasten so die entstehenden Emissionen mit zusätzlichen Kosten, der selbe 




dem „Grandfathering“-Verfahren zugeteilt werden, sondern kostenpflichtig ersteigert werden 
müssen (Cansier 1998, in: ZAU, S. 103). 
 
Den Kritikpunkt, dass in den ökonomischen Modellen zum Zertifikatehandel 
Transaktionskosten nicht bzw. nicht in ausreichendem Maße berücksichtigt werden, haben 
Bonus und Häder (1998) genauer untersucht. Sie kommen zu dem Schluss, dass auch bei 
expliziter Einbeziehung der Transaktionskosten Zertifikate eine kostengünstige Alternative 
zum Ordnungsrecht darstellen.  
„Das Instrument bietet genügend Ansatzpunkte für institutionelle Vorkehrungen, durch die 
transaktionsspezifische Abhängigkeiten entschärft und für investive Projekte Planungs- und 
Kalkulationssicherheit ermöglicht werden." (Bonus; Häder 1998, in: ZAU, S. 41) 
2.5.2  Ökologische Effektivität 
Der größte ökologische Vorteil von Emissionszertifikaten ist darin zu sehen, dass ein 
umweltpolitisches Ziel sehr genau erreicht werden kann. Die erlaubte Umweltbelastung wird 
direkt vorgegeben und durch ein beschränktes Kontingent an ausgegebenen Rechten gewahrt. 
Die entstehende Umweltbelastung innerhalb einer Region hängt damit nicht mehr von der 
Anzahl der Firmen ab, wie dies unter einem ordnungsrechtlichen Rahmen der Fall ist. Auch 
bei fortschrittlicher Technologie verursachen neue Anlagen zusätzliche Emissionen. Im 
Rahmen des Emissionshandels bleibt die Menge der entstehenden Emissionen in einem 
gewählten Zeitraum damit konstant, bzw. kann bei gewünschter Minderung direkt über die 
Zertifikatemenge gesteuert werden. Dem Interesse der Wirtschaft entspricht dabei, dass es 
eine Rechts- und Planungssicherheit gibt: Es werden über einen langen Zeitraum konstante 
umweltpolitische Daten genutzt, die einen kalkulierbaren Rahmen bieten (Cansier 1998, in: 
ZAU, S. 98) 
  
Bei marktbasierten Instrumenten ist es daher wichtig, das absolute Niveau der verursachten 
Emissionen eines Unternehmen zu kennen, um die Höhe der Abgabe oder Steuer bzw. den 
erforderlichen Lizenzbedarf zu bestimmen (Klepper 1998, in ZAU, S. 139). Die ungenaue 
Bestimmung der Emissionsmenge innerhalb marktbasierter Lösungen kann damit ein Faktor 
sein, der die ökologische Wirksamkeit gefährden kann.  Häufig wird angeführt, dass 
Zertifikatelösungen damit einen weitaus höheren und exakteren Bedarf der 
Emissionskontrolle haben als dies im Ordnungsrecht der Fall wäre. Bonus und Häder (1998) 
weisen aber darauf hin, dass dieser direkte Vergleich nicht zulässig ist, da sich das 




in der Zertifikatelösung jeweils davon ab, ob Emissionsfrachten über einen längeren Zeitraum 
kontrolliert werden sollen oder aber nur die Messung von Maximalkonzentrationen angestrebt 
wird (Bonus; Häder 1998, in: ZAU, S. 40). 
2.5.3  Dynamische Effizienz 
Innovationsanreize zur Entwicklung fortschrittlicher Technologien gehen von beiden 
Instrumententypen aus. Im Falle der Emissionsrechte besteht ein direkter ökonomischer 
Anreiz im direkten Vergleich der Kosten von Vermeidungstechnologien und 
Zertifikatepreisen. Doch auch innerhalb des Ordnungsrechts besteht seitens der Verursacher 
ein Interesse an neuen Technologien, die das Erreichen der vorgeschriebenen  Grenzwerte 
kostengünstig ermöglichen. Allerdings besteht kein Anreiz dazu, diese Ansprüche 
überzuerfüllen, wie es z.B. beim Emissionshandel der Fall ist. Dem Aufwand steht kein 
entsprechender Ertrag gegenüber (Walz/Kuntze 1999, S. 93).  
Allerdings lässt gerade die Zertifikatelösung den beteiligten Unternehmen in ihrer 
Ausgestaltung eine große individuelle Freiheit und ist im Hinblick auf Innovationsanreize 
positiv zu bewerten. Eingesparte Emissionen werden mit dem Verkauf überschüssiger 
Zertifikate durch innovative Lösungen nicht mehr nur Kosten schaffen, sondern auch Erlöse 
bieten können (Zimmermann/Hansjürgens 1998, in: ZAU, S. 55). 
2.5.4  Politische Akzeptanz und Implementierbarkeit 
Warum es bei den  - auf den ersten Blick so offensichtlichen  - Vorteilen ökonomischer 
Instrumente erst in sehr geringem Maße zur Implementierung in der umweltpolitischen Praxis 
gekommen ist, versucht Gerhard zu klären. Aus seiner Sicht liegt das Problem darin 
begründet, dass in der ökonomischen Theorie und den daraus entworfenen  Modellen die 
Komplexität umweltpolitischer Probleme sowie die institutionellen Rahmenbedingungen 
nicht ausreichend berücksichtigt wurden (ausführlich dazu: Gerhard 2000, S. 96). 
 
„Der traditionellen Umweltökonomik ist es somit lange Zeit nicht gelungen, umweltpolitische 
Steuerungsinstrumente anzubieten, die den Anforderungen einer Realumweltpolitik 
entsprechen und konkret implementierbar sind.“ (Gerhard 2000, S. 96) 
 
Gerade in Fällen, in denen irreversible Umweltschäden zu befürchten sind und mit einer 
umweltpolitischen Maßnahme verhindert werden sollen, ist die benötigte Zeitdauer zur 
Realisierung des angestrebten ökologischen Ziels von hoher Relevanz. Diese wird von zwei 




der politischen Instrumente in den politisch-administrativen Rahmen. Diese Phase wird unter 
anderem dadurch bestimmt, ob es sich um eine Anpassung bereits existierender Instrumente 
an neue umweltpolitische Zielsetzungen oder aber um die Einführung gänzlich neuer 
politischer Instrumente handelt. Emissionsgrenzwerte und neue Bemessungsgrundlagen 
lassen sich im Allgemeinen einfach und schnell verändern, wenn die Ausgangslage dies 
dringend erforderlich macht. Im Falle der Einführung neuer umweltpolitischer Instrumente 
dagegen, wie im Fall der marktbasierten Lösungen, geht der endgültigen Implementierung des 
Instruments ein langwieriger Beratungs- und Entscheidungsprozess in Exekutive und 
Legislative voraus (vgl. Gerhard 2000, S. 30). 
 
Die Instrumente müssen aber nicht nur dem Aspekt der Wirksamkeit genügen, sondern auch 
unter dem Aspekt der gesellschaftlichen Akzeptanz betrachtet werden. Daher werden in der 
Politikwissenschaft die politischen Instrumente auch nach dem Grad der staatlichen 
Verhaltensdeterminierung unterschieden. Bereits in der Phase der Politikformulierung rufen 
Zwangsmittel des Staates Widerstand hervor. Daher ist es sinnvoll, Umweltpolitik nicht nur 
als Maßnahmen seitens Staat und Verwaltung zu sehen, sondern als die Summe sämtlicher 
gesellschaftlicher Aktivitäten im Bereich des Umweltschutzes (Jänicke/Stitzel/Kunig 1999, S. 
101).  




Tab. 1: Staatliche Verhaltensdeterminierung durch umweltpolitische Instrumente 




•  Ge- und Verbote 
•  Genehmigungen 
•  Grenzwertsetzung 
•  Produktstandards 
•  Prozeßstandards 
•  Umweltstrafrecht 
hoch 
Planerische Instrumente  •  Raumordnungspläne 
•  Bauleitpläne 
•  Landschaftspläne 
•  Luftreinhaltepläne 
•  Abfallwirtschaftspläne 
•  Wasserhaushaltspläne 




•  Umweltsteuern 
•  Umweltabgaben 
•  Gebühren 
•  Lizenzen, Zertifikate 
Öffentliche Ausgaben 
•  Steuervergünstigungen 
•  Subventionen 
•  Umweltbewußte Beschaffung 
•  Andere Benutzervorteile 
Umwelthaftung 
mittel 
Kooperation  •  Verhandlungen 
•  Netzwerkbildung 
•  Formale oder informale 
Vereinbarungen 
•  Branchenabkommen 
•  Selbstverpflichtungen 
mittel bis niedrig 
Information  •  Information und Aufklärung 
durch staatliche Institutionen 
•  Standardisierte private 
Berichtsformen 
•  Umweltzeichen 
•  Umweltbildung  
niedrig 
 
Quelle: Jänicke/Kunig/Stitzel 1999, S. 100 
 
An dieser Stelle endet der theoretische Teil. Die Grundlagen zum Verständnis des 
Zertifikatehandels als ökonomisch orientiertes Anreizinstruments im Rahmen der 
umweltpolitischen Maßnahmen eines Staates sind damit gegeben - und tragen hoffentlich zum 




3.  EMPIRISCHE ANALYSE 
Innerhalb der empirischen Analyse wird im Folgenden ein existierendes 
Emissionshandelsprogramm genauer untersucht: Wie wurde das theoretische Modellkonzept 
in die Praxis umgesetzt, wie hat es sich bewährt? Bevor die ökonomische und ökologische 
Auswertung folgt, werden zunächst die charakteristischen Gegebenheiten der US-
amerikanischen Luftreinhaltepolitik dargestellt, da sich hier die Ursprünge zur Entwicklung 
von Emissionshandelsprogrammen finden lassen. Darüber hinaus ist es wichtig, zu wissen, in 
welchen rechtlichen Rahmen sich das RECLAIM-Programm einordnen lässt.  
3.1  Die Luftreinhaltepolitik in den USA  
3.1.1  Entwicklung des umweltpolitischen Bewusstseins 
„The 1970s will be the environmental decade!“ (R. Nixon 1970, zitiert aus Messner 1993) 
 
Umweltpolitik nahm in den USA auf nationaler Ebene bis in die späten 60-er Jahre eine 
untergeordnete Rolle ein. Die einzelnen Bundesstaaten waren eigenverantwortlich für die 
Bekämpfung ihrer Umweltprobleme zuständig. Erst mit der Zunahme von Luft- und 
Wasserverschmutzung und der Bildung von Umweltbewegungen gewann die Umweltpolitik 
auf nationaler Ebene an Bedeutung (Hines 1988, S. 56). Der US-Kongress verabschiedete als 
Reaktion auf diese Entwicklung 1969 unter Präsident Nixon den „National Environmental 
Policy Act“, nachfolgend wurde 1970 die nationale Umweltbehörde EPA gegründet (Messner 
1993, S.67). 
 
Die gesetzliche Grundlage der amerikanischen Luftreinhaltepolitik ist der  Clean Air Act. 
Vorläufer sind verschiedene einzelne Gesetzesregelungen, die auf regionalen Ebenen das 
Problem der Luftverschmutzung zu bekämpfen versuchten. Um der wachsenden 
Luftbelastung jedoch wirksam entgegentreten zu können, wurde 1970 der  Clean Air Act 
(CAA) als umfassende Gesetzesregelung verabschiedet. Damit wurde das grundlegende 
Gerüst der amerikanischen Luftreinhaltepolitik aufgebaut.  
3.1.2  Der  Aufbau des Clean Air Acts 
Der Clean Air Act gibt auf nationaler Ebene vor, welche Ansprüche an die Luftqualität erfüllt 
werden müssen, dies geschieht über die Luftqualitätsstandards. Hier findet sich das 
Umweltqualitätsziel in Form dieser Grenzwerte wieder. Die einzelnen Staaten sind dazu 




Einhaltung dieser Grenzwerte  – möglich machen. Eine Möglichkeit, dieses Ziel zu 
verwirklichen, sind strenge Vorschriften für den technischen Standard der einzelnen Anlagen. 
Abhängig sind diese technologischen Ansprüche in den USA auch davon, ob sich ein 
Unternehmen in einem Gebiet befindet, das als „Reinluft-“ oder als „Belastungsgebiet“ gilt. 
Über diese Zuordnung soll eine zusätzliche Belastung von bereits stark verschmutzten Region 
eingeschränkt werden. Ausführlich dazu im Folgenden mehr. 
 
3.1.2.1 Luftqualitätsstandards 
Die US-amerikanische Gesetzgebung unterscheidet zwischen Immissions- und 
Emissionsstandards. Über Technikstandards für Emissionsquellen kann die  Zufuhr von 
Schadstoffen so lange reduziert werden, bis die gesetzlichen Ansprüche an die Luftqualität - 
und damit die Immissionswerte  - erreicht sind (Gerhard 2000, S. 209). Die 
Immissionsstandards ( National Ambient Air Quality Standards  – NAAQS) werden für 
Schadstoffe erhoben, die in großem Maße zur Verschlechterung der Luftqualität beitragen. Zu 
diesen sogenannten criteria pollutants zählen folgende Substanzen: Ozon (O3), Stäube und 
Feststoffschwebeteilchen (PM10), Kohlenmonoxid (CO), Schwefeloxide  - Maßeinheit 
Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffdioxid (NO2) und Blei (Pb). Für diese Schadstoffe werden 
die Grenzwerte auf nationaler Ebene festgelegt und müssen dann von den einzelnen 
Bundesstaaten eingehalten werden bzw. in einer vorgeschriebenen Zeit erreicht werden.
11 Die 
NAAQS unterscheiden primäre und sekundäre Standards. Die primären Standards dienen dem 
Wohl der menschlichen Gesundheit, eine Überschreitung dieser Grenzwerte würde zu 
Gesundheitsschäden beim Menschen führen. Mit einem Sicherheitsabstand dieser Grenzwerte 
zu den Ergebnissen der aktuellen medizinischen Forschung wird dem Vorsorgeprinzip 
Rechnung getragen, eine ökonomische Abwägung wird bei der Festlegung der primären 
Standards nicht vorgenommen, auch bei der Festlegung der sekundären Standards spielen sie 
keine große Rolle (Hines 1986, S. 56). Die sekundären Standards dienen dem Schutz des 
Gemeinwohls, dazu zählt dann zum einen der Schutz von Flora und Fauna, zum anderen aber 
auch der Schutz von Eigentum, also Sachwerte (Gerhard 2000, S 210). 
                                                                 
11 Von der EPA werden auch alle weiteren Grenzwerte für besonders gefährliche Substanzen festgelegt. Dazu 
wurde eine Liste erstellt, auf der sich u.a. Benzine, Cadmium, Blei und Quecksilber wiederfinden. Diese Stoffe 




Den  einzelnen Bundesstaaten ist es jeweils überlassen, darüber hinaus gehende strengere 
Grenzwerte zu erlassen. Kalifornien hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und für 
fast alle criteria pollutants schärfere Grenzwerte festgelegt (siehe Tab. 2 ). 
12  
 
Tab. 2: Primäre und Sekundäre nationale und staatliche Grenzwerte (USA bzw. 
Kalifornien) 
Quelle: www.epa.gov 
                                                                 
12 Um die Grenzwerte auf aktuellem Stand der medizinischen und naturwissenschaftlichen Forschung zu halten, 
hat die EPA die Aufgabe, diese Grundlagen alle fünf Jahre zu überprüfen und, falls notwendig, die 





Die Immissionsstandards sollen über ein strenges Luftqualitätsmanagement erreicht werden. 
Dazu wurden in den USA insgesamt 250 Air Quality Control Regions eingerichtet, die jeweils 
aus noch kleineren Untereinheiten bestehen, den so genannten Air Quality Managment Areas 
bzw. Air Quality Management Districts. Die Umweltbehörden der einzelnen Bundesstaaten 
müssen für jedes dieser Luftreinhaltegebiete einen eigenen Luftreinhalteplan ( State 
Implementation Plan – SIP) vorlegen, der genau aufweist, wie die Immissionsgrenzwerte 
fristgerecht erreicht werden sollen. Der Plan muss von der EPA genehmigt werden. Kommt 
die nationale Umweltbehörde zu dem Schluss, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen eine 
fristgerechte Erreichung des Ziels nicht gewährleisten, so kann sie den Plan ablehnen und 
durch einen eigenen Entwurf ersetzen. 
Der ursprüngliche CAA von 1970 verlangte die Erreichung der vorgegebenen Grenzwerte bis 
1975, Novellierungen in den Jahren 1977 und 1990 dehnten diese Zeitspanne aber aus, da 
einige Regionen erhebliche Schwierigkeiten hatten, die Frist einzuhalten 
(Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S.5). 
In Bezug auf jeden Schadstoff d er NAAQS kann ein Gebiet eine  Attainment Area 
(Reinluftgebiet) oder eine Non-Attainment Area (Belastungsgebiet) sein. Genügt eine Region 
dem Immissionsstandard für einen Schadstoff, so gilt sie als Reinluftgebiet, kann aber 
gleichzeitig in bezug auf einen anderen Schadstoff als Belastungsgebiet gelten.  
 
Konsequenzen hat die Einordnung in Reinluft- oder Bealstungsgebiet dann auf die 
Technologie orientierten Standards, die direkt an der Emissionsquelle ansetzen.  
 
3.1.2.3 Technologische Standards 
Bei den technologieorientierten Standards wird zwischen folgenden Emissionsnormen 
unterschieden: 
 
•  Lowest Archievable Emission Reduction Standard (LAER) 
•  Best Available Control Technology Standard (BACT) 
•  Reasonable Available Control Technology Standard (RACT) 
 
Die strengsten Anforderungen an die zu installierenden Technologien stellt der LAER-
Standard auf, dies entspricht der Technologie, welche die höchste Emissionskontrolle 




dabei  außer Betracht zu lassen. Die BACT dagegen beschreibt die beste verfügbare 
Kontrolltechnologie, bei deren Festlegung aber auch Kosten berücksichtigt werden. Für den 
RACT-Standard spielen dann sowohl technische als auch wirtschaftliche Abwägungen eine 
Rolle, er stellt damit die geringsten technischen Anforderungen an die zu installierenden 
Technologien auf.
13 
Die Auflagen für die technologischen Anlagen einer Firma hängen nun zum einen von ihrem 
Alter ab, zum anderen von der Lage nach Belastungs- oder Reinluftgebiet. Eine modifizierte 
Anlage oder eine Neuanlage muss in einem Belastungsgebiet den strengen Anforderungen des 
LAER-Standards genügen, in einem Reinluftgebiet dagegen reicht die Einhaltung des BACT-
Standards aus. Die Forderungen an Altanlagen dagegen  fallen geringer aus, in 
Belastungsgebieten müssen sie lediglich dem RACT-Standard genügen, in einem 
Reinluftgebiet werden gar keine Ansprüche an sie gestellt.  
3.1.3  Marktbasierte umweltpolitische Instrumente in den USA 
 
3.1.3.1 Institutionelle Voraussetzungen für marktorientierte Instrumente 
Die Immissionsstandardphilosophie der USA ermöglichte die Entwicklung von 
marktbasierten umweltpolitischen Instrumenten. Eine Kontrolle über ein ausschließlich an 
Emissionsquellen orientiertes ordnungsrechtliches Instrumentarium lässt wenig Spielraum für 
einen managementorientierten Ansatz. Ist allerdings ein Qualitätsziel – in diesem Fall für die 
Luftqualität - vorgegeben, besteht die Möglichkeit, dieses Ziel auf verschiedenen Wegen zu 
erreichen. Die Problematik, dass ordnungsrechtliche Regelungen für die Industrie teuer sind, 
wurde bereits in den 70-er Jahren deutlich. Gerade der Widerstand der Industrie bremste das 
Tempo der Zielerreichung, die Einhaltung der Grenzwerte. In Belastungsgebieten wurden die 
Emissionsnormen zu e inem ökonomischen Problem, da es nicht zu einer Zunahme der 
betreffenden Schadstoffe kommen durfte. Damit wurde das wirtschaftliche Wachstum in der 
betreffenden Region restringiert (Gerhard 2000, S.216). Aber auch auf der Seite der 
Verwaltungen ist die Kontrolle des Auflagenrechts teuer, der administrative Zeitaufwand 
dafür ist extrem hoch (vgl. Hines 1988, S. 62). Das ordungsrechtliche Instrumentarium hat 
sich damit als ökologisch nicht ausreichend wirksam erwiesen, gleichzeitig führte es zu 
unakzeptablen  Kosten und galt als innovationshemmend. Der Zielkonflikt zwischen 
Umweltschutz und dem Wirtschaftswachstum wurde damit bereits deutlich erkennbar. In den 
                                                                 
13 Es liegt jeweils in der Hand des jeweiligen Bundesstaates, welche Ansprüche er für eine bestimmte 
Technologie erfüllt sehen möchte, d.h. wie hoch die Anforderungen sind, um z.B. dem Standard der BACT zu 
genügen. Damit aber die Interessensgruppe der Emittenten nicht zu viel Macht auf diese Entscheidung ausüben 
kann, hat der US-Kongress einen New Source Performance Standard (NSPS) verabschiedet, der vom BACT und 




USA wurden daraufhin bereits früh neben dem Auflagenrecht flexible Lösungen eingeführt, 
um die Erreichung der NAAQS zu erleichtern (vgl. Endres 1986, S. 2). 
 
Aus den angeführten Gründen entschied man sich Mitte der 70-er Jahre in den USA, neue 
Wege in der Luftreinhaltepolitik zu gehen. Hauptinitiator war dabei die nationale 
Umweltbehörde EPA (Endres 1986,  S. 3). Mit der CAA-Novelle von 1977 wurde das 
Auflagensystem flexibilisiert und den Anlagenbetreibern die Möglichkeiten geboten, 
Verpflichtungen zur Emissionsverminderung unter bestimmten Voraussetzungen an andere 
Unternehmen weiterzugeben.
14 Mit dem CAA von 1977 wurden die Lizenzsysteme als ein 
Kernelement in die Gesetzgebung aufgenommen. (Gerhard 2000, S. 216; Messner 1993, S. 
70) 
 
3.1.3.2 Emissionsgutschriften – „Emission Reduction Credits“ 
Abhängig vom Standort der Unternehmen in Reinluft- oder Belastungsgebieten wurden für 
die Firmen spezifische Emissionsgrenzwerte festgelegt. Vermeidet ein Unternehmen mehr als 
die gesetzlich geforderten Emissionen, unterschreitet es also die vorgegebenen Grenzwerte, so 
erhält es sogenannte Emission Reduction Credits (ERCs). Dies sind Emissionsgutschriften, 
die das Unternehmen unter bestimmten Bedingungen an anderer Stelle nutzen kann, um 
behördliche Ansprüche zu erfüllen (Endres 1986, S. 3). Die Emissionsgutschriften können 
entweder vom Unternehmen selber genutzt werden, um z.B. die Produktion ausweiten zu 
können, oder an andere Firmen verkauft werden. Es handelt sich bei den ERCs bereits um 
Emissionszertifikate, es ist aber zu beachten, dass es sich noch nicht um ein „echtes“ 
Emissionshandelsprogramm handelt, da ein kompetitiver Markt für diese Emissionsrechte 
noch fehlt. Den einzelnen Bundesstaaten bleibt es dabei überlassen, welche Instrumente sie in 
ihrer Gesetzgebung bzw. ihren State Implementation Plans (SIP) berücksichtigen. 
Um ERCs zu erstellen, müssen die nachgewiesenen Emissionsminderungen vier Kriterien 
genügen: „...only reductions which are surplus, enforceable, permanent and quantifiable can 
qualify as emission reduction credits and be banked or used in an emission trade“ (Gerhard 
2000, S. 221, zitiert aus dem Emission Trading Policy Statement von 1982). 
 
•  Surplus: Die Emissionsminderungen müssen über die gesetzlichen Ansprüche 
hinausgehen. 
                                                                 
14 Dies trifft nicht auf die besonders toxisch wirkenden Substanzen zu. Für diese wird weiterhin über ein strenges 




•  Enforcable: Rechtlich verbindlich wird die Emissionsverminderung in einer Anlage bei 
einer Transaktion entweder durch festgelegte Handelsregelungen oder aber durch einen 
neuen, niedrigeren spezifischen Grenzwert für das Unternehmen. 
•  Permanent: Die Emissionsminderungen müssen dauerhafter Natur sein, um die 
Luftqualität nicht zu verschlechtern. 
•  Quantifiable: Emissionsminderungen  müssen quantifizierbar sein. Dies kann durch 
Emissionsmessungen vor und nach der Reduzierung geschehen. 
(aus: Gerhard 2000, S. 220 f) 
 
Im Einsatz der ERCs sind vier unterschiedliche Grundtypen zu unterscheiden, die hier nur 
sehr grob umschrieben werden sollen. 
 
Offset Policy 
Mit dem CAA von 1977 wurde die Ansiedlung neuer Anlagen in Belastungsgebieten 
untersagt. Um trotzdem eine wirtschaftliche Entwicklung zu ermöglichen, erlaubt die Offset-
Policy die Errichtung neuer Anlagen, wenn die zusätzlich entstehenden Emissionen bei einer 
anderen Anlage im selben Gebiet eingespart werden können. Es erfolgt also eine 
Kompensation der Emissionen. 
 
Bubble Policy 
Dieses Konzept ermöglicht es, auf kostensparende Weise für eine Gruppe von Anlagen 
Emissionsminderungen zu erreichen. Dabei werden sämtliche Emissionsgrenzwerte für die 
einzelnen Anlagen der betreffenden Gruppe addiert. Die erforderlichen 
Emissionsminderungen können dann an der Stelle innerhalb dieser Anlagengruppe 
vorgenommen werden, an denen sie am günstigsten zu verwirklichen sind. 
 
Netting Policy 
Plant eine Firma am eigenen Standort in einem Belastungsgebiet zu expandieren, muss sie 
nachweisen, dass sie in betriebseigenen Anlagen die zusätzlichen Emissionsbelastungen 
ausgleicht. Die Firma kann damit die strengen Anforderungen nach den  New Source 
Performance Standards  (NSPS) umgehen. ERCs werden in diesem Fall also nur 
betriebsintern verwendet. 





Das Banking erlaubt es Unternehmen, die erzeugten ERCs auf einem Konto gutgeschrieben 
zu bekommen. Die Emissionsgutschriften können dann gegebenenfalls später zur Erfüllung 
von strengeren Emissionsgrenzwerten genutzt werden, sind also auch in Zukunft noch 
verfügbar und einsetzbar. 
 
Nach Endres (1986) ist die Einführung dieser emissionshandelsähnlichen Ansätze allerdings 
nicht als ein großer Reformschritt zu werten, hier handelte es sich um viele Ergänzungen und 
kleinere Entwicklungsschritte, die teilweise nur unzureichend koordiniert wurden (Endres 
1986, S. 3). 
 
Tab. 3: Die Handelsregeln der ersten Emission Trading Programs 
Handelsregel  Einführungsjahr  Emissionsquelle  Handelsart 
Netting  1974  Modifizierte Quellen  Interner Handel 




Bubble  1979  Altanlagen  Interner/externer 
Handel 
Banking  1979  Altanlagen  Speichern für 
spätere Nutzung 
Quelle: Gerhard 2000, S. 228 
 
Die unter diesen vier möglichen Konzepten stattfindenden Transaktionen unterliegen 
allerdings gewissen Handelsrestriktionen. 
•  Transaktionen können immer nur für einen Schadstoff gelten  – der H andel mit zwei 
unterschiedlichen Schadstoffen ist nicht erlaubt. 
•  Übergeordnetes Ziel bei allen Transaktionen ist, eine Verbesserung der Umweltqualität zu 
erreichen bzw. sie auf dem selben Niveau zu halten. Dies führt dazu, dass in 
Belastungsgebieten großräumige Transaktionen für einige Schadstoffe untersagt sind. 
•  Transaktionen dürfen nicht zu einem Anstieg gefährlicher Substanzen führen. 
•  Der Handel soll im Prinzip nicht dazu dienen, technologischen Anforderungen 
auszuweichen. 




Lange Zeit blieb es bei diesen in Ansätzen marktbasierten Instrumenten. Während der 
Reagan-Ära kam es zu keinen weiteren Verbesserungen in der Luftreinhaltepolitik. Ganz im 
Gegensatz wurden die erforderlichen Überprüfungen und Anpassungen hinausgezögert. Die 
EPA w urde erheblich in ihrer Größe eingeschränkt und ihr Budget gekürzt. Es kam zu 
Entlassungen engagierter Mitarbeiter. Gekennzeichnet war diese Zeit durch eine Stärkung der 
Interessen der Industrie und eine zunehmend schwächere Umweltbewegung (vgl. 
Hansjürgens, in: Wentzel, B.; Wentzel, D. (2000), S. 193). Nach Messner (1993) ist dieses 
eine Zeit gewesen, in der Umweltpolitik im Wesentlichen daraus bestand, dass 
Interessensverbände versuchten, ihre Rechte einzuklagen. Doch auch der Congress setzte sich 
als Gegengewicht zum starken Einfluss des Präsidenten zunehmend erfolgreich für 
Umweltbelange ein (vgl. Hansjürgens, in: Wentzel, B.; Wentzel, D. 2000, S. 193). 
 
Erst ab 1988 unter Präsident George Bush senior gewann das Umweltthema wieder an 
Bedeutung. Er machte  die Umweltpolitik zu einem zentralen Wahlkampfthema und 
distanzierte sich damit deutlich von seinem Vorgänger. George Bush senior setzte sich für 
eine marktwirtschaftlich orientierte Regulierung ein, die ökonomische Anreizinstrumente 
weiter als bisher nutzen sollte, um Umweltprobleme zu verringern (Messner 1993, S. 77). 
3.1.4  Der Clean Air Act von 1990 
Ein Schwerpunkt lag dabei auf der Luftreinhaltepolitik und der längst überfälligen 
Neuformulierung des Clean Air Acts. Adressiert waren dabei neben der Bekämpfung des 
Ozonlochs und der Verhinderung zunehmender Gefahrstoffemission besonders auch das 
Smogproblem in den Ballungsräumen. Großer Wert wurde dabei auf die Betonung einer 
möglichst kosteneffektiven Umweltpolitik gelegt (vgl. GAO, Guerrero 1997, S.3). 
 
Mit der Verabschiedung des CAA 1990 wurde erstmals eindringlich dazu aufgefordert, zur 
Lösung dieser Probleme zu neuen umweltpolitischen Instrumenten zu greifen. Die 
vorgegebenen Grenzwerte für Luftschadstoffe müssen innerhalb eines bestimmten 
Zeitrahmens erfüllt werden, andernfalls drohen hohe Strafen seitens der EPA. Diese 
Möglichkeit, Strafen zu verhängen, war vorher für die EPA mit einem hohen 
Verwaltungsaufwand und Klagen vor Gericht verbunden. Der CAA von 1990 gab der EPA 
mehr Macht und Durchsetzungskraft bei der Erlassung von Strafen (http://www.epa.gov). 




Der Title IV des CAA von 1990 beinhaltet die wichtige Grundlage für die neuen 
Emissionshandelsprogramme in den USA. 
 „CAA – Title IV: (b) Purposes.- The purpose of this title is to reduce the adverse effects of 
acid deposition through reductions in annual emissions of sulfur dioxide of ten million tons 
from 1980 emission levels, and, in combination with other provisions of this Act, of nitrogen 
oxides emissions of approximately two million tons from 1980 emission levels, in the forty-
eight contiguous States and the District of Columbia. It is the intent of this title to effectuate 
such reductions by requiring compliance by affected sources with prescribed emission 
limitations by specified deadlines, which limitations may be met through alternative 
methods of compliance provided by an emission allocation and transfer system. It is also the 
purpose of this title to encourage energy conservation, use of renewable and clean alternative 
technologies, and  pollution prevention as a long-range strategy, consistent with the 
provisions of this title, for reducing air pollution and other adverse impacts of energy 
production and use. [42 U.S.C. 7651]“  
 
Mit der Verabschiedung des Programms wurden die gesetzlichen Rahmenbedingungen gelegt, 
welche die Entwicklung und Implementierung von Emissionshandelsprogrammen 
ermöglichen und rechtlich absichern. 
 
Nachdem hiermit die allgemeinen gesetzlichen Vorgaben und die Struktur der amerikanischen 
Luftreinhaltepolitik erklärt sind, soll nun die Region um Los Angeles genauer betrachtet 
werden. Das South Coast Air Basis (SCAB) kann den Ansprüchen, die aus dem Clean Air Act 
hervorgehen, nicht in allen Bereichen gerecht werden. Insbesondere die Belastung mit Ozon, 
Kohlenmonoxid und Stäuben im städtischen Smog ist eines der Hauptprobleme. Während der 
Sommermonate werden die maximalen Grenzwerte an Ozon häufig um mehr als das Doppelte 
überschritten. Auswirkungen hoher Ozon- und Smogbelastungen können Atemwegserkran-
kungen wie Asthma und Bronchitis sein, Herz- und Kreislaufbeschwerden des Körpers sowie 
Zellschäden im Atmungssystem. 
 
Welche speziellen Charakteristika dieser Region zu dem Smogproblem beitragen, wird nun 




3.2   Das Smogproblem im Großraum Los Angeles 
 
Nach der Region um New York ist das SCAB der zweitgrößte Ballungsraum der USA. Auf 
einer Fläche von 17.500 km² leben etwa 15 Millionen Einwohner. Seit der Nachkriegszeit 
fanden hier bedeutende Suburbanisierungsprozesse statt. Die zunehmende Konzentration der 
Bevölkerung im städtischen Gebiet, die Ansiedlung von Industriebetrieben und die damit 
einhergehende Flächenversiegelung sowie das hohe Verkehrsaufkommen bedingen 
wachsende Umweltbelastungen und –probleme. Heutzutage ist das South Coast Air Basin 
eine der Gegenden in den USA, die am meisten unter schlechter Luftqualität zu leiden haben 
und vor allem in den Sommermonaten extreme Werte an bodennahem Ozon erreichen. Grund 
dafür ist ein enormes Aufkommen an PKW und LKW, mindestens 70 % der 
Luftverschmutzung in Südkalifornien werden durch Transportmittel verursacht. 10 Millionen 
Motorfahrzeuge sind alleine in diesem Raum zugelassen (SCAQMD: Informationsblatt: 
„Drivers Guide to Clean Air“) Daneben tragen aber auch die Hafenanlagen, Ölraffinerien und 
Kraftwerke in dieser Region erheblich zur Luftbelastung bei.  
Als die fünf Hauptkomponenten im städtischen Smog gelten dabei Schwefeldioxid (SO2), 
Stickoxide (NOx), Kohlenmonoxid (CO) Feststoffe (Stäube, z.B. Ruß) und organische 
Verbindungen (Kaule 2002, S. 45). Verstärkt werden diese Belastungen durch die 
ortsspezifische Klimaeinflüsse und die geographische Lage.  
3.2.1  Ozonbildung – Smogproblem 
Der Begriff Smog kommt aus dem englischen und ist eine Zusammenfassung der Wörter für 
Smoke (Abgase) und Fog (Nebel). Heute wird er auch im Zusammenhang für den 
photochemischen Smog genutzt, der bezeichnenderweise auch den Namen  „Los Angeles 
Smog“ trägt. Dabei finden unter der Beteiligung kurzwelliger Strahlung chemische Prozesse 
statt. Eine große Rolle in der Ozonentstehung s pielen die NOx-Verbindungen, die unter 
Sonneneinstrahlung tagsüber zu Ozon reagieren (NO2 + O2 ﬁ NO + O3). Nachts werden diese 
Verbindungen unter normalen Verhältnissen wieder abgebaut (NO + O3 ﬁ NO2 + O2). Bei 
Anwesenheit von Kohlenwasserstoffen dagegen,  oft aus Verbrennungsprodukten und 
Rückstände aus Verkehr- und Industrieabgasen, reagieren diese um bis zu 10mal schneller mit 
dem Stickstoffmonoxid (NO). Als Konsequenz steht dieses dann nicht mehr zum Ozonabbau 
zur Verfügung. Auf diese Weise können sich O zonkonzentrationen über mehrere Tage 
anreichern und zu gesundheitsgefährdenden Konzentrationen führen (Kaule 2002, S. 45). Die 




(NOx) sind damit Verursacher der Ozonbelastung im städtischen Smog. Diese Reaktion wird 
durch verschiedene äußere Bedingungen beeinflusst, unter anderem auch durch geographische 
Gegebenheiten und das Wetter: Ozonbildung wird durch direkte Sonneneinstrahlung 
begünstigt (kurzwellige Strahlung), durch windige Wetterlagen eher unterbunden. Gerade in 
Los Angeles sind diese und weitere Voraussetzungen durch die besondere geographische 
Lage gegeben, einige spezielle Charakteristika tragen verschärfend zum Ozonproblem bei.  
 
Abb. 5: Natürlicher Ozon-Sauerstoffkreislauf 
 
Abb. 6: Ozonkreislauf bei Anwesenheit von Kohlenwasserstoffradikalen aus Emissionen 
(Photochemischer oder Los Angeles Smog) 
 




3.2.2  Geographie 
Die geographischen Besonderheiten des SCAB werden durch die Topographie und die Lage 
zum pazifischen Ozean geprägt. Los Angeles ist auf der einen Seite vom Pazifik begrenzt, 
zum Inland wird es von drei Bergketten eingerahmt. Diese geographischen Gegebenheiten 
führen dazu, dass die Emissionen „eingeschlossen“ werden. Unter d er hohen 
Sonneneinstrahlung, wie sie im Süden Kaliforniens vorherrscht, sind dann optimale 
Voraussetzungen zur Ozonbildung geschaffen. Zusätzlich wird diese Situation durch die 
Bildung einer Inversionsschicht über dieser Region verschärft: Sie verhindert, dass die mit 
Emissionen belastete Luft problemlos in die höhere Atmosphäre entweichen kann.  
Während der Morgenstunden strömen Seewinde vom Ozean her in dieses Gebiet, während der 
Nachmittags- und Abendstunden wehen die Winde aufs Meer zu – dies betrifft die oberen, mit 
Emissionen angereicherten Luftschichten. Dieser Zu- und Rückfluss, der von den Bergketten 
begrenzt wird, ermöglicht die hohe Anreicherung der Luft mit Schadstoffen und bedingt so 
das Smogproblem im SCAB. 
 
Abb. 7: Smogbildung in Los Angeles 
 
Quelle: SCAQMD 2000 
 
3.2.3  Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Smog/Ozon 
Verunreinigungen der Luft durch Industrie, Verkehr und Haushalten bestehen u.a. aus 
Kohlenmonoxid (CO), Schwefeldioxid (SO2), Stickoxiden (NOx), Fluor- und 
Schwermetallverbindungen sowie feinen Stäuben (PM2,5 und PM10) (vgl. Buttgereit 1991, S. 
137). Viele dieser Stoffe sind nicht nur an sich gefährlich, sondern wirken insbesondere auch 




Bronchitis sein, ein zunehmender Stress für Herz und Lunge bei der Sauerstoffversorgung, 
Herz- und Kreislaufbeschwerden des Körpers sowie Zellschäden im Atmungssystem. Auf 
lange Sicht gesehen führt dies zu einer vorschnellen Alterung der Lungen mit 
einhergehendem Verlust der Lungenkapazität, Versagen der Lungenfunktion, Entwicklung 
chronischer Atemwegserkrankungen  und möglicherweise Krebs.  
Gerade Menschen mit empfindlichem Herz oder Lunge und bereits vorhandenen 
Atemwegserkrankungen haben unter der Smogbelastung zu leiden.  
 
Um die nationalen und staatlichen Grenzwerte einhalten zu können und damit die 
Bevölkerung vor gesundheitsgefährdenden Einflüssen zu schützen, ist es eine politische 
Aufgabe, Strategien zur Erreichung der gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte zu 
entwerfen. 
 
Das South Coast Air Basin ist einer Verwaltungseinheit zur Luftqualitätskontrolle unterstellt, 
dem South Coast Air Quality Management District (SCAQMD). Das Verwaltungsgebiet des 
SCAQMD umfasst etwa 17.500 km², bestehend aus den vier Bezirken des South Coast Air 
Basins und Teilen des Mojave Desert Air Basins  und des Salton Sea Air Basins. In dieser 
Form existiert er seit 1976: Mit der Annahme des „Lewis Air Quality Management Act“ 
wurde der SCAQMD aus einem freiwilligen Zusammenschluß von mehreren  kleineren 
Verwaltungseinheiten gebildet. Der erste vergleichbare Distrikt wurde bereits im Jahr 1946 in 
Los Angeles eingerichtet, um gegen die Probleme der industriellen Luftverschmutzung 
vorzugehen (EPA 2002, S. 5). 
 
Abb. 8: Karte des SCAQMD 




Damit ist es Aufgabe des SCAQMD, anhand von Planungen und gesetzlichen Regelungen 
sicher zu stellen, dass die nationalen und staatlichen Luftqualitätsstandards in einem 
vorgegebenen Zeitrahmen erreicht werden können.  
Wie bereits in der Einleitung beschrieben, gelang es in Los Angeles unter Anwendung des 
vorherigen Ordnungsrechts – gekoppelt mit den im Bereich Luftreinhaltepolitik erwähnten 
Vorläuferkonzepten des Emissionshandels  – nicht, das Smog- und insbesondere das 
Ozonproblem im erwünschten Maße in den Griff zu bekommen. Das Command-and-Control-
System verursacht hohe Kosten, gerade Kalifornien hat sehr anspruchsvolle Standards, die 
vom Staat gegenüber den Unternehmen eingefordert werden. Industrieunternehmen reagieren 
zunehmend mit Widerstand, wenn es um eine Verschärfung der Auflagen geht. Zudem 
gefährden absehbar hohe Kosten die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Region. 
„If you want to sattle down here as a company you have to ask: Can I do that in California, 
do I have the money?“  (Interview mit Viji, Environmental Advanced Technology, 
13.12.2002) 
 
Daher entschloss sich der Staat Kalifornien auf Basis des Clean Air Acts zur Einführung eines 
Emissionshandelsprogramms. Ein Teil der Schadstoffe sollte nicht weiter durch 
ordnungsrechtliche Maßnahmen kontrolliert werden, sondern über ein flexibles 
marktorientiertes Modell gesteuert werden. Wie bereits zuvor zur Luftreinhaltepolitik in den 
USA beschrieben, ermöglichte der Zusatz von 1990 im nationalen Gesetz zur Luftreinhaltung 
den Staaten und Verwaltungsbehörden, neue marktbasierte Instrumente einzuführen.  
 
3.3  Beschreibung des RECLAIM-Programms 
3.3.1  Entwicklung des RECLAIM-Programms 
„Coming together is a beginning, keeping together is a progress, working together is 
success.“  (Henry Ford – zitiert im Volume I: Program Summary  1993 des SCAQMD) 
 
Drei Jahre lang hatte der SCAQMD in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und 
unterschiedlichsten Organisationen an der Entwicklung des RECLAIM-Programms 
gearbeitet. Einbezogen waren neben den Mitarbeitern des SCAQMD und der U.S. EPA 
Vertreter öffentlicher Einrichtungen, privater Firmen, Umweltorganisationen, 




Ziel war es, das Anreizkonzept des Marktes zu nutzen und daraus ein 
Emissionshandelsprogramm  zu entwerfen, um die zuvor beschriebenen Probleme in der 
Luftbelastung des South Coast Air Basins in dem vorgeschriebenen Zeitrahmen bis zum Jahr 
2010 zu lösen. Dabei sollte RECLAIM eine Alternative zu den bisherigen Ansätzen zur 
Reduzierung der Luftverschmutzung bieten. Das Programm ist dabei allerdings nur eine 
Strategiekomponente des SCAQMD, um die Ansprüchen der EPA in bezug auf die 
Luftqualitätsstandards zu erreichen. Sämtliche Strategien sind im Air Quality Management 
Plan (AQMP) vereint, der eine Zielvorstellung vorgibt und das Konzept zur Zielerreichung 
vorstellt. Da aus unterschiedlichen Gründen nicht sämtliche Verursacher innerhalb dieses 
Handelsprogramms angesprochen werden können, richtet sich RECLAIM an die Verursacher 
von NOx- und SOx-Emissionen.  
Grundsatz bei der Entwicklung von RECLAIM war es, NOx- und SOx-Emissionen 
mindestens in dem Umfang zu reduzieren, der in dem bis zu diesem Zeitpunkt gültigen Air 
Quality Management Plan vorgesehen war. Obwohl sich die Luftqualität im SCAB in den 
vorhergegangenen Jahren bereits verbessert hatte, genügte sie noch nicht den gesetzlichen 
Ansprüchen. Durch die Einführung von RECLAIM sollte den Unternehmen bei der Erfüllung 
der an sie gestellten Reduktionsansprüchen ein Maximum an Flexibilität geboten werden, um 
erforderliche Emissionsreduzierungen dort durchzuführen, wo sie am effizientesten zu 
realisieren sind.  
 
Der SCAQMD führt als die fünf Kriterien, unter denen das Programm entwickelt wurde, 
folgende an: 
•  Enforcement of emission reduction must provide a confidence level equal to or greater 
than the existing air pollution control program; 
•  Emission Reductions (Air Quality) Improvements must be equal to or greater than the 
1991 Air Quality Management Plan (AQMP) and future control plan requirements; 
•  Implementation Costs must be less than the cost projectedin the 1991 AQMP; 
•  Job Impacts must be less than the cost projected in the 1991 AQMP; and, 
•  Adverse Public Health Impacts should not result from implementation of program 
 
(SCAQMD, Volume I: Program Summary, EX-6 
15) 
                                                                 




3.3.2  Grundsätzliches Konzept 
Das RECLAIM-Programm ist ein sogenanntes  „Cap-and-Trade“-Programm. Über das 
gesamte SCAQMD wird zunächst eine imaginäre Glocke gelegt. Für den Raum unter dieser 
Glocke wird eine jährlich maximal zulässige Emissionsbelastung festgelegt. Den einzelnen 
Firmen werden für die Laufzeit des Programms (1994–2010) Zertifikate zugeteilt, die sie dazu 
berechtigen, eine festgelegte Menge an Schadstoffen zu emittieren. Benötigt eine Firma mehr 
als die ihnen zugeteilten Zertifikate, so muss sie anderen Firmen Zertifikate abkaufen, um die 
Ansprüche der RECLAIM-Vorschriften zu erfüllen. Jahr für Jahr reduzieren sich die 
erlaubten Emissionen innerhalb dieser Region und damit auch die ausgeteilte 
Zertifikatemenge. Für das RECLAIM-Programm  ist eine Reduzierung bis zum Ende des 
Jahres 2003 vorgesehen, ab dem Moment wird die Zertifikatemenge konstant gehalten bis 
zum Jahr 2010. Dies ist der späteste Zeitpunkt, in der die Region nach dem Gesetz zur 
Attainment Area für Ozon gelten muss. 
 




























Quelle: SCAQMD 2001 
 
 





























Quelle: SCAQMD 2001 
 
Alle Firmen, die ab dem Jahr 1990 mehr als 4 Tonnen NOx oder SOx aus stationären Quellen 
emittiert haben, sind zur Teilnahme an  RECLAIM verpflichtet.
16 Dies gilt für die gesamte 
Region des SCAQMD, mit Ausnahme der Teilgebiete in den Bezirken Riverside und Los 
Angeles, die zum Mojave Desert Air Basin und zum Salton Sea Air Basin gehören.  
 
Darüber hinaus sind einige Einrichtungen und Betriebe von der Teilnahme an RECLAIM 
befreit, die aber auf eigenen Wunsch am Programm teilnehmen können. Darunter fallen z.B. 
Gefängnisse, Krankenhäuser und Kraftwerke, die auf Abfallverwertung basieren 
(Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 6). Kategorisch ausgeschlossen sind dagegen 
Polizei- und Feuerwehreinrichtungen sowie Restaurants. 
Abhängig von Art und Menge ihrer Emissionen können die betroffenen Firmen Teil des SOx- 
oder des NOx-Marktes sein. Bei Überschreiten der Grenze von 4 t sowohl für NOx als auch 
für SOx  sind sie zur Teilnahme an beiden Märkten verpflichtet.  
 
Zu Beginn des Programms im Jahr 1994 waren im NOx-Markt 390 Firmen vertreten, im SOx-




nachweisen, dass sie über ausreichend Zertifikate verfügen, um ihre Emissionen abzudecken. 
Jedes Zertifikat, also jeder  RECLAIM Trading Credit  (RTC), beläuft sich über ein 
amerikanisches Pfund des betreffenden Schadstoffes NOx bzw. SOx.  Die Laufzeit beträgt 
dabei jeweils ein Jahr. Es ist nicht möglich, ein Guthaben über die in einem Jahr nicht 
verwendeten Zertifikate in zukünftige Jahre zu übertragen, wie das bei vorherigen 
handelsähnlichen Instrumenten in Kalifornien möglich war. 
Der Markt teilt sich dabei in zwei Zyklen. Nach dem Zufallsprinzip werden den Firmen 
entweder Zertifikate mit einer Laufzeit vom 1. Januar bis 31. Dezember zugewiesen, 
alternativ mit einer Laufzeit vom 1. Juli bis 30. Juni eines jeden Jahres. Grund dafür ist, die 
Marktaktivitäten unter RECLAIM möglichst  gleichmäßig auf das ganze Jahr zu verteilen. 
Firmen tendieren dazu, die An- und Verkäufe der Zertifikate gegen Ende der Laufzeiten für 
das betreffende Jahr zu tätigen, dies kann zu starken Zertifikatpreisschwankungen führen und 
unerwünschte Spannungen in das Programm bringen (Koschel 1998, S. 111). 
 
Abb. 11: Struktur der Handelszyklen in RECLAIM  
Quelle: SCAQMD 2001 
 
Darüber hinaus gibt es eine geographische Trennung zwischen Inland- und Küstenzonen 
innerhalb des Gebietes des SCAQMD. Um zu verhindern, dass es zu einer übermäßigen 
Belastung der Inlandregion kommt, wurden Restriktionen für den Handel zwischen diesen 
beiden Zonen eingeführt. Firmen in der Küstenzone dürfen keine zusätzlichen Zertifikate 
verwenden, die sie aus der Inlandszone gekauft haben. Die tagsüber vorherrschenden 
Westwinde würden zu einer Akkumulation sämtlicher Schadstoffe im Inland führen. 
                                                                                                                                                                                                           
16 Die Emissionsgrenze von jährlich 4 t SOx bzw NOx- Ausstoß wurde gezogen, um kleineren Firmen die 
zusätzlichen Kontrollkosten durch Installation der entsprechenden Technologien zu ersparen, diese können aber 
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Andersherum ist der Handel jedoch erlaubt, die im Inland ansässigen Firmen können sowohl 
Zertifikate aus der Inlands- als auch der Küstenzone kaufen. 
3.3.3  Zertifikate (RECLAIM Trading Credits – RTCs) 
 
3.3.3.1 Erstzuteilung 
Die Erstzuteilung der Zertifikate gestaltete sich schwierig. Eine grundsätzliche Einigung 
bestand darin, die Zertifikate kostenlos zuzuteilen (Koschel 1998, S. 111). Um die Menge der 
RTCs zu bestimmen, orientierte man sich am Air Quality Management Plan (AQMP). Dieser 
bildete die notwendigen Reduzierungen im Schadstoffausstoß bis 2010 bereits ab und gab für 
das Jahr 2010 die erwünschte Emissionsmenge an. Für die gesamte Programmlaufzeit des 
RECLAIM-Programms ist für SOx eine Reduktionsrate von 6,8 % vorgesehen, für NOx eine 
Reduzierung um 8,3% (SCAQMD 1993, Volume I: Program Summary, EX-3). 
Während der anfänglichen Diskussionen um das RECLAIM-Programm befand sich die 
regionale Wirtschaft in einer Phase der Rezession. Daher produzierten viele der Firmen auf 
einem suboptimalen Level und waren nicht voll ausgelastet. Ihre zum damaligen Zeitpunkt 
aktuellen Emissionen entsprachen keinem „normalen“ Produktionsalltag, die technischen 
Anlagen waren für höhere Produktionsraten ausgelegt. Um dies auszugleichen, erlaubte der 
SCAQMD den beteiligten Firmen, für die Berechnungsbasis der Zertifikate ein Jahr zwischen 
1989 und 1992 auszuwählen. Dies sollte den negativen Einfluss der Rezession ausgleichen. 
Auf dieser Basis wurden dann die entsprechenden RTCs zugeteilt  – berechnet über ein 
System von Emissionsfaktoren für verschiedenen Industrien und technischen Anlagen 
(Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 7). Für die individuelle Zuteilung über die 
Programmlaufzeit hinweg wurden drei feste Bezugspunkte gewählt: die Anfangsausstattung 
im Jahr 1994, eine Ausstattung im Jahr 2000 und die Endausstattung für 2003. Dabei werden 
die Zuteilungsmengen zwischen den drei festen Bezugspunkten mit einer Linie verbunden, an 
der man die jeweiligen jährlichen Ausstattungen für jede Firma ablesen kann. Diese Methode 
war zwar der einfachste Weg zur Festlegung der jährlichen Zuteilungen, die Firmen 
beanstandeten jedoch, dass die lineare Reduzierung die unterschiedliche technische 
Ausgangslage einer jeden Firma ignoriere. Um auf dieser Basis eine fairere Zuteilung zu 
ermöglichen, entschied sich der SCAQMD dazu, die jeweilige technische Ausstattung zu 
berücksichtigen. Die Zuteilung für eine spezifische Firma ergibt sich damit aus der Summe 
der einzelnen Anlagen innerhalb dieser Firma (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 7). 
 
                                                                                                                                                                                                           

















Quelle: eigene Darstellung 
 
Für die Berechnung der Erstzuteilung wurde folgende Methode gewählt: 
Startallokation = ￿ (A x B1) + ERCs + External Offsets 
Dabei ist 
A = der spezifische Brennstoffeinsatz für jede NOx oder SOx-Quelle oder Prozesseinheit in 
der betreffenden Fabrik, gemessen am maximalen Verbrauch zwischen 1989 und 1992, 
B1 = der entsprechende Startemissionsfaktor für die betroffene Quelle oder Prozesseinheit. 
 
Aus vorangegangenen Gesetzesregelungen, die zum Teil ein Marktprinzip beinhalten und 
auch weiterhin gültig sind, halten viele Firmen  Emission Reduction Credits (ERCs) und 
„External Offsets“, also Emissionsreduzierungen in externen Anlagen und an mobilen 
Quellen, die einen höheren Ausstoß in der betreffenden Firma gesetzlich bereits ausgleichen. 
Diese Guthaben an Zertifikaten werden den Firmen in RECLAIM ebenfalls angerechnet 
(SCAQMD 1993 RECLAIM Rule 2002 - 1). 
 
Die Berechnung für das Jahr 2000 verläuft ähnlich, hier ist die Zuteilung: 
Allokation 2000 = ￿ (A x B2) + ERCs + External Offsets 
Dabei ist 
A = der spezifische Brennstoffeinsatz für jede NOx oder SOx-Quelle oder Prozesseinheit in 
der betreffenden Fabrik, gemessen am maximalen Verbrauch zwischen 1989 und 1992, 
Emissionsmenge 




B2 = der entsprechende Endemissionsfaktor für die betroffene Quelle oder Prozesseinheit. 
 
Für die Festlegung der Endzuteilung im Jahr 2003, die bis zum Jahr 2010 jedes Jahr konstant 
bleibt, werden die Ergebnisse der aktuellen Emissionsraten im Jahr 2000 zu Grunde gelegt. 
Um die im AQMP festgelegten Reduktionsziele zu erreichen, wird die erforderliche 
prozentuale Reduzierung zwischen 2000 und 2003 noch einmal an den bis dahin erreichten 
Verminderungsraten überprüft. Im Anschluss daran findet dann die Festlegung der 
Endausstattung für die Jahre 2003 bis 2010 statt (SCAQMD 1993, RECLAIM Rule 2002 –8). 
 
3.3.3.2 Generierung von RECLAIM-Zertifikaten 
Um innerhalb eines  Unternehmens Zertifikate zur Verfügung zu stellen, die entweder zur 
Erweiterung der eigenen Produktion dienen können oder aber auf dem Markt verkauft 
werden, gibt es verschiedene Möglichkeiten. Emissionsminderungen werden durch eine 
Verbesserung des Produktionsprozesses, Einführung zusätzlicher Kontrolltechnologien, 
Modernisierungen, Anlagen- oder Betriebsstillegungen erreicht. Sobald sich auf diesem Weg 
eine Übererfüllung der Ansprüche über die jährliche Zuteilung hinaus einstellt, können 
Zertifikate auf dem Markt verkauft werden oder zur Firmenerweiterung genutzt werden. 
 
„Emission Reduction Credits“ (ERCs) 
Ein weiterer Weg ist die Möglichkeit, sogenannte Emission Reduction Credits  (ERCs) in 
RECLAIM Trading Credits (RTCs) umzuwandeln. ERCs können über eine weitere 
Gesetzesregelung für technische Anlagen von jeder Firma – auch außerhalb von RECLAIM – 
erzeugt werden. Grundlage dafür ist Regulation XIII – New Source Review des SCAQMD. 
Diese Zertifikate werden einer Firma gutgeschrieben, wenn es zu einer dauerhaften 
Emissionsvermeidung bei mobilen und stationären Quellen kommt. Dies kann durch 
Stillegungen oder bessere Kontrolltechnologien geschehen. ERCs dienen normalerweise zur 
Erfüllung weiterer Gesetze zur Verbesserung der Luftqualität, die für alle Firmen i m 
SCAQMD gelten. Doch auch Firmen, die nicht am RECLAIM-Programm teilnehmen, können 
ERCs in RTCs umwandeln und damit handeln. Diese RTCs werden jeweils der betreffenden 
Zone (Inland bzw. Küste) zugeordnet (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001 S. 8). 
 
„Mobile Source Emission Reduction Credits“ (MRERCs) 
Mobile Source ERCs sind Zertifikate, die ausschließlich durch Emissionsvermeidung an 




Möglichkeit auch sämtlichen weiteren Unternehmen sowie Privatpersonen offen.  Mobile 
Source Credits können in RTCs umgeschrieben werden, wenn die betreffenden Fahrzeuge im 
SCAB registriert sind (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 8). 
Zertifikate im Rahmen dieser Gesetze werden ausgegeben für die freiwillige Reparatur von 
Fahrzeugen im Betrieb, für abgasarme Fahrzeuge, für elektrisch betriebene PKWs und LKWs, 
für umweltfreundliches Autozubehör und umweltfreundliche Gartengerätschaften (z.B. 
Rasenmäher). 
3.3.4  Handel 
Der SCAQMD hat das RECLAIM-Programm eingeführt, um eine flexible und effiziente 
Möglichkeit zur Gestaltung des Zertifikatehandels zu bieten. Daher hat er sich von Anfang bei 
der Auflage von Restriktionen zurückgehalten (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 11). 
Neben der Beschränkung für den Handel zwischen der Inlands- und der Küstenzone gilt als 
einzige weiter Auflage, jede Transaktion an das Bulletin Board – eine Art schwarzes Brett – 
des SCAQMD zu melden. Hier können sich die Unternehmen über die Verfügbarkeit und die 
Handelsaktivitäten unter RECLAIM informieren (SCAQMD 1993,  Volume I: Program 
Summary, EX-13). 
Zu Beginn des Programms haben die einzelnen Unternehmen bereits die Zertifikate für die 
gesamte Laufzeit des Programms von 1994–2010 zugeteilt bekommen. Der Zertifikatehandel 
erstreckt sich damit auf den gesamten Zeitraum des Programms. Die Zertifikate verlieren 
allerdings mit dem Ablauf des Jahres, für das sie gelten, ihre Gültigkeit. Nicht genutzte RTCs 
können damit nicht in einem der kommenden Jahre verwendet werden. Im Gegensatz zu den 
Vorläufern des Emissionshandels (Netting, Banking, Offset) ist eine Gutschrift nicht möglich. 
Jedes Unternehmen kann Zertifikate aus beiden Zyklen aufkaufen (Januar–Dezember bzw. 
Juli–Juni), unabhängig von der eigenen Zugehörigkeit zu einem der beiden Zyklen. Das 
Gültigkeitsdatum der betreffenden RTCs verändert sich damit nicht (SCAQMD 1993, Volume 
I: Program Summary, 2007-1). 
Jede Firma kann Zertifikate verkaufen, kaufen oder auf andere Weise an weitere Firmen 
übertragen, dabei müssen lediglich die geforderten Meldepflichten eingehalten werden. Wie 
der Markt sich gestaltet, ist den Unternehmen freigestellt. Dies kann über private Kontakte 
geschehen, in Auktionen und über Makler. Einer der größten RTC Makler ist Cantor 
Fitzgerald, der seinen Gewinn über einen festen Grundpreis von ca. 150 US$ zuzüglich 3,5 % 
des gesamten Kaufpreises erzielt (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S.11). Am 
Handelsgeschehen des RECLAIM-Programms darf jeder teilnehmen, unabhängig davon, ob 




3.3.5  Kontrollmechanismen und Sanktionen 
Die Anforderungen an die zu installierenden Kontrolltechnologien für die einzelnen Anlagen 
hängen von ihrer jeweiligen Größe ab. Die NOx-Quellen wurden in vier verschiedene 
Kategorien eingeteilt:  
•  Major Sources – Hauptemissionsquellen 
•  Large Sources – Großemissionsquellen 
•  Process Units – Prozesseinheiten 
•  Exempt Equipment 
 
SOx-Quellen wurden in drei Kategorien unterteilt: 
•  Major Sources – Hauptemissionsquellen 
•  Process Units – Prozesseinheiten 
•  Exempt Equipment 
 
Die erforderlichen Kontrolltechnologien sind abhängig von dieser Einteilung. Die 
Hauptemissionsquellen sind dazu verpflichtet, ihre Emissionsdaten kontinuierlich alle 15 
Minuten zu übermitteln. Das geschieht über den Einbau von  Continuous Emissions 
Monitoring Systems (CEMS), die sehr genau Emissionsdaten ermitteln und dazu im Stande 
sind, diese gleich an den AQMD weiterleiten. CEMS sind dabei aber auch einer der teuersten 
Komponenten innerhalb des gesamten RECLAIM-Prozesses (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 
2001, S.9). 
Für die NOx- Großquellen genügt es, die Emissionsdaten aus dem Brennstoffverbrauch und 
entsprechenden Emissionsfaktoren zu bestimmen. Diese Art der Datenermittlung nennt man 
Continous Process Monitoring System (CPMS). Das Meldeintervall beträgt dabei jeweils 
einen Monat.  
Für die kleinen Anlagen, die Prozesseinheiten, ist lediglich die Kontrolle über den 
Brennstoffverbrauch nötig, diese Daten müssen alle drei Monate an den AQMD gemeldet 
werden. 
 




Tab. 4: Anforderungen an die Anlagen abhängigen Kontrolltechnologien in RECLAIM  
Source Category  Major Source 


















Daily  Monthly  Quarterly 
Percent of NOx 
Emissions in 
RECLAIM 
84 %  8 %  6 % 
Percent of SOx 
Emissions in 
RECLAIM 
98 %  N/A  1.2 % 
 
Quelle: Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 10 
 
Fehlen Messdaten, so werden diese geschätzt. Um zu verhindern, dass Unternehmen aus 
fehlenden Kontrolldaten Vorteile ziehen, indem sie sich auf günstige Schätzwerte verlassen, 
steigen diese mit jedem Kontrollausfall an. Dies betrifft sowohl die Anzahl der Ausfälle wie 
auch ihre jeweilige Dauer (Koschel 1998, S. 114). 
Für Unternehmen, die ein CEMS installiert haben, kann jederzeit überprüft werden, ob sie 
über eine ausreichende Menge an Zertifikaten verfügen. Für kleinere Unternehmen finden 
vierteljährlich Prüfungen statt. Nach Ablauf eines jeden Quartals besteht eine 30-tägige Frist, 
um die fehlende Menge an RTCs aufzukaufen und das beim AQMD für jeden Emittenten 
geführte Zertifikatekonto auszugleichen. Doch erst der Kontostand am Ende des betreffenden 
Zyklus ist ausschlaggebend für die Strafbemessung (Koschel 1998, S. 114). Geht der für eine 
Firma ausschlaggebende Handelszyklus zu Ende, beträgt die Periode, in der noch Zeit für den 
Kontostandsausgleich ist, 60 Tage. Zum Ende dieses Zeitraumes ist das betreffende 
Unternehmen dazu verpflichtet, die Menge an RTCs aufzukaufen, die ihm noch fehlen, 
zunächst unabhängig vom Preis. Erst wenn der Preis eine Grenze von 15 000 US$ pro Tonne 
(oder 7, 50 US$ pro amerikanisches Pfund) übersteigt, muss der SCAQMD eingreifen und die 
Gründe für den Preisanstieg erforschen. In diesem Fall ist er dazu angehalten, nach 
Möglichkeit seiner Kräfte den Preis zu regulieren. Zuständig dafür ist eine eigene 
Prüfungskommission, die in diesem Fall Vorschläge und Lösungsmöglichkeiten entwickeln 
soll. Ab dem Ende der 60-tägigen Frist gilt jeder Tag, an dem eine Firma nicht ausreichend 




Regeln. Jeder Verstoß wird mit 500 US$ pro Tag geahndet. Das ergibt eine Höchststrafe von 
182 500 US$ im Jahr (Koschel 1998, S. 114). Firmen haben im Rahmen von Anhörungen zu 
den Verstößen allerdings die Möglichkeit auf einen Einspruch (SCAQMD 1993, Volume I: 
Program Summary, 2010  – 2). Im darauffolgenden Handelsjahr wird den Emittenten die 
fehlende Menge an RTCs unabhängig von der Höhe der bezahlten Strafe von den jährlichen 
Zuteilungen abgezogen (SCAQMD 1993, Volume I: Program Summary, 2010-1). 
 
Dies war die Darstellung der organisatorischen Struktur des RECLAIM-Programms. Mit 
Beginn des Jahres 1994 startete das Programm. Welche Entwicklungen und Ergebnisse sich 
seitdem ergeben haben, wird im Folgenden nach ökonomischen und ökologischen 
Gesichtspunkten getrennt dargestellt und ausgewertet. Da das offizielle Handelsjahr 
(Compliance Year) aufgrund der zwei Handelszyklen bis zum Juni des darauffolgenden Jahres 
läuft und es eine gewisse Zeit dauert, bis der SCAQMD die Daten zur Verfügung stellt, 
werden hier die Ergebnisse bis zum Ende des Compliance Year 2001 verwendet.
17 
 
3.4  Ökonomische Evaluation 
 
„The goal of RECLAIM is to give facilities added flexibility in meeting their emission 
reduction requirements and lower the cost of compliance. This flexibility allows facilities the 
opportunity to find additional ways to reduce emissions at significantly lower costs, and trade 
emission allocations in a free market setting.“  (SCAQMD 1993: Volume I: Program 
Summary) 
 
Wie bereits ausgeführt, wurde das RECLAIM-Programm entworfen, um den nationalen und 
staatlichen Ansprüchen an die Luftqualität zu genügen. Dabei soll mindestens das Niveau 
erreicht werden, das auch der Air Quality Management Plan von 1991 als Zielgröße anvisierte 
– allerdings mit deutlich geringeren Kosten für die im SCAB ansässigen Unternehmen. Der 
Handel mit Emissionszertifikaten zwischen den einzelnen Unternehmen sollte dieses Ziel 
ermöglichen und neue Wege in der Luftreinhaltepolitik beschreiten. 
                                                                 
17 Ab März 2004 stehen im Internet unter http://www.aqmd.gov die Daten für das Comliance Year 2000 zur 




3.4.1  Modellannahmen für die Kosten und Preisentwicklung in RECLAIM 
Um die Kosteneinsparungen durch die Einführung des RECLAIM-Programms zu ermitteln, 
nutze der AQMD unterschiedliche Modelle und Simulationen. Das Emissions Trading Model 
(ETM) diente zur Abschätzung der Handelsaktivitäten, basierend auf technischen Kosten und 
RTC-Allokationen lieferte das Modell Aussagen zu Preisen, Menge und Richtung des 
Zertifikatehandels (EPA 2003, S. 10). Das REMI-Modell (Regional Economic Modeling, Inc) 
simulierte primäre und sekundäre ökonomische Auswirkungen durch die Verknüpfung von 
fünf Grundkomponenten: 1) Produktion, 2) Bevölkerung und Arbeitskräfte, 3) Nachfrage 
nach Arbeit und Kapital, 4) Löhne, Gewinne und Preise und 5) Marktbeteiligung (regional, 
Im- und Exporte). Diese beiden Modelle wurden miteinander kombiniert, um eine 
ökonomische Vorhersage treffen zu können.  
 
Dabei galten als Bedingung folgende Annahmen: 
•  Die Unternehmen wählen die kostengünstigste Methode aus 1) Installation von besseren 
Vermeidungstechnologien, 2) Prozessumstellungen oder 3) Kauf von zusätzlichen 
Zertifikaten, erzeugt durch Emissionsvermeidung in anderen Unternehmen. 
•  Vollständige Information aller B eteiligten über Preise und Verfügbarkeit von 
Vermeidungstechnologien und Zertifikaten. 
•  In der Wahl der kostengünstigsten Methode wird im Zweifelsfall die Installation neuer 
Technologien vorgezogen, um in den kommenden Jahren zusätzliche Erlöse aus dem 
Zertifikateverkauf zu erzielen. 
•  Die Unternehmen haben einen langfristigen Planungshorizont, die Zeitspanne, in der sich 
Investitionen rentieren müssen, ist auf mehrere Jahre angelegt. 
•  Nichterfüllung ist keine Option: Die Unternehmen haben in dem Modell nicht d ie 
Möglichkeit, keine der möglichen Optionen zu wählen und statt dessen die Strafen zu 
zahlen.  
(EPA 2003, S. 11) 
 
Aus diesen Modellen ergaben sich dann die geschätzten Kosten für das RECLAIM-
Programm, um Vergleiche mit den geschätzten Kosten unter einem Auflagenregulatorium 
anzustellen. Darüber hinaus sind anhand der Modelle Prognosen für sämtliche Handelsjahre 
erstellt worden. 




3.4.2  Kostenvergleich RECLAIM zu Command-and-Control 
Die Kosten, welche die Unternehmen zur Erfüllung der RECLAIM-Gesetze tragen  müssen, 
wurden zu Beginn des Programms für die Periode von 1994-1999 auf jährlich 
durchschnittlich 80,8 Mio US$ geschätzt. Die entsprechenden Kosten zur Erfüllung der 
Ansprüche des AQMP von 1991 belaufen sich dafür auf etwa 138,7 Mio US$. Daraus ergibt 
sich bei Implementierung des RECLAIM-Programms eine Ersparnis von 57,9 Mio US$ 
jährlich und damit 42 % gegenüber dem bis zu dem Zeitpunkt gültigen Auflagensystem. 
(SCAQMD 1993, RECLAIM Volume III, S. 6-3). 
 
Tab. 5: Vergleich der Kosten von RECLAIM und Command-and-Control 
Jahr  Differenz zu CAC  RECLAIM / CAC 
1994  -$ 38.2  21 % 
1995  -$ 97.8  12 % 
1996  -$ 46.6  62 % 
1997  -$ 32.9  74 % 
1998  -$ 67.7  65 % 
1999  -$ 64.0   72 % 
Quelle: SCAQMD 1993, RECLAIM Volume III, S. 6-10 
 
Die anfänglichen Schätzungen für die RTC-Preise für die Periode von 1994-1999 variierten 
zwischen 577 US$ und 6.246 US$ für SOx und zwischen 577 US$ und 11.257 US$ für NOx. 
Dabei wurde angenommen, dass die Primärallokationen für die Jahre 1994 und 1995 für die 
Unternehmen zunächst ausreichen, ohne in zusätzliche Vermeidungstechnologien oder 
Zertifikate zu investieren. In den ersten beiden Jahren wurden niedrige Zertifikatepreise und 
lediglich eine geringe Marktaktivität erwartet. Für 1996 rechnete der SCAQMD dann mit 
einem Preisanstieg, da die erforderlichen Vermeidungstechnologien teurer werden und ein 
Wirtschaftswachstum vorausgesagt wurde. Dieser Trend soll für SOx bereits 1997 nachlassen 
und wieder zu geringeren RTC-Preisen führen. Für NOx-Zertifikate war ein weiterer 
Preisanstieg bis 11.257 US$ im Jahr 1999 vorausgesagt (SCAQMD 1993, RECLAIM Volume 
III, S. 6-8). 
 




Tab. 6: Anfänglich geschätzte RTC-Preise für SOx und NOx 
Year  SOx  NOx 
1994   $ 577  $ 577 
1995  $ 1.531  $ 577 
1996  $ 6.246  $ 9.434 
1997  $ 3.062  $ 9.151 
1998  $ 2.970  $ 8.877 
1999  $ 2.882  $ 11.257 
Quelle: SCAQMD 1993, RECLAIM, Volume III, S. 6-10 
 
Diese Voraussagen erfüllten sich allerdings nicht. Aufgrund zahlreicher Fehleinschätzungen 
und unerwarteter Einflüsse haben sich die Zertifikatepreise anders entwickelt als durch die 
Modelle vorhergesagt. 
 
Für das erste Handelsjahr in RECLAIM zeichnete sich lediglich eine sehr geringe 
Marktaktivität ab, erst in den darauffolgenden Jahren nahm das Volumen zu. Allerdings fand 
ein großer Teil des Handels für „no price“ statt. „No price“ bedeutet, dass zunächst lediglich 
die Übertragung der Zertifikate vom Verkäufer auf einem Makler stattfand. Einen Preis 
bekommen diese Rechte aber erst dann, wenn der Makler sie an einen Käufer abgibt. Eine 
weitere Möglichkeit für den Handel zu „no price“ ist der Transfer von Zertifikaten an Firmen 
im Besitz des selben Unternehmens, ohne dass ein Zahlungsverkehr erfolgt. Dies ist auch der 
Fall, wenn Firmen inklusive ihrer jährlichen Zertifikatallokationen verkauft werden (EPA 
2003, S. 12). Die Weitergabe der Emissionsrechte spiegelt hier noch keine Preisentwicklung 
innerhalb des Zertifikatemarktes wider, was eine ökonomische Bewertung in diesem Fall 
unmöglich macht. 
Zwischen 1997 und 1999 nahm der „echte“ Handel zu, dabei bewegten sich die 
Zertifikatepreise aber noch auf einem sehr geringen Niveau von 1.500 US$ bis 3.000 US$ pro 
Tonne für Zertifikate des laufenden und der kommenden Jahre (EPA 2003, S. 2). Grund für 
diese geringen Preise resultieren auch aus der Schließung mehrerer Firmen und der Stillegung 
von Anlagen innerhalb einer Produktionsstätte (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 80). 
Diese Zertifikate waren nun zusätzlich auf dem Markt vorhanden. Der AQMD spricht dabei 
von SOx-RTCs im Umfang von 433 t und NOx-RTCs über 1081 t (Hawkins/Lowe/Simon/ 




neuer Technologien statt. Auch Prozessmodifikationen wurden kaum vorgenommen, da das 
Angebot und die Preise der Emissionzertifikate dies nicht erforderlich machten. 
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Für das Angebot und die Nachfrage an Zertifikaten, die sich aus den jährlichen Allokationen 
und den erfolgten Reduktionen ergibt, stellte sich dabei folgende Entwicklung heraus: 
 
Tab. 7: RECLAIM NOx Emissionen und RTC Angebot (Tonnen/Jahr) für das 
betreffende Jahr 
Compliance Year  Actual Emissions  RTC Supply 
1994  25.314  41.428 
1995  25.764  37.296 
1996  24.796  33.215 
1997  21.789  29.052 
1998  20.982  24.989 
1999  20.545  21.015 
Quelle: Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S.81 
 
Tab. 8: RECLAIM SOx Emissionen und RTC Angebot (Tonnen/Jahr) für das 
betreffende Jahr 
Compliance Year  Actual Emissions  RTC Supply 
1994  7.232  10.491 
1995  8.064  9.738 
1996  6.484  9.020 
1997  6.464  8.295 
1998  6.793  7.577 
1999  6.525  6.911 
Quelle: Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 81 
 
Wie man aus diesen Tabellen entnehmen kann, blieb die Nachfrage nach RTCs – orientiert an 
den aktuellen Emissionen – hinter dem Angebot zurück. Es gab also keine Knappheiten an 
Zertifikaten, die über die erfolgten Reduktionen hinaus nach weiteren Maßnahmen zur 
Schadstoffvermeidung verlangten. Durch die relativ geringen Preisen lohnte sich seitens der 
Unternehmen die Investition in neue Vermeidungstechnologien nicht. Dies rächte sich kurz 
darauf allerdings bitter. 
Gegen Ende des Jahres 1999 und im Jahr 2000 stieg der Preis für Emissionszertifikate sowohl 
für das laufende Jahr als auch für die kommenden Jahre drastisch an. Der durchschnittliche 




wurden, betrug 15.377 US$ pro Tonne. Dies war fast das Zehnfache des Preises für NOx 
Zertifikate des Compliance Years 1999, die noch in 1999 gehandelt wurden (1.827 US$) 
(SCAQMD 2001, White Paper, S.5). Noch klarer zeichnet sich diese Situation für die Jahr 
2000-Zertifikate ab. Im Handelsjahr 1999 waren sie noch für den Preis von 4.284 US$ 
käuflich, im Jahr 2000 dann für 45.609 US$. Im Jahr 2001 wurde dieser Preis für Compliance 
Year 2000 NOx-RTCs noch einmal übertroffen, mit dann 59.199 US$.   
 
Damit haben die Zertifikatepreise die anfänglich erwarteten Preise um ein Vielfaches 
übertroffen und die modellhaften Annahmen nicht bestätigt. Von den 600 Millionen US$, die 
seit Beginn des RECLAIM-Programms in Zertifikatgegenwert gehandelt wurden, stammen 
allein 316 Millionen US$ aus dem Jahr 2001 (SCAQMD 2002, S. 2). Dies bedeutet ein 
enormes Ungleichgewicht und eine äußerst unstetige und wenig ausgeglichene Marktaktivität. 
 




































































Quelle: SCAQMD 2002 
Dabei gibt die Farbe der Linie das Jahr an, in dem der Handel stattgefunden hat. Der Verlauf 
zeigt die Preise der Zertifikate an, die im Jahr 2000 für das aktuelle oder die kommenden 
Jahre gehandelt wurden (Zeitleiste). 
 
Für diese Entwicklung können verschiedene Faktoren ausfindig gemacht werden. Wichtige 




3.4.3  Erreichen des „Cross-Over-Points“ 
Wie den nachfolgenden Darstellungen zu entnehmen ist, wurde im Jahr 1999 für den NOx-
Markt der Punkt erreicht, an dem die Nachfrage nach Zertifikaten dem Angebot entsprach und 
sogar überstieg. Es ist also der Punkt erreicht, an dem sich kostenintesivere 
Emissionseduzierungen (z.B. durch neue und sehr weit fortgeschrittene Technologien) für die 
Unternehmen lohnen bzw. bei vorausschauender Planung gelohnt hätten.  
 















































































Die Frage ist, weshalb dieser sogenannte Cross-Over-Punkt erst so spät erreicht wurde, 
warum Zertifikate also als Konsequenz lange Zeit sehr günstig zu erwerben waren und sich 
damit kein flüssiges Marktgeschehen entwickelt hat. Ein Grund dafür waren Reduktionen, die 
offiziell zwar vorgenommen wurden, aber in der Realität in diesem Umfang nicht nötig 
waren. Dazu nun mehr. 
3.4.4  Das Phänomen der „Phantom-Reductions“ 
Wie bereits erwähnt, hatten die Unternehmen die Möglichkeit, als Basisbezug für die 
Primärallokation der NOx- und SOx-Zertifikate das Jahr mit den höchsten Emissionen  
zwischen 1989 und 1992 zu wählen. Grund dafür war eine wirtschaftliche Rezession, die den 
Unternehmern nicht nachteilig angerechnet werden sollte. Um eine positivere Entwicklung in 
der Zukunft zu ermöglichen, wurden Zertifikate für Emissionen ausgegeben, die zu dem 
damaligen Zeitpunkt nicht mehr bestanden haben. Diese Schadstoffeinsparungen fanden also 
nur auf dem Papier statt, sie werden „Phantom-Reductions“ oder auch „Paper-Reductions“ 
genannt. Allerdings ist dies Phänomen nicht unbekannt, selbst in der Theorie wird davor 
gewarnt, dass es bei einer ungenauen Erstallokation im Laufe des Handels dazu kommen 
kann. Endres erwähnte dieses z.B. bereits 1985 in seinem Diskussionspapier (Endres 1985, S. 
10). In den ersten Jahren mussten also auch keine wirklichen Reduktionen vorgenommen 
werden, da die meisten Firmen über weit ausreichende RTC Mengen verfügten. Für die ersten 
drei Jahre (1994-1997) schrumpften die erlaubten Allokationen und damit die Menge an 
Emissionsrechten, um insgesamt 30 %. Die tatsächlich vorgenommenen Emissions-
reduzierungen für NOx machten aber nur 3 % aus. Bansal/Belliveau/Drury/Kuhn reden in 
diesem Rahmen von „institutioneller Manipulation“  (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999,     
S. 10).
18 Einige Vertreter aus den Reihen der Industrie halten die anfängliche Allokation, wie 
sie vorgenommen wurde, für richtig. Der SCAQMD hatte in der Entwicklung die Aufgabe, 
eine politische Durchsetzbarkeit des Programms zu gewährleisten und musste sich daher auch 
der Unterstützung seitens der Industrie sicher sein. Dieses Vorgehen wird neben der Prognose 
eines künftigen Wirtschaftswachstums auch damit gerechtfertigt, dass sich die Teilnehmer 
erst mit dem RECLAIM-Programm und der Handelsstruktur vertraut machen mussten (EPA 
2003, S. 44). Trotz einer großzügigen Allokation rechnete man mit einer schnellen 
Angleichung von Zertifikatemenge und aktuellen Emissionen, so dass die erforderlichen 
                                                                 
18  Diese anfängliche Überallokation hat ebenfalls schwerwiegende Auswirkungen auf die Erreichung des 
ökologischen Ziels. Dazu mehr weiter unten. 




Reduzierungsmaßnahmen in zeitlich kurzem Abstand vorgenommen werden würden. Dies 
trat aber wie bereits beschrieben zunächst nicht ein. 
Erst mit einem leichten Wiederanstieg der wirtschaftlichen Aktivitäten ab ca. 1995 stieg mit 
einiger Zeitverzögerung die Nachfrage nach Zertifikaten an. Dies war ein Einflussfaktor für 
den drastischen Preisanstieg.  
3.4.5  Fehlende Investitionen in Vermeidungstechniken 
Bis zu diesem Zeitpunkt war eine Investition in neue Technologien und 
Vermeidungstechniken oder Prozessumstellungen zur Emissionsreduzierung aus 
ökonomischer Sicht nicht nötig. Dabei wird seitens der Firmenvertreter auch bemängelt, dass 
die Emissionsrechte nur jeweils ein Jahr lang gültig sind und nicht auch für zukünftige Jahre 
ihre Gültigkeit behalten. Damit hätte die Möglichkeit für eine einzelne Firma bestanden, 
eigene Zertifikateguthaben für die Zukunft anzulegen, da sie RTCs „aufsparen“ könnte.  
Die niedrigen Preise für RTCs machten so den zusätzlichen Kauf bei Bedarf zur 
kostenminimierendsten Variante für die Unternehmen, um die RECLAIM-Regeln zu erfüllen. 
Viele Firmen nutzten als Entscheidungsgrundlage dabei lediglich den aktuellen 
Zertifikatepreis und entschieden sich damit lange Zeit für den Aufkauf günstiger RTCs – 
häufig allerdings nur für das aktuelle Compliance Year (SCAQMD 2001, White Paper, S. 40). 
Die Unternehmen rechneten auch für die Zukunft mit niedrigen Zertifikatepreisen, so dass sie 
zu Beginn auch die zu dem Zeitpunkt günstigen Zertifikate für spätere Jahre nicht kauften.  
„One bad thing is that you can only use them one year. Companies like to plan. And the 
companies made a big fault, they did not buy credits, even we gave them on a silver plate.“ 
(Interview mit Viji, Environmental Advanced Technology, 13.02. 2002) 
 
Vom Zeitpunkt der Entscheidung zum Einbau zusätzlicher Vermeidungstechnologien bis zur 
tatsächlich erreichten Emissionsreduzierung dauert es immer eine gewisse Zeit. Die typische 
Zeitspanne liegt dabei zwischen 18 und 36 Monaten (EPA 2003, S. 20). Der Entschluss zur 
Investition in Vermeidungstechnologien oder zu Prozessumstellungen fällt somit im Moment 
akuter RTC-Knappheit zu kurzfristig. Zu diesem zögerlichen Verhalten kam es auch aufgrund 
von Unsicherheiten seitens der Unternehmen, wie sich die RTC-Preise in Zukunft entwickeln 
werden. Den Firmen fiel die Abwägung der Kosten schwer und sie versuchten, das Risiko 
unökonomischer Entscheidungen möglichst zu minimalisieren. Daher bevorzugten sie 
Investitionen, die sich bereits auf kurze Sicht amortisierten (EPA 2003, S. 18). Von Vertretern 
der Umweltorganisationen wurde ihnen vorgeworfen, eine langfristige Planung abgelehnt zu 




„These stakeholders felt that facilities often did not consider the total costs viewed over a 
longer time horizon. Because financal performance is tracked quaterly, facility managers felt 
an incentive to keep costs as low as possible in the short-term, even if this decision was not 
the most economical in the long-run. Therefore, facilities weighed the costs of the credits that 
would be purchased for the short-term versus the total cost of installing pollution control 
technologies.“ (EPA 2003, S. 18) 
 
Erst mit den sehr hohen Zertifikatepreisen entschlossen sich viele Firmen während des Jahres 
2000 zum Einbau von neueren Technologien, darunter Öfen, Boilern, Gasturbinen und 
Heizanlagen, die bis spätestens 2001 in Betrieb genommen werden sollten. Allein für das Jahr 
2000 wurden dem AQMD 66 dieser Projekte zur Genehmigung vorgelegt (SCAQMD 2001, 
White Paper, S. 21). Um die Firmen über bestehende technische Möglichkeiten und die 
entstehenden Kosten zu informieren, entwarf der SCAQMD einen Leitfaden für die 
Unternehmen. Mit der Einführung von RECLAIM ging den Firmen ein sogenannter 
„Command-and-Control Compass“ verloren, der zuvor ausführlich über die Verfügbarkeit 
und Preise von neuen Technologien informierte. Firmenvertreter bemängelten dies, da ihnen 
damit eine wichtige aktuelle Informationsquelle verloren ging. Hier zeigt sich, dass 
Entscheidungen für die Unternehmen in einem marktbasierten Umfeld manchmal schwierig 
zu treffen sind.   
„Other facilities stated plainly that under the previous CaC system decision-making was 
simpler and faster. Arguably, market based programs increase the lead time for control 
installation because of the introduction of more factors, some of them less predictable, than 
under CaC.“ (EPA 2003, S. 20) 
Die Ergebnisse erfolgter Investitionen und damit eine sinkende Nachfrage und fallende Preise 
für Emissionszertifikate können aber erst nach frühestens einem Jahr eintreten (EPA 2003,   
S.  20). Damit wurde der wichtige Punkt, auf lange Sicht die ökonomisch rationalste 
Entscheidung zu treffen, nicht erfüllt. Trotzdem nimmt der SCAQMD dazu eine sehr 
pragmatische Einstellung ein: „Overall I think the program is running well. Some companies 
made money with it, some had to spend more money because they reduced late when the price 
for RTCs was expensive. They coudn´t catch it in time.“  (Interview mit Susan K. Tsai, 
SCAQMD, 27.12.2002) 
Betrachtet man zudem die Verteilung der Zertifikate auf die unterschiedlichen Branchen, so 
fallen große Ungleichheiten auf. Aus dieser Tatsache ergibt sich ein weiteres Problem des 




3.4.6  Verteilung der RTCs  
Unter den Unternehmen, die sich an RECLAIM beteiligen müssen, machen Elektrizitätswerke 
und Raffinerien mit insgesamt über 56 % der gesamten Emissionsrechte zu Beginn des 
Programms einen großen Teil des Marktes aus. Abhängig von den Gesetzen und 
Anforderungen des AQMP vor Beginn des Programms gibt es branchenspezifische 
Reduktionsraten, nach denen in RECLAIM die Allokationen für die zukünftigen Jahre 
festgelegt wurden. Von 1994 bis 2003 erfuhren die jährlichen Zuteilungsmengen für den 
Elektrizitätssektor eine Reduzierung um insgesamt 81 %, für Raffinerien betrug die 
Reduktionsrate 67 % (SCAQMD 2001, White Paper, S. 10). Die ursprüngliche Verteilung der 
Zertifikate auf die verschiedenen Branchen bzw. die größenabhängige Zuteilung sah 
folgendermaßen aus. 
 
Abb. 19: Ursprüngliche Verteilung der Zertifikatemenge 
Quelle: SCAQMD 2001 
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Vergleicht man diese Allokationen allerdings mit den aktuell gehaltenen Zertifikatemengen, 
so fällt auf, dass gerade Raffinerien und Elektrizitätswerke in größeren Mengen zusätzlich zu 
ihren jährlichen Zuteilungen RTCs aufgekauft haben.  
 
Abb. 20: Vergleich zwischen ursprünglicher Zertifikatezuteilung und aktueller 
Zertifikatemenge in den Branchen 
Quelle: SCAQMD 2001 
 
Die Elektrizitätswerke haben ihre Emissionen zwar von 6.786 t NOx im Jahr 2000 auf 3.820 t 
NOx im Jahr 2001 senken können, die ursprüngliche Zuteilung für dieses Jahr betrug 




























































































insgesamt gehandelten NOx-RTCs erworben (etwa 5.715 Tonnen) und dabei insgesamt 111,7 
Mio US$ bezahlt (SCAQMD 2001, White Paper, S. 45). Hier wird sehr deutlich, dass gerade 
diese Branche nicht in Vermeidungstechnologien investierte, sondern sich auf den Zukauf von 
Zertifikaten beschränkte. Die Relationen zwischen ursprünglicher Allokation und aktuellem 
Besitz der RTCs verlor sich dann endgültig mit der Energiekrise, die im Sommer 2000 in 
Kalifornien auftrat. 
3.4.7  Energiekrise 
 
3.4.7.1 Gründe für die Energiekrise 
In vorhergegangenen Prognosen zur Energieversorgung Kaliforniens wurden auch alternative 
Energiequellen berücksichtigt, u.a. Wasserkraftwerke. Im Sommer 2000 litt der Nordwesten 
Kaliforniens allerdings unter einer Dürre, so dass diese Energiequellen ausfielen und auch 
ältere Kraftwerke wieder in Produktion genommen wurden, bzw. gerade hier die Produktion 
ausgeweitet wurde. So kam es im Jahr 2002 zu einer unvorhergesehen hohen Nachfrage nach 
Energie aus den konventionellen Elektrizitätswerken. Da es aber ausgerechnet dieser Sektor 
war, der über veraltete Emissionsvermeidungstechnologien verfügt, verschärfte dies die 
Nachfrage nach NOx-RTCs ungemein. 
 „In ist third year of operation, the newly reformed energy sector faced an exceptionally hot 
weather spell in May 2000, which led to electricity supply problems. Among other factors the 
reduced availibility of some power plants because they had used their allotted emissions 
allowances and because of their extended use during the previous summer; and high cost of 
purchasing emission allowances, which would have allowed plants to continue to operate.“ 
(The International Energy Outlook 2001 in  US Electricity Deregulation: The California 
Experience – hier zitiert aus Sharma 2002, S.6) 
 
Mit dem Erreichen des Cross-Over-Punktes im  Compliance Year 1999 machte sich die 
besondere Abhängigkeit vom RTC-Aufkauf im Handelsvolumen der Energiebranche 
bemerkbar. Aber auch kleinere Firmen gaben an, dass sie nicht damit gerechnet haben, dass 
der  Cross-Over-Punkt ohne Vorankündigung durch den SCAQMD so plötzlich erreicht 
werden würde. Im 1993  Development Report wurde ferner prophezeit, dass der 
Elektrizitätssektor und große Unternehmen in höherem Maße Emissionen reduzieren würden. 
Viele kleinere Unternehmen haben sich daher darauf verlassen, dass ausreichend Zertifikate 




„The energy companies had all the credits and hold them – that was a big issue. The energy 
companies found it easier to buy these credits than to put it into monitor equipment, they 
made so much money before the energy crisis. That led to a scarecity for credits and made it 
expensive for smaller companies – that made the market nearly collapsed.“ (Interview mit 
Bahram, Communities for a Better Environment, 03.01.2004) 
 
Abb. 21: Verkäufer und Käufer von Emissionszertifikaten im Jahr 2000 
Quelle: SCAQMD 2001 
 
Mitte der 90-er Jahre wurde der Energiemarkt in Kalifornien dereguliert, unterlag also einer 
strukturellen Veränderung. Damit wurde ein zusätzlicher politischer Unsicherheitsfaktor zu 
Beginn der Programmlaufzeit geschaffen, was zu Irritationen und nicht kalkulierbaren 
Zukunftsplanungen führte. Dies fand keine Berücksichtigung im RECLAIM-Entwurf, obwohl 
es den Markt und die Handelsaktivität stark beeinflussen kann. Die Preisstruktur für Energie 
veränderte sich sehr plötzlich: Die Nachfrage nach Energie stieg an, Energieerzeuger richteten 
nach Aussage eines Produzenten ihre Prioritäten in erster Linie danach aus, die gestiegene 
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Nachfrage zu befriedigen, statt die RECLAIM Anforderungen zu erfüllen. In dieser kurzen 
Zeitspanne hatten die Energieproduzenten nicht die Möglichkeit, die zusätzlich entstehenden 
Kosten ausreichend zu kalkulieren und abzuwägen, inwieweit sie in neue Technologien und 
Emissionskontrollen investieren (EPA 2003, S. 47). 
Darüber hinaus ist die Preiselastizität für die einzelnen Branchen differenziert. Gerade 
Energieunternehmen hatten die Möglichkeit, sämtliche zusätzliche Kosten für hohe 
Zertifikatepreise ohne große Probleme auf die Stromkunden umzulegen. Für sie war es kein 
direktes ökonomisches Problem, in großen Mengen Zertifikate dazuzukaufen. Der Anreiz, die 
Kosten zur Erfüllung des RECLAIM-Programms möglichst gering zu halten, entfiel in diesem 
Fall. Das ist für andere Branchen mit festeren Produktpreisen und einer überregionalen 
Konkurrenzstruktur anders. Diese Ausgangslage führte dazu, dass einige Firmen n icht 
ausreichend Zertifikate aufkaufen konnten, um ihre Emissionsmenge abzudecken. Durch 
diese Konstellation fand eine Verfälschung der Preissignale in RECLAIM statt, der 
Zertifikatepreis spiegelt nicht die Kosten zur Emissionsvermeidung wider. Die Kosten  für 
Zertifikate lagen unerwartet hoch, die vorhandenen Zertifikate wurden von vorwiegend einer 
Branche – den Energiekonzernen  – aufgekauft. Aktuelle Emissionen stiegen im Zuge der 
Energiekrise an und konnten zum Teil nicht durch die entsprechende Zertifikatemenge 
abgedeckt werden. Damit ist ein sehr entscheidender Punkt für das Funktionieren eines 
Emissionshandelsprogramms nicht gegeben.  
Der SCAQMD nahm dazu wie folgt Stellung: „The idea behind it is to reduce emissions. If 
you look at the energy crisis it seems not to work, it had problems. But anything like an 
energy crisis is nothing we did expect. The price rose up from 2 US$ to 62 US$ in six month. 
There is nothing you can do: The power plans need to be producing energy. But if you take 
that out, the program is working fine.“ (Interview mit Susan K. Tsai, SCAQMD,  27.12.2002) 
 
3.4.7.2 Konsequenzen für das RECLAIM-Programm 
Werden Zertifikatepreise von mehr als 15.000 US$ erreicht, muss der SCAQMD dies laut 
RECLAIM-Rule 2015  dem  California Air Resource Board und der EPA melden. Dabei 
müssen auch Vorschläge unterbreitet werden, wie das ursprüngliche Ziel trotz der 
unerwarteten Ereignisse erreicht werden kann, um die ökologische und ökonomische 
Zielsetzung nicht zu gefährden (SCAQMD 2001, White Paper, S. 6). 
 
Der SCAQMD entschied sich im Zuge der Diskussion um mögliche Lösungswege für eine 




produzieren) von 2001 bis 2003 vom Rest des RECLAIM-Marktes. Sie sollen erst dann 
wieder in d as normale Marktgeschehen eintreten können, wenn davon keine negativen 
Auswirkungen auf weitere Firmen in RECLAIM oder das Energieangebot Kaliforniens 
ausgehen. Für diese Zeit werden den Kraftwerken die RTCs aus den jährlich zugeteilten 
Allokationen plus d er Zertifikate, welche sie bis zum 11. Januar 2001 erstanden haben, 
anerkannt. Zusätzlich entstehende Emissionen müssen über NOx-Zertifikate zum Preis von 
15.000 US$ pro Tonne abgedeckt werden, die bei mobilen, stationären oder regionalen 
Emissionsquellen  ausgeglichen werden, um trotzdem eine Emissionsreduzierung innerhalb 
des SCAB zu verwirklichen (SCAQMD 2001, White Paper, S. 55). Gleichzeitig werden diese 
Kraftwerke während dieser Auszeit wieder einem CaC-Regulatorium unterstellt. Diese 
Rückkehr zu einem Auflagenrecht stieß bei den Kraftwerksbetreibern allerdings auf 
Widerstand (Sharma 2002, S. 11). Sie waren im Folgenden dazu verpflichtet, Pläne zu 
entwerfen, wie die von ihnen geforderten Emissionsreduzierungen in einem akzeptablen 
Zeitrahmen erreicht werden können. Es wird eine größtmögliche Emissionseinsparung 
gefordert, die durch neue Emissionskontrolletechnologien oder Umstellung auf „saubere“ 
Energieerzeugung erreicht werden soll (SCAQMD 2001, White Paper, S. 55). 
„The energy crisis brought companies made plans for the coming years – so it had at least 
one advantage.“ (Interview mit Susan K. Tsai, SCAQMD, 27.12.2002) 
 
Damit soll den Firmen, die unter den RECLAIM-Regeln verbleiben, der Zugang zu 
Zertifikaten erleichtert werden, da die Nachfrage durch die Kraftwerke entfällt. Gleichzeitig 
wird damit der Einfluss der hohen NOx-Preise während der Energiekrise auf den 
Elektrizitätsmarkt Kaliforniens verringert. Da die wärend dieser „Auszeit“ enstehenden 
Emissionen an anderen Quellen eingespart werden, ist nach Meinung des SCAQMD auch die 
Bewahrung und der Schutz der Bevölkerung vor zusätzlichen Umweltbeeinträchtigungen 
gewahrt. 
 
3.4.8  Ökonomische Beurteilung 
 
3.4.8.1 Probleme des RECLAIM-Programms 
Das RECLAIM-Programm hatte in den ersten acht Jahren mit verschiedenen Schwierigkeiten 
zu kämpfen, aus ökonomischer Sicht kann nicht bestätigt werden, dass es zu signifikanten 
Kostenersparnissen gekommen ist. Die meisten Firmen waren aufgrund der großzügigen 




verbesserten Vermeidungstechnologien angewiesen. Ganz im Gegenteil konnten sie darüber 
hinaus sogar RTCs auf dem Markt verkaufen. Exogene Einflüsse wie die Deregulierung des 
kalifornischen Energiemarktes, die in der Entwicklungsphase von RECLAIM nicht 
berücksichtigt wurden, brachten das Handelsprogramm in zusätzliche Schwierigkeiten. Die 
gesetzlichen Rahmenvorgaben des RECLAIM-Programms führten in diesem Fall darüber 
hinaus zu einer Verschärfung der Situation für die beteiligten Unternehmen. 
Da die tatsächlichen Vergleichskosten, die unter einem CaC-Regulatorium entstanden wären, 
nur geschätzt werden konnten (und damit ebenso falsch liegen können wie die Schätzungen 
für das RECLAIM-Programm) kann ein direkter Vergleich nicht angestellt werden. Die 
anfänglichen Schätzungen der entstehenden Kosten unter RECLAIM und die Entwicklung der 
Zertifikatepreise beruhen auf Modellannahmen, die sich in der Realität nicht bewahrheitet 
haben. Die Preise der Zertifikate blieben aufgrund großzügiger Anfangszuteilungen für eine 
lange Phase zu gering, eine Investition in Vermeidungstechnologien war seitens der 
Unternehmen aus ökonomischer Sicht in den ersten Jahren nicht notwendig.  Daher ist es 
interessant, die Modellannahmen zur Kostenabschätzung des RECLAIM-Programms noch 
einmal zu überprüfen. 
 
3.4.8.2 Kritik der Modellannahmen 
Die Annahme, dass die Unternehmen die jeweils kostengünstigste Methode zur Erfüllung der 
Ansprüche des RECLAIM-Programms wählen, hat sich lediglich zum Teil bestätigt. 
Aufgrund unsicherer Rahmenbedingungen (Energiekrise, Frage nach der Zukunft von 
RECLAIM) wählen sie nicht immer die günstigste Möglichkeit aus, sondern versuchen 
gleichzeitig, ökonomische Risiken zu minimieren. Darüber hinaus fiel einigen Firmen die 
Umstellung auf ein Zertifikatesystem mit der daraus resultierenden Möglichkeit, die 
technologischen Ansprüche an Neuinstallationen selber zu wählen, schwer. Das CaC-System 
ist mit weniger Aufwand für die Firmen verbunden, da sie letztlich keine Wahl haben und 
sich an die Auflagen halten müssen.  
Darüber hinaus war eine vollständige Information aller Beteiligten über Preise und 
Verfügbarkeit von Vermeidungstechnologien sowie Zertifikaten nicht gegeben. Wie bereits 
erwähnt, bemängelten einige beteiligte Firmen, dass wichtige Informationen zu 
Vermeidungstechnologien wegfielen, die ihnen unter dem  Command-and-Control-System 
immer zur Verfügung standen. Die Unübersichtlichkeit über die Zertifikatepreisentwicklung 
und die damit verbundene Negierung in neue Investitionen waren auch auf eine 




enormen Aufwand an Informationsbeschaffung und deren Verarbeitung verbunden, dies in 
einem Feld, in dem die beteiligten Personen zuvor noch keine Erfahrungen gemacht haben. 
Diese Unsicherheiten waren neben den niedrigen Zertifikatepreisen ein weiterer Grund dafür, 
dass Unternehmen nicht in ausreichende Maße langfristig planten und zukünftige Erlöse aus 
RTC-Verkäufen sie dazu anhielten, in erster Linie in Emissionsvermeidungsmaßnahmen zu 
investieren. Die niedrigen Zertifikatepreise zu Beginn und der darauf folgende inflationäre 
Preisanstieg stellten für die Beteiligten Marktunstetigkeiten dar, denen sie soweit möglich aus 
Unerfahrenheit aus dem Weg gehen wollten. Damit hatten sie keinen langfristigen 
Planungshorizont berücksichtigt, viele Unternehmen entschieden zunächst von Jahr zu Jahr, 
wie sie mit der jeweils aktuellen Situation auf dem RTC-Markt umgehen werden.  
Im Zuge der Energiekrise hatte sich dann gezeigt, dass es auch zu Fällen kam, in denen 
aktuelle Emissionen nicht durch eine ausreichende Zertifikatemenge abgedeckt sind. Dies 
entspricht einer Nichterfüllung der RECLAIM-Ansprüche. Sind die Sanktionen in dem Fall 
nicht ausreichend hoch und stellen spürbare ökonomische Einbußen dar, stellt dies das 
Funktionieren des Programms ernsthaft in Frage. Dazu mehr in der ökologischen Analyse. 
 
3.4.8.3 Funktionieren von RECLAIM als Emissionshandelsprogramm 
Die Energiekrise stellte mit Sicherheit eine Ausnahmesituation dar. Die Herauslösung der 
großen Kraftwerke aus dem RECLAIM-Programm diente gerechtfertigterweise auch zum 
Schutz kleinerer Unternehmen. Doch im Prinzip sollte ein marktbasiertes Programm nicht in 
diesem Maße von staatlichen Verwaltungsbehörden beeinflussbar sein. Eine Veränderung der 
Rahmenbedingungen in diesem Ausmaße widerspricht der Idee, dass die Verteilung der 
Emissionsrechte, die Preisentwicklung sowie unternehmerische Entscheidungen unabhängig 
von einer staatlichen Kontrollinstanz getroffen werden sollten.  An dieser Stelle ist das 
Scheitern des RECLAIM-Programms als ein marktbasiertes Instrument besonders deutlich 
geworden. Marktpreise können schwanken, es kann zu Benachteiligung von kleineren und 
mittleren Unternehmen kommen, Emissionsrechte können sehr ungleich verteilt werden. Dies 
darf bemängelt werden, ist aber auch der Preis, der in Kauf genommen wird, wenn ein 
Politikbereich zu einem ökonomischen Instrument wie einem Emissisionhandelsprogramm 
greift. Der eigentliche Kernpunkt, Entscheidungen allein den beteiligten Maktteilnehmern zu 
überlassen, sollte aber nicht beschnitten werden. Dies ist mit der zeitweiligen Trennung der 
Kraftwerke unter Rückkehr zu einem CaC-Regulatorium aber geschehen. Daher ist es bereits 




die in der Lage sind, die negativen Auswirkungen zu vermeiden. Dazu mehr in den 
Verbesserungsvorschlägen der Schlussbetrachtung. 
 
3.5   Ökologische Evaluation 
 
Da das übergeordnete Ziel des RECLAIM-Programms die Verringerung der Smog- und 
besonders der Ozonbelastung im Großraum Los Angeles ist, möchte ich zu Beginn kurz die 
Entwicklung der Ozonbelastung aufzeigen. Da es aber innerhalb dieser Arbeit um den Beitrag 
des RECLAIM-Programms zu dieser Verminderung geht, werde ich mich in den dann 
anschließenden Punkten wieder auf die Ergebnisse von RECLAIM konzentrieren. 
 
3.5.1  Die Ozonbelastung im South Coast Air Basin 
 
3.5.1.1 Entwicklung der Ozonwerte 
In der nachfolgenden Darstellung ist die Ozonentwicklung für den Zeitraum von  1976 bis 
2000 aufgezeigt. Dabei wird die Anzahl der Tage im Monat abgebildet, an denen der 
nationale Ozongrenzwert überschritten wurde. Es ist gut zu erkennen, dass zu Beginn der 
Aufzeichnungen Grenzwertüberschreitungen über das ganze Jahr verteilt waren. Seit Mitte 
der 90er-Jahre beschränkt sich die Ozonperiode („smog season“) aber im Wesentlichen auf 
die Monate April bis Oktober. Auch die Anzahl der Überschreitungen pro Monat ist im Laufe 
der Zeit zurückgegangen. Eine Vergleichsstudie, die Zusammenhänge i m Rückgang der 
Ozonwerte mit eventuell veränderten Wetterkonditionen untersucht hat, kam zu dem 
Ergebnis, dass die Verminderung der Ozon- und Smogbelastungen hauptsächlich auf die 
Reduzierung der Emissionsmenge und –art zurückzuführen ist (ausführlich dazu die Studie: 
SCAQMD 2001, Current Air Quality and Trends). 




Abb. 22: Monatliche Anzahl an Tagen mit Überschreitungen der nationalen 
Ozongrenzwerte im South Coast Air Basin 
 
Quelle: SCAQMD 2001, Current Air Quality and Trends 
 
Dabei muss an dieser Stelle erwähnt werden, dass gerade an der Messmethode für Ozon 
Kritik geübt wird. Henderson (1996) kritisiert dabei Methode zur Feststellung, ob ein Gebiet 
für Ozon „ in attainment“  oder „not in attainment“  ist, das heißt, ob die vorgegebenen 
Grenzwerte eingehalten werden oder nicht. Er weist darauf hin, dass für Ozon im Gegensatz 
zu weiteren Kriterienschadstoffen ( criteria pollutants) bei der gesundheitsgefährdenden 
Wirkung ein gewichtiger Fokus auf Extremwertsituationen gelegt wird. Dabei wird die 
gesundheitliche Belastung, die von dauerhafter Belastung durch geringe und mittlere 
Ozonwerte ausgeht, vernachlässigt (Vernon Henderson, The American Economic Review). 




3.5.1.2 Erfüllung der gesetzlichen Ansprüche 
Betrachtet man die Entwicklung der Grenzwertüberschreitungen für die vergangenen Jahre, so 
kann man erkennen, dass die Anzahl der Tage, an denen die Grenzwerte für Ozon 
überschritten wurden, abgenommen hat. Gleichzeitig kam es auch zu einer Verschärfung des 
Grenzwertes für das zugelassene Maximum (vergleicht man die Jahre 1998 und 2001). Dies 
bedeutet eine Verbesserung in der Luftqualität, was die Ozonbelastung der Bevölkerung 
betrifft. 
 
Tab. 9: Anzahl der Grenzwertüberschreitungen für Ozon in Tagen pro Jahr für das 
South Coast Air Basin 
 
Kalenderjahr   
1998  1999  2000  2001  2002 
Grenzwerte für 
Kalifornien 
113  120  125  121  118 
Nationale 
Grenzwerte 
62  42  40  36  49 
Zugelassenes 
Maximum 
24  17  18,5  19,1  16,9 
 
Quelle: nach SCAQMD 2003 
 
Doch noch immer kommt es teilweise zu deutlichen Überschreitungen der  Air Quality 
Standards, das Ziel ist demnach noch nicht erreicht. Besserungen zeichnen sich dagegen im 
Rahmen des staatlichen Gesetzes ab:  Der  California Clean Air Act  verlangte bis zum 
Dezember 2000 eine 50-prozentige Reduzierung der Zeitdauer, in der die Bevölkerung 
Ozonwerten ausgesetzt ist, die über den aktuellen Grenzwerten liegen. Dies ist eine 
Anforderung, die das staatliche Gesetz in Kalifornien vorgibt, allerdings ist es gleichzeitig ein 
Zwischenschritt auf dem Weg zur Erreichung der nationalen Ansprüche an die Ozonwerte. 
Diese Ansprüche konnten einige Bezirke des SCAB bereits 1996 erfüllen, für das Jahr 2000 
war dieses Ziel für das gesamte SCAB erreicht. Die Tabelle zeigt, in wie weit das RECLAIM-




Modellannahmen des AQMP von 1991 mit den aktuelle Entwicklungen unter dem 
RECLAIM-Programm verglichen. 
 
Tab. 10: Vergleich der Belastungsdauer durch überhöhte Ozonwerte unter dem 




Projected Per Capita 
Exposure based on 
1991 AQMP (hrs) 
Actual Per Capita 
Exposure (hrs) 
1994  38.6  37.6 
1997  32.0  5.9 
 
Quelle: SCAQMD 2003 
 
Nach den Klassifikationen des nationalen Clean Air Acts zählt eine Gebietseinheit bereits als 
nonattainment area, wenn für den betreffenden Schadstoff der Grenzwert einmal im Jahr 
überschritten wurde ( California Air Resources Board 2002, http://www.arb.ca.gov). Nach 
dieser Definition gilt das  South Coast Air Basin  weiterhin als nicht mit den nationalen 
Ansprüchen in Übereinstimmung. 
 
Nun möchte ich mich wieder ausschließlich auf das RECLAIM-Programm beziehen und den 
Beitrag herausarbeiten, den dieses Programm geleistet hat. An mehreren Stellen treten dabei 
Schwierigkeiten in der ökologischen Zielerfüllung auf, die ich an Beispielen belegen möchte. 
3.5.2  Entwicklung der Emissionen unter dem RECLAIM-Programm 
 
3.5.2.1 Ansprüche an die Reduzierung der Emissionsmenge  
Ökologisches Ziel in RECLAIM ist die jährliche Reduzierung der Emissionen innerhalb des 
Gesamtzeitraumes 1994-2003 um 6,8 % für SOx und 8,3 % für NOx, insgesamt also 75 % der 
NOx-Emissionen und 60 % der SOx-Emissionen. Dies entspricht einer Reduktion von 9.290 t 
auf 3.580 t für SOx und von 37.511 t auf 9.362 t für NOx (Koschel 1998, S. 111). Ab 2003 
bleiben die jährlichen Allokationen konstant. Diese Zeitspanne wurde noch einmal unterteilt 
in die beiden Teilzeiträume von 1994-2000 und 2000-2003. Innerhalb der Phase 1994-2000 




Phase 2000-2003 steigen die jährlichen Reduktionsraten an: Für SOx auf 9,2 %, für NOx auf 
8,7 % (SCAQMD 1993, Volume I: RECLAIM Summary, EX-3 und Tietenberg 1998, S. 17, 
in ZAU SH 9/98) Bis zum Jahr 2010 soll unter Mithilfe des RECLAIM-Programms das 
Gebiet des South Coast Air Basins den nationalen Luftqualitätsanforderungen entsprechen. 
 
3.5.2.2 Angefallene Emissionsmengen unter RECLAIM 
Zunächst möchte ich die Daten für das Compliance Year 2001 darstellen, die in bezug zur 
ökologischen Zielerreichung stehen. Zu Beginn im Jahr 1994 waren 394 Firmen Teil des 
RECLAIM-Programms, im Vorjahr ( Compliance Year 2000) bereits nur noch 335 
Unternehmen, zum Ende des Jahres 2001 dann lediglich 330 Firmen. Dabei können Firmen, 
die ihre Produktion schließen, die Zertifikate entweder als Anlage behalten, auf weitere 
Standorte des Unternehmens übertragen oder aber verkaufen. Damit wird in diesem Fall nur 
die Nachfrage verringert, aber nicht das Angebot. Die Gesamtemissionsmenge ist von dieser 
Veränderung nicht betroffen. Eine ökologische Verbesserung ergibt sich daher nicht durch 
eine sinkender Anzahl von Firmen oder eine Verringerung der Größe der Produktionsstätten, 
wie es vergleichbar mit einem Command-and-Control-Ansatz gewesen wäre. 
Wie in den Abbildungen zu erkennen ist, gibt es für den NOx-Markt einen recht deutlichen 
Abwärtstrend der jährlichen NOx-Emissionen. Für den SOx-Markt dagegen ist diese 
Entwicklung nicht ganz so deutlich zu erkennen. Dabei spielt mit Sicherheit die Tatsache, 
dass die Emissionsmenge im SOx-Markt bisher unter der jährlichen Allokation geblieben ist, 
eine große Rolle.  
 






















































Quelle: SCAQMD 2003 
 
3.5.2.3 Auswirkungen der Energiekrise auf die Emissionsmenge 
Nach Angaben des SCAQMD haben viele der Großquellen (Major Sources) im SCAB ihr 
Niveau an Emissionen gehalten, einige sogar einen Emissionsanstieg zu verzeichnen. Die 
beiden größten Kategorien für NOx-Quellen - Elektrizitätswerke und Raffinerien - haben über 
die vergangenen acht Jahre insgesamt einen Emissionsanstieg zu verzeichnen. Der Anstieg 
der Emissionen in einigen RECLAIM-Unternehmen wurde mir gegenüber von einem 
Vertreter des SCAQMD allerdings zunächst abgestritten, dann aber eingeräumt, dass 
Elektrizitätswerke höhere Emissionen hatten als zu Beginn des RECLAIM-Programms.  
„I think no company is having more actual emissions than before.(...)I can´t see any time in 
the past they expanded their production. (...) OK, power plants purchased a lot of credits, 
some of them did produce over their baseline.“ (Interview mit Jackson Young, SCAQMD, 
27.12.2002) 
Dies sind Resultate des Marktgeschehens innerhalb von RECLAIM, die sich mit dem 
Einsetzen der Energiekrise zuspitzten. Die daraus resultierende Zertifikateknappheit, die 
bereits in der ökonomischen Bewertung ausgiebig diskutiert wurde, führte als Konsequenz 
auch zu Problemen in der ökologischen Zielerreichung. Mit der zeitweiligen Trennung der 
Elektrizitätswerke vom Rest der Firmen in RECLAIM wurden gesonderte Bedingungen für 
diese Firmen entworfen (siehe ökonomische Evaluation, Energiekrise). Darüber hinaus sind 




des Jahres 2003  Best Available Control Technology zu installieren, um die erforderlichen 
Emissionseinsparungen in Zukunft – nach ihrer Rückkehr in das RECLAIM-Programm – 
leisten zu können. 
 
Abb. 25: Entwicklung der Emissionen der RECLAIM Unternehmen 
 
Quelle: SCAQMD 2001 
 
Um das ökologische Ziel trotzdem zu erreichen, werden überzählige Emissionen, die von den 
betreffenden Unternehmen verursacht wurden, wahlweise in einem der kommenden zwei 
Compliance Years von den jährlichen Allokationen der jeweiligen Firma abgezogen 
(SCAQMD 2001, White Paper). Dies ist ein richtiger Schritt, um die Zielerreichung nicht zu 
gefährden und eine Art „Ablasshandel“ zu unterbinden, bei dem Strafzahlungen dann an 
Stelle von Emissionsreduzierungen in Kauf genommen werden. 
 
Wie in den Voraussetzungen zum Funktionieren eines Emissionshandelsprogramms bereits 
beschrieben, ist eines der Kernelemente, von dem der Erfolg abhängt, die genaue Bestimmung 
und Kontrolle der entstehenden Emissionen. In wie weit die erforderlichen Ansprüche 
innerhalb des RECLAIM-Programms erfüllt wurden und welche Probleme es gab, möchte ich 
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3.5.3  Kontrollmechanismen 
3.5.3.1 Emissionskontrolle 
In einem Auflagensystem hängt die Einhaltung der erforderlichen gesetzlichen Ansprüche 
nicht so sehr von einer akkuraten Emissionskontrolle ab. Wenn eine Regulation genaue 
technische Vorschriften vorgibt, kann während einer Inspektion leicht überprüft werden, ob 
die erforderlichen technischen Installationen und das entsprechende Kontrollequipment 
vorhanden sind. Dabei wird eine bestimmte Vermeidungstechnik direkt vorgeschrieben, den 
gesetzlichen Vorgaben ist damit ausreichend entsprochen.  
Dagegen hängt der ökologische Erfolg eines Emissionshandelsprogramms stark von einer 
sehr genauen Messung und Dokumentation des Schadstoffausstoßes ab. Ohne diese 
Sicherheiten gäbe es keine Garantie dafür, dass die angegebenen Emissionsreduzierungen 
tatsächlich stattgefunden haben. Wie bereits beschrieben gibt es in RECLAIM genaue 
Anforderungen an die Kontrollsysteme. Die Anschaffung dieser Systeme ist aber sehr 
kostenintensiv und für kleinere Unternehmen nur schwer bezahlbar. Alternativ dazu müssten 
sehr genaue und spezifische Emissionsfaktoren zur Berechnung der Emissionen vorliegen. 
Diese sind aber schwierig und kostspielig in ihrer Ermittlung und Festlegung (Lejano 2002, S. 
14). 
 
Der SCAQMD räumte ein, dass es bei der Emissionskontrolle zu Schwierigkeiten gekommen 
ist.  Susan K. Tsai vom SCAQMD beschrieb die Situation in einem Interview 
folgendermaßen: „We started very idealistic and then there were a lot of problems with little 
things like monitoring. For example, the type of monitor available today is not good for 
everything. So we had to bring in a lot of changes...“  (Interview mit Susan K. Tsai, 
SCAQMD, 27.12.2002)  
 
Am Ende jedes  Compliance Years müssen die Firmen einen  „Annual Permit Emissions 
Program“-Report abgeben. Darin geben sie Auskunft über die jährlichen Emissionen, es steht 
ein Vergleich mit den entsprechenden Daten und den Zertifikatekonten an. Dieses Vorgehen 
wird ergänzt durch Kontrollbesuche und zusätzliche Kontrollanweisungen. Auch über das 
Jahr hinweg werden Stichproben zur Überprüfung der Emissionsdaten erhoben.  
Diese Überprüfungen ergaben, dass Firmen in der Quantifizierung ihrer Emissionsdaten 
Fehler gemacht hatten. Dieses kann durch arithmetische Rechenfehler, unangepasste 
Emissionsfaktoren oder auch durch unadäquates Ersetzen von fehlenden Daten durch 




SCAQMD wird diese fehlerhafte Vorgehensweise heruntergespielt, da ihrer Meinung nach 
die dann durch ihre Verwaltung erfolgenden Schätzungen der Emissionsmengen oftmals 
einen Nachteil im Vergleich zu den tatsächlichen Emissionen darstellen. Aber sie räumen 
auch ein, dass in den ersten Jahren des Programms, als viele Firmen noch dabei waren, das 
fortschrittlichere  Continous Emission Monitoring System (CEMS) zur Kontrolle ihrer 
Emissionen einzubauen, keine sehr genauen Schätzungen vorgenommen werden konnten. 
Vielfach fehlten auch Daten zum entsprechenden Kraftstoffverbrauch, wenn sich Firmen 
gerade in der Umbauphase des Kontrollequipments befanden. Da die Schätzwerte für alle 
Firmen gleich waren, unabhängig davon, wie viele Stunden am Tag die 
Produktionsmaschinen eingesetzt wurden, kann es in größerem Maße zu Schätzfehlern 
gekommen sein. Dabei ist es auch möglich, dass aktuelle Emissionen unterschätzt wurden 
(SCAQMD 2001, White Paper, S. 5-6). 
„Unfortunately, the portion that represents the actual emissions cannot be readily estimated 
because the extent of this effect varies widely depending on source categories and operating 
parameters.“ (SCAQMD 2001, White Paper, S. 5-6) 
Dabei sind diese Ausfälle und alternativen Schätzungen keine Einzelfälle, sondern es kommt 
relativ häufig vor, dass Firmen ersatzweise auf die Missing-Data-Procedure  (MDP) 
zurückgreifen. Dies ist eine Methode zur Schätzung der fehlenden Emissionsdaten. 
 
Tab. 11: Umfang von MDP-Schätzungen auf die jährlichen Emissionsmengen 
  Percent of Reported Emissions Using Substituted Data 
































Quelle: SCAQMD 2003, S. 5-6 
 
Die Zahl in der Klammer gibt die Anzahl der Firmen wieder, die in dem entsprechenden Jahr 
gemeldet haben, MDP zur Emissionsschätzung genutzt zu haben.  
 
Darüber hinaus werden die existierenden Emissionsfaktoren in ihrer Genauigkeit und 
Zuverlässigkeit angezweifelt. Viele sind bis 2001 noch nicht neu berechnet und angepasst 




fordert die Überprüfung und, falls nötig, auch die Neuberechnung der Faktoren aller Ozon 
verursachenden Schadstoffe innerhalb von sechs Monaten. Weitere Überprüfungen sollen alle 
drei Jahre folgen. Die EPA kann dieser Aufgabe nicht in ausreichendem Maße nachkommen, 
da es im Zuge der Entwicklung von Emissionshandelsprogrammen in den USA zu einer 
starken Nachfrage nach diesen Werten kommt. Gleichzeitig verfügt die entsprechende 
Behörde nicht über ausreichende Finanzmittel, um die Nachfrage in einem akzeptablen 
Zeitraum zu befriedigen. Nach Aussagen der EPA müsste der Etat vervierfacht werden, um 
die Emissionsfaktoren genau und schnell genug zu bestimmen (Lejano 2002, S. 22). 
„This means that emission credits generated according to these guidelines can be a ten times 
greater than actual emissions reductions achieved.“ (Lejano 2002, S. 22) 
 
Es ist also sehr wahrscheinlich, dass es in diesem Rahmen zu einer Unterschätzung der 
Emissionen kam und damit zu einer zusätzlichen Belastung der Umwelt. Es ist auch zu 
fragen, ob Firmen diese Lage ausnutzen und absichtlich zu Schätzwerten greifen, um in den 
Emissionsmengen abgewertet zu werden und weniger RTCs aufkaufen zu müssen.  
 
„Industries are conscious. Because of the financial situation they try not to comply with the 
law, but they pretend they don´t do that. I´m neutral, I´m not a police, but i am with the law. If 
they don´t want to comply, I won´t report it – but I´m gone then.”  (Interview mit Viji, 
Advanced Environmental Technology, 13.12.2002) 
 
Zusätzlich muss die EPA sich in dieser Lage mit Emissionsfaktoren zufrieden geben, die in 
Zusammenarbeit mit der Industrie entwickelt werden, damit haben diese einen direkten 
Einfluss auf die Werte, durch die sie selbst kontrolliert werden (EPA 1996, Emission Factor 
Development). Die Industrie profitiert in großem Maße von diesem Vorgehen, in diesem Fall 
von ungenauen Faktoren. Sie kann alle Vorteile nutzen, die ein Handelsprogramm mit sich 
bringt  – der eigene Beitrag fällt gering aus, so lange noch keine ausreichend guten 
Kontrollgeräte installiert wurden. Dabei fallen diese Ungenauigkeiten häufig zu Ungunsten 
der Umweltqualität aus. Damit ist die Frage nicht zureichender Emissionskontrollen in 
RECLAIM ein Problem, das zu einer nicht in der Anfangskalkulation berücksichtigten 
Umweltbelastung führt.  
Neben einer akkuraten Emissionskontrolle ist eine weitere Voraussetzung zum  Erfolg von 
Emissionshandelsprogrammen auch ein funktionierender S anktionsmechanismus, der im 





Die RECLAIM-Regeln sehen bei Verstößen gegen die Handelsbedingungen und bei 
Überschreitung von Emissionsgrenzwerten eine Höchststrafe v on maximal 500 US$ pro 
Verstoß vor. Betrachtet man die tatsächlichen und geschätzten Zertifikatekosten, so ergibt 
sich daraus, dass sich bereits bei wenigen Tonnen illegal emittierter Schadstoffe der 
ökonomische Nutzen dieses Betrugs einstellt. Die überzählige Emissionsmenge wird den 
Firmen zwar von den zukünftigen Allokationen abgezogen, wird aber für die nächsten Jahre 
mit günstigen Zertifikatepreisen gerechnet, so kann ein Verstoß trotzdem eine kostengünstige 
Alternative darstellen. Durch die Einrichtung dieser verhältnismäßig geringen Höchststrafe 
hat der Sanktionsmechanismus keine große Abschreckungskraft (Koschel 1998, S. 119). Dazu 
kommt, dass die Höchststrafe zwar bei 500 US$ liegt, in der Realität Strafen aber zumeist im 
Rahmen von 3-5 % des Maximums verhängt werden. Um eine wirkliche Vorsorge zu treffen, 
müssten Strafzahlungen der Höhe des ökonomischen Vorteils entsprechen, der durch den 
Verstoß erzielt wurde. Darüber hinaus ist der Zeitaufwand zur Verhängung der Strafen sehr 
groß, da die angeklagten Firmen zahlreiche Möglichkeiten haben, Widerspruch einzulegen 
und die Strafverfolgung sowie Sanktionszahlungen hinauszuzögern. Damit ist der 
Verwaltungsaufwand sehr hoch und die Strafverfolgung wird insgesamt als nicht sehr 
effizient beurteilt („Coalition for Clean Air“, Comments on Draft Report, RECLAIM Volume 
III). 
 
3.5.3.3 Klagen wegen Emissionsüberschreitungen 
Im März 2002 klagten zwei Umweltorganisationen (OCE: Our Children Earth  und CBE: 
Communities for a Better Environment) gegen neun Firmen, die insgesamt mehr als 317 t 
NOx emittiert hatten, für die sie keine Zertifikate besaßen. Zuvor hatten sie sich an den 
AQMD und die EPA gewandt, die aber nach Angaben der beiden Organisationen daraufhin 
nicht gehandelt haben. 
 
„These types of market-based credit trading programs are being touted as the silver bullet for 
reducing air pollution by the George W. Bush administration. In truth, programs with gaps 
like these allow an irresistible opportunity for everyone to cook the books. (...) Who´s 
watching the store? When the only people interested in accountability are environmental 
watch dogs, it means the system is broken and needs repair.“ (OCE-Pressemitteilung vom 




CBE ergänzt dazu: „We told the government about these violations two month ago, but they 
have not taken action to enforce the law.“  (Scott Kuhn,  Communities for a Better 
Environment, in: OCE-Pressemitteilung vom 11.03.2002) 
Dies ist ein gutes Beispiel für die laxe Verfolgung von Verstößen innerhalb des RECLAIM-
Programms. Es ist als traurig zu bewerten, dass an Stelle der zuständigen Verwaltungsbehörde 
in diesem Fall Umweltorganisationen die Strafverfolgung anregen mussten. 
 
Das Problem bei der weiteren Auswertung ist nun, dass die vergleichbaren Werte zum Air 
Quality Management Plan lediglich über die jährlichen Allokationen erreicht werden sollen. 
Es ist daher in erster Linie interessant, in welchem Maße die Anzahl der Zertifikate verringert 
wird und an welchen Stellen die Regelungen Schwachstellen aufweisen, die zur 
Beeinflussung der ökologischen Zielgröße beitragen. Darüber hinaus muss das Verhältnis zu 
den tatsächlich verursachten Emissionen betrachtet werden, das aufgrund der anfänglichen 
Über-Allokation nicht deckungsgleich zur vorhandenen Zertifikatemenge ist. 
3.5.4  Ökologisches Problem der „Paper-Reductions“ 
Das Problem der anfänglichen Überversorgung mit Zertifikaten findet sich auch im Rahmen 
der ökologischen Bewertung wieder. In den ersten vier Spalten dieser Tabelle wird 
dargestellt, in welchem Maße Reduzierungen für die unterschiedlichen Wirtschaftszweige in 
den jährlichen Zuteilungen vorgenommen wurden. In der letzten Spalte finden sich dann aber 
die tatsächlich vorzunehmenden Emissionsreduktionen wieder, wenn man die aktuellen 
Emissionsmengen zum Start des RECLAIM-Programms 1994 als Basis zu Grunde legt und 
nicht die von den Firmen selbst gewählten historischen Emissionsdaten.  
 
Tab. 12: Vergleich der erforderlichen Emissionsreduzierungen für die verschiedenen 
Branchen 
  Initial 
Allocation (tons) 







Utility  9,401       1,744             5,306  67 % 
Refinery  13,888     4,596  67 %  8,914  48 % 
Other  18,139     6,055  67 %  11,094  45 % 
Quelle: AQMD 2001 




Der Vergleich zeigt die Auswirkungen der Überversorgung mit Zertifikaten zu Beginn von 
RECLAIM: Da sich die Verteilung der Emissionsrechte auf ein historisches 
Produktionsniveau stützte (welches zum Zeitpunkt des Programmstarts nicht mehr gegeben 
war), findet eine weitaus geringere Reduzierung der tatsächlichen Emissionen statt als der 
Vergleich der jährlichen Zuteilungen nahelegen würde. Obwohl die erlaubten Emissionen in 
geplanter Menge Jahr für Jahr abnahmen, kam es im Endeffekt zu weitaus geringeren 
Reduzierungen. Aus der Tabelle kann man ersehen, dass die tatsächlich erforderlichen 
Emissionseinsparungen über den gesamten betrachteten Zeitrahmen hinweg weit unter den 
Ansprüchen lag, die aus der Reduzierung der jährlichen Zuteilungen erwachsen. In den ersten 
RECLAIM-Handelsjahren kam es zu einem großen Anteil an „Phantom-Reductions“. Wie 
bereits in der ökonomischen Evaluation erwähnt, schrumpfte die zugelassene 
Emissionsmenge zwischen 1994 und 1997 um insgesamt 30 %. Die tatsächlich 
vorgenommenen Emissionsreduzierungen dagegen entsprachen für diesen Zeitraum lediglich 
3 % (Bansal/Belliveau/Drury/Kuhn 1999, S. 10). Insgesamt wurden durch diese Zuteilung 
NOx und SOx-Zertifikate über zusätzliche 40.000 t ausgegeben, als es auf vergleichbarer 
Basis aktueller Emissionen geschehen wäre (Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 28). 
 
Susan K. Tsai vom SCAQMD nahm in einem Interview dazu Stellung: „Over-allocation you 
can hear on the environmental side. But on the company side you have to see: They can´t start 
with nothing. Some of them have their equipment a long time, under Command-and-Control 
they won´t have to change anything. With the baseline in RECLAIM they had a point where to 
start to reduce their emissions.“ 
19 
 
Damit wird durch die „Paper-Reductions“ eine wirkliche Emissionsreduzierung innerhalb der 
RECLAIM-Firmen erschwert und nur zögernd erzwungen. Die aktuelle Emissionsmenge 
muss auf diese Weise nicht in dem Maße verringert werden, wie es zur Erreichung des 
ökologischen Ziels notwendig wäre. 
 
Über das Problem der „Phantom-Reductions“ hinaus kommt es zu weiteren Beeinflussungen 
in der Menge der verfügbaren Zertifikate und ihrem Verhältnis zu tatsächlich vorhandenen 
Emissionen. Im folgenden Abschnitt werde ich nun genauer darauf eingehen.  
                                                                 
19 Dass einige Firmen unter Command-and-Control (C&C) nichts hätten ändern müssen, liegt daran, dass es eine 
sog.  „Grandfather Clause“ gibt: Alte technische A nlagen von vor 1975 müssen weniger strengen 




3.5.5  Veränderungen in der Menge der verfügbaren RECLAIM Trading Credits 
 
3.5.5.1 Nachträgliche Ausweitung der erlaubten Emissionsmenge 
Die ursprüngliche Gestaltung des RECLAIM-Programms orientierte sich an den Zielvorgaben 
des AQMP von 1991. Daraus ergaben sich auch die erforderlichen Emissionsreduzierungen. 
Allerdings wurde in dieser Fassung noch nicht die zusätzliche Zertifikateerzeugung für 
RECLAIM durch Emission Reduction Credits (ERCs) berücksichtigt. Die ERCs, die von den 
Firmen zum Start des RECLAIM-Programmes besessen wurden, konnten ebenfalls in 
RECLAIM Trading Credits  umgewandelt werden und führten zu einer Ausweitung der 
Emissionsmenge um 1183 t in den Jahren 1994-2000. Bis zum Jahr 2003 geht diese Menge 
dann auf insgesamt 850 t zurück (SCAQMD 2001, White Paper, S. 18). 
 
1994 kam es zu einer Modifizierung des AMQP und damit zu weiteren Veränderungen in der 
Zertifikatemenge (vgl. Koschel 1998, S. 117). 
 





Zielvorgabe 1994 AQMP 
excl. ERC     inkl. ERC 
Urspr. 
Zertifikate 
Exkl. ERC  Inkl. ERC 
1994  106  k.A.  k.A.  103  104,8  108,4 
2000  35  34,3  37,5  35  37,2  40,8 
2003  26  25,1  28,2  26  26,6  29,2 
 





Zielvorgabe 1994 AQMP 
excl. ERC      inkl. ERC 
Urspr. 
Zertifikate 
Exkl. ERC  Inkl. ERC 
1994  24  k.A.  k.A.  25  25,9  28,4 
2000  14  12,4  14,5  14  14  16,5 
2003  10  9,5  11,5  10  9,8  11,4 
Quelle: Koschel 1998, Daten: SCAQMD 1996 
 
Aus diesen Tabellen ist erkenntlich, dass es zu höheren Zertifikatezuteilungen für NOx bis 
zum Jahr 2003 kommt, für SOx gibt es dagegen eine (sehr geringfügige) Abnahme. Die 
zusätzlichen NOx-Emissionen betragen von 1994 bis 2000 3,6 t pro Tag, von 2000-2003 dann 




aufgrund geänderter R ahmenbedingungen zu diesem Anstieg gekommen wäre (SCAQMD 
1996, S. 14). Direkt bedeutet dies aber eine Zielkorrektur – und zwar zum Nachteil des 
ursprünglich anvisierten Umweltzustandes. 
20 
 
Tab. 15: Veränderungen in der Menge des RTC Angebotes nach Start des RECLAIM-
Programmes  






Gesamtmenge   2683  3234  2070 
% im Vergleich zur 
ursprünglichen Zuteilung 
7%  23%  20% 
Quelle: SCAQMD 2001, gekürzte Fassung 
 
In diesem Fall wurde die Zertifikatemenge auf institutioneller Ebene ausgeweitet. Bezieht 
man sich nun auf das Marktgeschehen, kann die Menge an RTCs auch neben der jährlichen 
Reduzierung in der Allokation gemindert werden. In RECLAIM besteht die Möglichkeit, die 
Zertifikatemenge einzuschränken, indem  RECLAIM Trading Credits  gezielt aufgekauft 
werden, um sie vom Markt zu nehmen. Auf diese Weise hat jeder die Möglichkeit, aktiv auf 
die Menge an Umweltbelastung einzuwirken.  
 
3.5.5.2 Privatpersonen kaufen Zertifikate 
In RECLAIM ist es möglich, dass sich auch Organisationen und Privatpersonen am Handel 
beteiligen. Aus ökologischer Sicht ist dies ein Vorteil: Werden die Zertifikate aus dem 
Interesse aufgekauft, diese vom Markt zu nehmen und damit aus dem Handel zwischen den 
Firmen zu ziehen, kommt es zu einer zusätzlichen Reduzierung des Schadstoffausstoßes. Über 
die ursprüngliche Allokation hinaus werden damit Emissionen vermieden.  „The Tides 
Foundation“, eine Umweltorganisation mit Sitz in San Francisco, hat auf der dritten „Clean 
Air Auction“ 1994 RTCs über 2,9 M illionen US-Pfund ersteigert (Hawkins/Lowe/ 
Simon/Suetake 2001, S. 11). Darüber hinaus gibt es unter den  „Zero-Cost-Transactions“ 
Fälle, in denen diese Zertifikate von Unternehmen an Interessensgruppen gespendet wurden – 
dieses häufig aus PR-Zwecken. Diese Verhandlungen zwischen Privatpersonen und 
                                                                 
20 Damit wird auch die Beteiligung der unterschiedlichen Interessengruppen wiederum in Frage gestellt. War die 




Wirtschaftsunternehmen ist demnach ganz im Sinne des Erfinders: Coase stützt sich in seinen 
Verhandlungstheorien auf die Partizipation der von den Umweltbeeinträchtigungen 
Betroffenen. Und auch aus gesellschaftspolitischer Sicht ist bereits die anfängliche 
Verhandlung über das Umweltqualitätsziel im Marktprozess, also die Festlegung der 
Zertifikatemenge, ein Fortschritt. Damit wird innerhalb marktbasierter Lösungen die 
Diskussion, welches Niveau an Umweltbelastungen akzeptierbar ist, wieder zurück an die 
Gesellschaft geben. Er stellt dieses den technologiebasierten Standards gegenüber. Zur 
ökologische Bewußtseinsbildung, wieviel uns eine intakte Umwelt wert ist, kann ein 
Emissionshandelsprogramm in großem Maße beitragen (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal  1999, 
S. 235). 
 
3.5.5.3 Zusätzliche Zertifikaterzeugung durch „ Emission Reduction Credits“ und 
„Mobile Source Credits“  
Mindestens 70 % der Luftverschmutzung in Südkalifornien werden durch Transportmittel 
verursacht, dazu zählen Busse, LKW und als größte Belastungsquelle PKW. 10 Millionen 
Motorfahrzeuge sind im Gebiet des  South Coast Air Basins zugelassen (SCAQMD 
Informationsbroschüre „Drivers Guide to Clean Air“). Durch Ausstoß von NOx und SOx 
sowie von Volantile Organic Compounds (VOC) sind sie in hohem Maße mitverantwortlich 
für die Ozonbelastung. Es erscheint daher logisch, sie als Schadstoffquelle in das RECLAIM-
Programm zu integrieren und zu regulieren. Durch die Berücksichtigung möglichst vieler 
Ursachen erscheint es einfacher, den Schadstoffausstoß im SCAB zu verringern und auf 
diesem Weg die vorgeschriebenen Luftqualitätsziele zu erreichen.  
 
Bereits in der Entwicklung des RECLAIM-Programms wurden mobile Quellen in der 
Zertifikatebereitstellung berücksichtigt. Mit der Reduzierung von Schadstoffbelastung durch 
Motorfahrzeuge und der Ausgabe von Emission Reduction Credits ist die Umwandlung  in 
zusätzliche RTCs vorgesehen.  
Rule 1610, bekannt als  „car scrapping program“,  ist das erste Handelsprogramm für 
Luftbelastungen durch Altautos (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999, S.5). Diese Regel 
erlaubt die Verschrottung von Autos, die vor 1981 gebaut wurden und bietet im Gegenzug 
Zertifikate an. Voraussetzung ist, dass diese PKW innerhalb des Verwaltungsgebietes des 
SCAQMD zugelassen sind. Lizensierte Autoverschrotter haben das Recht, alte Autos 
aufzukaufen und zu zerstören. Der SCAQMD gibt dann in dem Umfang Zertifikate aus, die in 
                                                                                                                                                                                                           




etwa den Schadstoffausstoß des Autos widerspiegeln, der entstanden wäre, wenn keine 
Verschrottung stattgefunden hätte (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999, S.246). In einem 
zweiten Schritt können diese Zertifikate – seit 1997 „Area Source Credits“ (ASCs) genannt – 
in RECLAIM RTCs umgewandelt oder zur Erfüllung weiterer gesetzlicher Anforderungen 
außerhalb des RECLAIM-Programms verwendung finden.  
1997 kam es zu einer Untersuchung des EPA, die von Communities for a Better Environment 
gegen den SCAQMD gefordert wurde. Anlass waren Beschwerden im Zusammenhang mit 
der Altautoverschrottung und nachfolgender Schadstoffkonzentration. Teilweise wurden zwar 
die Karosserien der zu verschrottenden Autos zerstört, die Motoren aber weiterverkauft, 
obwohl zuvor die Prämie (in Zertifikaten) vom SCAQMD gewährt wurde. Die Motoren, der 
an sich Schadstoff verursachende Teil  des Autos, blieb damit also in Betrieb. David B. 
Howekamp von der Air Division der EPA Region 9, die zuständig ist für Kalifornien, lehnte 
eine präzisere Überprüfung der Altautoverschrottung in einem Brief an Barry Wallenstein 
vom SCAQMD aber ab (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999, S. 261). 
Um die Quantität der zu vergebenen Zertifikate zu schätzen, die bei der Verschrottung 
vergeben werden, geht der SCAQMD davon aus, dass jedes Auto für weitere drei Jahre im 
Schnitt 4000 bis 5000 Meilen jährlich gefahren wäre. Danach würden sie dann durch eine 
durchschnittlich gute Wagenflotte ersetzt. Gestützt sind diese Annahmen auf Studien über 
Fahr(zeug)gewohnheiten, doch haben sich diese nicht in der Realität bewahrheitet 
(Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999, S. 261). Ein Großteil der verschrotteten Autos waren am 
Ende ihrer nutzbaren Zeit und wären aufgrund von Abnutzungserscheinungen aus dem 
Verkehr gezogen worden (http://www.aqmd.gov/hb/9806a.html). In der Handhabung dieser 
Regelung kommt es also zu einer Über-Allokatisierung von Emissionszertifikaten bei der 
Zerstörung der Altautos. Durch dieses Vorgehen wurde teilweise real nicht-existierende 
Luftbelastungen in echte Belastung mit SOx, NOx und VOCs umgewandelt. Es kommt damit 
zur Schaffung von weiteren „Paper-Reductions“ durch diese Regelung. 
 
Darüber hinaus findet in diesem Fall ein Handel mit unterschiedlichen Schadstoffen statt, da 
Zertifikate innerhalb des „car scrapping programs“ durch Einsparungen von NOx, SOx, 
VOCs, Kohlenmonoxid und Stäuben ausgegeben  werden. 
In diesem Fall werden Zertifikate, die für unterschiedliche Schadstoffe gelten, miteinander 
gehandelt. Begründet wird dieses seitens des SCAQMD damit, dass es sich jeweils um Smog 
bzw. Ozon verursachende Schadstoffe handelt und diese  – egal welcher Quelle sie 
                                                                                                                                                                                                           




entstammen  – in der gesamten Region des SCAB reduziert werden müssen. Dieser inter-
pollutant trade  wird allerdings aufgrund naturwissenschaftlicher Unvergleichbarkeit und 
damit nicht bekannter Aufrechenbarkeit sowohl in der Literatur abgelehnt (siehe 
Ausführungen weiter oben) als auch direkt durch die Umweltorganisationen in Los Angeles. 
Communities for a Better Environment und andere Organisationen zweifeln für das „car 
scrapping program“ eine Rechtmäßigkeit in Übereinstimmung mit dem Clean Air Act an.  
In der Realität gibt es vier große Käufer der Zertifikate aus der Altautoverschrottung: Unocal, 
Chevron, Ultramar und GATX. Dabei handelt es sich um Raffinerien, die diese Zertifikate 
nicht nur zur Umwandlung in RTCs nutzen, sondern auch für eine weitere Gesetzesregelung, 
die den Ausstoß von  Volantile Organic Compounds  betrifft. Diese Firmen liegen dicht 
beieinander in einem Stadtteil von Los Angeles (Drury/Belliveau/Kuhn/Bansal 1999, S. 252).  
Damit kommt es aber zu einer wachsenden Belastung mit Luftschadstoffen in der Nähe dieser 
Firmen. Hier konzentrieren sich als Konsequenz der Handelsaktivitäten innerhalb des 
RECLAIM-Programms sowie der ergänzenden Regelungen über ERCs und MRCs 
Emissionen, die unter einem  Command-and-Control System in diesem Umfang nicht 
entstanden wären. Der SCAQMD rechnete bei Einführung dieser Tauschmöglichkeiten 
allerdings nicht mit einer großen Handelsaktivität in diesem Feld. 
“The trading model did not include mobile source credits as a control option. However, 
because of the higher cost of mobile source NOx credits relative to other control options, it is 
unlikely that mobile source credits will be selected prior to the use of other, more cost-
effective options (...)While some facilities may acquire NOx credits when they scrap old cars 
to obtain ROG credits, the amount of NOx is much smaller per vehicle, and it is not expected 
to make much of an impact on the total number of RTC in the NOx program.” (SCAQMD 
1993: RECLAIM Vol. II: Supporting Documentation) 
 
In diesem Zusammenhang wurde bereits das Problem weiterer Schadstoffe angesprochen, die 
mit dem Ausstoß von NOx und SOx einhergehen. Dies betrifft einen weiteren wichtigen 
Kritikpunkt am RECLAIM-Programm, der anschließend auch zu einem größeren 
Problemzusammenhang innerhalb der Region des South Coast Air Basins überleiten soll.   
3.5.6  Schadstoffzusammensetzung und Verteilungsaspekte 
 
3.5.6.1 „Co-Pollutants“ 
Gerade im Zusammenhang mit lokalen Schadstoffkonzentrationen ist die Frage nach den 




RECLAIM werden zunächst einmal nur NOx und SOx betrachtet. Dabei werden sie 
ausschließlich als Verursacher für die Ozonbildung und Luftbelastung angesprochen. Ein 
Problem besteht darin, dass NOx und SOx zunächst  nicht als gesundheitsschädigend 
eingestuft werden, also nicht als eine direkte Bedrohung für den Menschen gesehen werden. 
Sie werden lediglich als Verursacher bzw. Vorstufen ( precursor) von Ozon, Smog und 
saurem Regen betrachtet. Demnach erscheint ein konzentrierter örtlicher Anstieg von NOx- 
und SOx-Emissionen im Umfeld einer Firma  – ermöglicht durch den Aufkauf von 
Zertifikaten – aus gesundheitlicher Sicht unbedenklich. Doch die ausgestoßenen Emissionen 
bestehen immer aus einer Vielzahl von Schadstoffen, die zum Teil auch toxisch wirken. Es 
gelten natürlich für alle weiteren Schadstoffe, gerade auch für die toxisch wirkenden 
Substanzen, Gesetzesauflagen. Doch selbst wenn eine Firma unter den Grenzwerten bleibt, 
bedeutet ein Anstieg von SOx und NOx-Emissionen effektiv eine Erhöhung der Belastung – 
und das ist in keinem Fall von Vorteil für die betroffene Bevölkerung. Bill Piazza vom „Los 
Angeles Unified School District“ (LAUSD) wies in einem Interview sehr deutlich auf dieses 
Problem hin.  
 
„You are trading all the shit what is going along with it. You are not only trading NOx – there 
is for example a lot of VOC going along with it, and VOC is not a subject to RECLAIM.”  
(Interview mit Bill Piazza vom Los Angeles Unified School District, Office of Environmental 
Health and Safety, 18.12.2002) 
 
Es wird mit einem örtlichen Anstieg von NOx oder SOx-Emissionen in jedem Fall zu einer 
höheren Belastung mit weiteren Schadstoffen kommen, die vorher in der Größenordnung 
noch nicht vorhanden waren. Dagegen streitet der AQMD dieses in einem Interview ab. 
„Toxins don´t go along with NOx, there is no relationship between these two things.“ 
(Interview mit Jackson Young, SCAQMD, 27.12.2002) 
 
Aus der Tatsache, dass NOx und SOx nicht aufgrund direkter gesundheitsschädlicher 
Auswirkungen Teil des RECLAIM-Programms sind, wird ein Anstieg von NOx und SOx als 
problemlos bewertet. Die weitere Zusammensetzung der Emissionen im RECLAIM-
Programm scheint in diesem Sinne keine Rolle zu spielen. 
„RECLAIM is just a program for NOx. It doesn´t really affect toxins. Our justice policy 
addresses the socioeconomic areas more.“ (...) „When there is a company which emits more 




doesn´t say anything! What has that for impacts on somebody? NOx is no toxic...“ (Interview 
mit Jackson Young, SCAQMD, 27.12.2002) 
Gerade Umweltorgansationen haben aber Zweifel an dieser Einschätzung. Bei einem 
Gespräch mit einem Mitarbeiter der Organisation „Communities for a Better Environment“ 
wird die von NOx und SOx ausgehende Gefährdung anders eingeschätzt. 
„But the real problem is that NOx and SOx are no criteria pollutants – so they are not taking 
ino account the health impacts of NOx. The agency underestimates the health impacts. Right 
now NOx and SOx are not really looked at for their health impacts; they are looked at as a 
precursor  – but especially NOx is, after new studies, more serious than people think.“ 
(Interview mit Bahram, Communities for a Better Environment, 03.01.2003) 
 
An dieser Stelle widerspricht sich auch der SCAQMD, da durch die Behörde im Februar 2003 
eine Studie zu den Gesundheitsauswirkungen verschiedenen Luftschadstoffe herausgegeben 
wurde, in der es heißt: 
„Evidence for low-level nitrogen dioxide (NO2) exposure effects is derived from laboratory 
studies of asthmatics and from epidemiological studies. Additional supportive evidence is 
derived from animal studies. (...) Recent studies related to outdoor exposure have found 
health effects associated with ambient  NO2  levels, including respiratory symptoms, 
respiratory illness, and decreased lung function. However, since NO2 exposure generally 
occurs in the presence of other pollutants, such as particulate matter, these studies are often 
unable to determine the specific role of NO2 in causing effects.(...) Short-term controlled 
studies of animals exposed to NO2 over a period of several hours indicate cellular changes 
associated with allergic and inflammatory response and interference with detoxification 
processes in the liver.“ 
 
Dies beweist, dass der SCAQMD über die direkten gesundheitsschädlichen Auswirkungen 
von NOx und weiteren Luftschadstoffen (auch SOx) informiert ist. Innerhalb des RECLAIM-
Programms wird dies jedoch nicht berücksichtigt. Mehr noch, Bedenken seitens 
Umweltorganisationen werden zurückgewiesen, wie es in dem Interview mit Jackson Young 
geschehen ist. 
 
Ein weiterer Blick sollte im Zusammenhang mit örtlich wirkenden Schadstoffen auf die 
Maßstabsebene gelegt werden, auf der Toxidität oder Gesundheitsgefährdungen von 





3.5.6.2 Örtliche Differenzierung der Schadstoffe 
Das RECLAIM-Programm wird im Großen und Ganzen ausschließlich über die 
Gesamtregion hinweg beobachtet und beurteilt. Die einzige geographische Einschränkung – 
und damit der einzige Punkt, in dem das South Coast Air Basin einer genaueren regionalen 
Betrachtung und Differenzierung in der Entwicklung des Programms unterlag – besteht in der 
Handelseinschränkung zwischen Küsten- und Inlandzonen. Damit sollte die Bildung von 
lokalen Schadsoffkonzentrationen ( „Hot-Spots“) vermieden werden. Dieses Vorgehen ist 
einzusehen, wenn man NOx und SOx als nicht bedeutend gesundheitsgefährdend einschätzt. 
Im Zusammenhang mit den  „Co-Pollutants“  gewinnt  diese Frage allerdings wieder an 
Bedeutung, da Schadstoffe auf unterschiedlichen räumlichen und zeitlichen Ebenen ihre 
Wirkung haben können.  
„It is important not only to have a look on regional problems – you have to think about local 
impacts. Critical pollutants like PM 10 increase asthma a lot; that was a very local effect – 
and in RECLAIM they look only basin-wide and there is no regard to local problems.“ 
(Interview mit Bill Piazza, LAUSD, 18.12.2002) 
 
Gerade bei Betrachtung auf der lokalen Maßstabsebene werden bestimmte 
Bevölkerungsgruppen besonders von Belastungen mit Schadstoffen betroffen. Es gibt einen 
zunehmenden Beweis dafür, dass einkommensschwache Schichten und Minderheitengruppen 
überdurchschnittlich hohen Umweltbelastungen ausgesetzt sind (Bansal/Davis/Buntine/Piazza 
1998, CBE: Holding our Breath,  S. 13). Damit beschäftigt sich in den USA bereits seit 
längerem ein eigenständiger Politikbereich. Den Inhalt möchte ich im Folgenden näher 
erläutern sowie darauf eingehen, mit welchen Ansprüchen der SCAQMD in diesem Bereich 
antritt – und an welcher Stelle es innerhalb des RECLAIM-Programms zu Problemen kommt.  
3.5.7  „Environmental Justice“ 
Environmental Justice konzentriert sich auf eine gerechte Verteilung von Umweltbelastungen. 
Es soll ausgeschlossen werden, dass es zu Diskriminierungen von Gesellschaftsgruppen 
kommt, die als Konsequenz mit einer ungleich höheren Umweltbelastung leben müssen als 
andere Teile der Gesellschaft.  
 
3.5.7.1 Definition 
Environmental Justice wird definiert als „the fair treatment of people of all races, income, 




environmental laws, regulations and policies. (...) Fair treatment implies that no person or 
group of peaople should shoulder a disproportionate share of the negative environmental 
impacts resulting from the execution of this country´s domestic and foreign policy programs. 
The „environmental justice movement confronts government and business with  issues of civil 
and human rights, indigenous land rights and sovereignity, cultural survival, racial and 
social, worker protection, and environmentally sustainable growth.“ (Chinn 1999, S.2) 
 
Die Luftqualität in den letzten 30 Jahren hat sich über das gesamte South Coast Air Basin 
betrachtet zwar  verbessert, doch diese Verbesserungen verteilen sich ungleich auf die 
Bevölkerung. Wenn Emmisionshandelsprogramme keine restriktiven Begrenzungen haben, 
erlauben sie die örtliche Häufung von Luftbelastungen. Das Anliegen von  Environmental 
Justice-Vertretern ist es, dass die Be- und auch Entlastung der Luftqualität allen Leuten 
gleichermaßen zugemutet wird bzw. zu Gute kommt. Communities for a Better Environment 
sagen „that any community whose emissions of harzadous pollutants are not reduced to the 
level commensurate with those that are being archieved in other communities is suffering a 
disparate impact.“ (Lejano 2000, S.18) 
 
3.5.7.2 Gesetzliche Vorgaben und Ansprüche des SCAQMD 
Unter Präsident Clinton wuchs der Stellenwert von  Environmental Justice-Analysen, da er 
ihnen mit der Unterzeichnung eines entsprechenden Memorandums (Executive Order 12, 898) 
hohe Priorität einräumte. Alle nationalen Programme und Gesetze müssen daraufhin 
untersucht werden, welche Auswirkungen sie auf Minderheitengruppen und gering 
verdienende Bevölkerungsgruppen haben (Chinn 1999, S.2). 
 
Auch in den Veröffentlichungen des SCAQMD finden sich diese Verpflichtungen wieder. 
Bezogen auf seine Aufgabe (Luftreinhaltung) setzt die Verwaltung ihre Definition von 
Environmental Justice folgendermaßen fest:  „The South Coast Air Quality Management 
District defines environmental justice as  <...equitable environmental policymaking and 
enforcement to protect residents, regardless of age, culture, ethnicity, gender, race 
socioeconomic status, or geographic location, from the health effects of air pollution.>“ 
(SCAQMD, Infobroschüre zu Environmental Justice) 
 
 





1997 hat der SCAQMD dazu vier Leitprinzipien entworfen: 
•  All Basin residents have the right to live and work in an environment of clean air, free of 
airborne health threats. 
•  Government is obligated to protect the public health. 
•  The public and private sectors have the right to be informed of scientific findings 
concerning hazardous abd toxic emission levels, and to participate in the development 
and implementation of adequate environmental regulations in their communities. 
•  The Governing Board is to uphold the civic expectation that the public and private sectors 
of the basin will engage in practices that contribute to a healthy economy and truly livable 
environment. 
(übernommen aus: SCAQMD, Infobroschüre zu Environmental Justice) 
 
Zunächst konzentrierte sich die  Environmental Justice-Bewegung auf Bürgerrechte im 
Zusammenhang mit der Standortwahl von Mülldeponien und Müllverbrennungsanlagen sowie 
sonstigen Industrien, von denen eine direkte Umwelt-, Gesundheits- und z.B. auch 
Geruchsbelastung für die Anwohner ausgeht.  
 
3.5.7.3 Verhältnis von  Environmental Justice zu marktbasierten umweltpolitischen 
Instrumenten  
Marktbasierte umweltpolitische Instrumente und die Environmental Justice-Konzepte hatten 
bis vor kurzem keine wirklichen Berührungspunkte. Dies veränderte sich mit der Einführung 
der marktbasierten Regulation von Luftbelastungen (Chinn 1999, S. 1). Der Anspruch an die 
ökonomische Effizienz des Marktsystems verteilt auch Umweltbelastungen und 
Umweltvorteile aufs Neue innerhalb der Marktregion. Dabei handelt es sich  – wird ein 
Programm wie das RECLAIM-Programm einmal eingeführt  – nicht mehr um ein 
Modellkonzept in der ökonomischen Theorie, welches oftmals homogene Strukturen 
voraussetzt. Die unterschiedlichen Gegebenheiten in der Verteilung von Einkommen, Rasse 
und Geschlecht sind Ungleichheiten, die zu Diskriminierungen führen können.  
Das Problem ist, das Environmental Justice-Analysen im Gegensatz zu den marktbasierten 
Instrumenten Effizienz nicht als eine Zielgröße anerkennen. Sie fokussieren ihr Bemühen 
darauf, Umweltbelastungen von Geringverdienern und Minderheitengruppen fernzuhalten – 
und dies auch, wenn es zu höheren Kosten für die Industrie und die Gesellschaft als Ganzes 




betroffenen Bevölkerung gelegt. Oftmals mangelt es an ausreichenden Sprachkenntnissen, an 
Bildung und Selbstbewusstsein, um in öffentlichen Sitzungen gehört zu werden und 
Berücksichtigung der eigenen Belange zu erkämpfen. Darauf wurde auch im Zusammenhang 
der RECLAIM-Treffen und Arbeitsgruppen des SCAQMD von  Communities for a Better 
Environment hingewiesen. 
 
„One issue is the siting of companies, the other one is access to decision making, that are the 
procedural issues. You have to look at: What people are impacted most? If these people go to 
these meetings they feel out of place. Do they really have a say?“ (Interview mit Bahram, 
Communities for a Better Environment, 03.01.2003) 
 
3.5.7.4 „Hot-Spot“- Problematik 
Mit der Unterteilung des South Coast Air Basins in Inland- und Küstenzone (Inland and 
Coastal Zones) versuchte man innerhalb des RECLAIM-Programms lokale 
Schadstoffkonzentrationen z u vermeiden. Allerdings wird diese Einteilung als zu grob 
bewertet, gerade unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der Großraum um Los Angeles 
kein homogenes Gebiet bezüglich der Bevölkerungsverteilung und der Industriestandorte ist.  
„That means, that you can do pollution trading on a neighbourhood land, but you can´t 
design a pollution trading when you have industrial zones like in LA – then you will have a 
concentration of pollution. The industry is concentrated in certain areas, in general with low 
income.“ (Interview mit Bahram, Communities for a Better Environment, 03.01.2003) 
 
Lizenzlösungen sind überall dort weniger geeignet, wo die Schadstoffe toxisch wirken 
können, da sie aus strukturellen Gründen nicht in der Lage sind, lokale Konzentrationen zu 
vermeiden. Daher spielt der jeweilige geographische Umfang eine wichtige Rolle, die 
Abgrenzung des Systems muss nach mehreren Gesichtspunkten untersucht werden. Bei 
Schadstoffen sind eher kleinräumige regionale Begrenzungen nötig, da es sonst zu nicht 
akzeptablen örtlichen Konzentrationen kommen kann. Gesundheitsbelastende Emissionswerte 
können in Großstädten sonst nicht verhindert werden (Gerhard 2000, S. 253 ff). 
21 
 
Auf den nachfolgenden Karten kann man erkennen, dass NOx und SOx-Emissionen innerhalb 
des Verwaltungsgebietes des SCAQMD sehr ungleich verteilt sind.  
                                                                 
21 Hier muss allerdings ergänzt werden, dass unter der Berücksichtigung eines Marktsystems innerhalb des 





                                                                                                                                                                                                           
genügend Marktteilnehmer in einem Marktgebiet vorhanden sein. Eine zu kleine Unterteilung in voneinander 




Abb. 26: Verteilung von SOx-Emissionen im SCAB 
 




Quelle: Hawkins/Lowe/Simon/Suetake 2001, S. 45/46 
Der SCAQMD sagt zur Verteilung der Emissionen in seinem jährlichen Report folgendes: 
„Furthermore, analysis of the geographical distribution of emissions during the first eight 
years of the program on a quarterly basis does not show any distinct shift in the geographical 
distribution of emissions.“ (SCAQMD 2003, Seite 7-6) 
 
Für die Primärzuteilungen der jährlichen Allokationen und Zertifikateaufkäufe bis 1999 hat 
Elnecave (1999) jedoch nachgewiesen, dass es zu einer ungleichen Verteilung nach 
Einkommen und Ethnie gekommen ist. Höhere Einkommensschichten und Wohngebiete mit 
vorwiegend weißer Bevölkerung profitieren überdurchschnittlich von den Emissions-
reduzierungen. In Gebieten mit einem Haushaltseinkommen unter dem mittleren Durchschnitt 
der Region und einem hohen Bevölkerungsanteil an Minderheitengruppen war dagegen zum 
Teil einen Anstieg an Emissionen zu verzeichnen.
22 Die Abbildungen dazu befinden sich im 
Anhang. 
 
3.5.7.5 Klagen im Zusammenhang mit Environmental Justice 
Im Zusammenhang mit  Environmental Justice reichten  Communities for a Better 
Environment gemeinsam mit dem „Center on Race, Poverty and the Environment“ und dem 
NAACP Legal Defense and Education Fund gegen das RECLAIM-Programm Klage ein. Am 
27. Januar 1997 reichten sie die Klage ein, basierend auf dem Title VI des „Civil Rights Act of 
1964“. Sie richtet sich gegen die Umwandlung von  Mobile Source Credits in RTCs. Das 
bereits oben angesprochene Problem beschränkt sich nicht nur auf die Tatsache, dass die 
ökologische Zielerreichung durch eine zusätzliche Generierung von RTCs gefährdet ist. Wie 
bereits erwähnt, können RECLAIM Trading Credits durch jedes Fahrzeug, das innerhalb des 
South Coast Air Basins registriert ist, erzeugt werden. Die ursprünglich entstandenen 
Luftverschmutzungen durch diese Autos waren also über das gesamte Gebiet (etwa 17.500 
km
2) verteilt. Dagegen sind die stationären Quellen, in denen die durch diese Autos erzeugten 
RTCs dann Verwendung finden, auf wenige Standorte innerhalb der Region beschränkt. Der 
Grund dafür, dass gerade diese Gruppen die Klage einreichten, ist darin zu sehen, dass diese 
Emissionen wiederum sehr gezielt auf wenige Regionen im Großraum Los Angeles 
konzentriert werden, welche zumeist von unterpriviligierten Bevölkerungsgruppen bewohnt 
werden. 




                                                                                                                                                                                                           
22 Anstieg bzw. Reduzierung betrifft hier die Anzahl an Zertifikaten, die in den jeweiligen Gebietseinheiten von 




Tab. 16: Menge der aus MRCs und Area Source Credits konvertierten RTCs  
 
Year  Amount (tons)  Source of Credits 
1994  33  Mobile Source Credits 
(Rule 1610 - Old Vehicle Scrapping) 
1995  36  Mobile Source Credits 
(Rule 1610 - Old Vehicle Scrapping) 
1996  36  Mobile Source Credits 
(Rule 1610 - Old Vehicle Scrapping) 
1997  4  Mobile Source Credits 
(Rule 1610 - Old Vehicle Scrapping) 
1999  50  Mobile Source Credits 
(Rule 1612 - Credits for Clean On-
Road Vehicles) 
2000  150  Mobile Source Credits 
(Rule 1612 - Credits for Clean On-
Road Vehicles) 
2000  68  Area Source Credits 
(Rule 2506 - Area Source Credits for 
NOx and SOx) 
2001  10  Mobile Source Credits 
(Rule 1612 - Credits for Clean On-
Road Vehicles) 
2001  68  Area Source Credits 
(Rule 2506 - Area Source Credits for 
NOx and SOx) 
2002  68  Area Source Credits 
(Rule 2506 - Area Source Credits for 
NOx and SOx) 
Quelle: SCAQMD 2001 
 
An dieser Stelle kommt es nicht nur zu einer zusätzliche Gefährdung des ökologischen Ziels 
durch Ausweitung der Emissionsmenge, sondern auch zur Benachteiligung von bestimmten 
Bevölkerungsgruppen. U m die ökologischen Nachteile zu verhindern, ist eine strengere 
Kontrolle dieser in RECLAIM zusätzliche erlaubten Handelsvorgänge nötig, da sonst die 




entstehen. Um Environmental Racism zu verhindern, sollte die Möglichkeit zur Umwandlung 
von Mobile Source und Area Source Credits gänzlich untersagt werden. 
3.5.8  Vergleich zum Command-and-Control-System 
Ein großer Teil der Umweltorganisationen, aber auch Angehörige der Unternehmen, glauben, 
dass unter RECLAIM nicht die Emissionsreduzierungen stattgefunden hat, wie das vorherige 
Auflagenrecht dies erreicht hätte.  
 
3.5.8.1 Kritik an den Modellannahmen zur Emissionsreduzierung 
Der SCAQMD entwarf zu Beginn des RECLAIM-Programms Schätzungen f ür die 
zukünftigen Emissionsreduzierungen und orientiert sich daran, um bis zum Jahr 2003 die 
gleichen Reduzierungen zu ermöglichen, die auch der Air Quality Management Plan erreicht 
hätte. Auch für die darauffolgenden AQMP von 1994 und 1997 wurden Modelle entworfen, 
welche die Emissionsminderungen innerhalb des RECLAIM-Programms mit den geschätzten 
Reduzierungen unter dem jeweiligen AQMP vergleichen, wenn es nicht zur Einführung von 
RECLAIM gekommen wäre. Die Darstellungen sind dem  Annual RECLAIM Audit 1998 
entnommen, daher gehen die Daten lediglich bis ins Jahr 1998.  
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Emissions 1991 AQMP 1994 AQMP 1997 AQMP
Quelle: SCAQMD 2000 
  
Die tatsächlich entstandenen Emissionen der RECLAIM-Firmen sind nach Aussage des 
SCAQMD weit unter den Werten geblieben, die sie unter dem vorherigen  Command-and-
Control-System verursacht hätten. In diesen Darstellungen spiegelt sich aber auch die 
Überallokation wieder, der AQMP von 1994 (gelb-rote Linie) gibt die ursprünglichen 
Allokationen für das betreffende Jahr wieder. Dagegen fallen die aktuell entstandenen 
Emissionsmengen positiv gering aus (SCAQMD 2000, S. 3-4). Wie sich diese Entwicklung 
später fortsetzt, ist unter den ökonomischen und ökologischen Auswirkungen bereits 
beschrieben worden (höhere Emissionsraten, als Zertifikate zur Verfügung standen). 
Communities for a Better Environment  haben die Ergebnisse der Modellannahmen 
(SCAQMD 1993: RECLAIM  Volume III) für den AQMP 1991 und die RECLAIM-
Zuteilungen pro Jahr gegenübergestellt. Dabei wird deutlich, dass im Jahr 2003 zur 
Endzuteilung zwar dieselbe Emissionshöhe erwartet wird, in den vorhergehenden Jahren 
jährlich dagegen ein höherer Ausstoß von Emissionen zugelassen ist.  
Sie werfen dem SCAQMD vor, bewusst die Bevölkerung zu täuschen. Es ist in den offiziellen 
Stellungnahmen seitens des SCAQMD von vergleichbaren oder sogar höheren 
Emissionsvermeidung  unter RECLAIM die Rede, nicht aber davon, dass diese erst im Jahr 
2003 erreicht wird – und zwar nicht über die gesamte Programmlaufzeit von RECLAIM 
betrachtet, sondern gezielt auf das Jahr 2003 (Communities for a Better Environment 1993). 
 
“Emission Reductions (Air Quality) Improvements must be equal to or greater than the 
1991 Air Quality Management Plan (AQMP) and future control plan requirements.” 




Tab. 17: Vergleich der SOx-Emissionen unter dem AQMP 1991 und RECLAIM 
Jahr  AQMP (t/Jahr)  RECLAIM (t/Jahr)  Zusätzliche 
Emissionen 
1994  6.935  10.220  3.285 
1995  6.570  9.125  2.555 
1996  5.840  8.030  2.190 
1997  5.475  8.030  2.555 
1998  5.475  7.300  1.825 
1999  5.475  6.570  1.095 
2000  4.015  5.840  1.825 
2001  4.015  5.110  1.095 
2002  4.015  4.380  365 
2003  3.650  3.650  0 
SOx-Emissionen, die unter RECLAIM zusätzlich entstehen  16.790 t 
  
Quelle: Communities for a Better Environment 1993 
 
Tab. 18: Vergleich der NOx-Emissionen unter dem AQMP 1991 und RECLAIM 
Jahr  AQMP (t/Jahr)  RECLAIM (t/Jahr)  Zusätzliche 
Emissionen 
1994  39.785  35.040  -4.745 
1995  33..215  32.120  -1.095 
1996  22.265  29.200   6.935 
1997  18.980  26.280   7.300 
1998  18.980  23.360   4.380 
1999  18.980  20.440   1.460 
2000  11.315  17.520   6.205 
2001  11.315  15.330   4.015 
2002  11.315  13.140   1.825 
2003  10.950  10.950   0 
NOx-Emissionen, die unter RECLAIM zusätzlich entstehen  26.280 t 
 




Abb. 30: Gesamtenge der unter RECLAIM zusätzlich entstehenden Emissionen 
Quelle: Communities for a Better Environment 1993, S. 2 
 
3.5.8.2 Zielerreichung bis zum Jahr 2003 
Vergleicht man zunächst die Emissionsmengen, die bis zum Jahr 2003 erreicht werden 
sollten, dann wird bereits 1999 sehr deutlich, dass dies schwer fallen wird. Orientiert man sich 
am Durchschnitt für sämtliche Industriebranchen, so steht eine Reduzierung um insgesamt   
41 % der aktuellen Emissionen in 1999 an. Dabei wurde diese Situation durch die 
Energiekrise im Jahr 2000 zunächst verschärft. Wie bereits beschrieben, sind 
Elektrizitätswerke nun zeitweise wieder unter einem  Command-and-Control-Regulatorium, 
dieses soll die erforderlichen Einsparungen nun erfolgreicher erzwingen. 
 
Tab. 19: Erforderliche Emissionsreduzierungen von 1999-2003 auf der Basis aktueller 
Emissionen in 1999 und Zertifikatemenge für 2003 
Industry  Emissions inbased 
on 1999 Production 
levels (tons) 
2003 RTC Holdings 
(tons) 
Reduction from 1999 
Production to 2003 
Holdings 
Electric Utility  5,512  2,065  63 % 
Refinery  8,847  4,927  44 % 
Other  6,555  4,851  26 % 
All categories  20,914  12,396  41 % 





Abb. 31: 1999 NOx-Emissionen und 2003 NOx Allokationen 
Quelle: SCAQMD 2001 
 
Tab. 19: Jährliche NOx-Emissionen für die Jahre 1994 bis 1999  
 
  1994  1995  1996  1997  1998  1999 
Jährliche Emissionen in t  25,314  25,764  24,796  21,786  20,982  20,775 
% Reduzierung zu 1994  0 %  +1.8 %  -2.0 %  -13.9 %  -17.1 %  -17.9 % 
Gekürzte Darstellung nach SCAQMD 2003 
 
Tab. 21: Jährliche SOx-Emissionen für die Jahre 1994 bis 2001 
 
  1994  1995  1996  1997  1998  1999  2000  2001 
Jährliche 
Emissionen in t 
7,232  8,064  6,484  6,464  6,793  6,378  6,009  5,003 
% Reduzierungen 
zu 1994 
0   +11.5   -10.3   -10.6   -6.1 %  -11.8   -16.9   -30.8 







































Tab. 20: Vergleich der Allokationen und tatsächlichen Emissionen in den Jahren 2000 
und 2002 für NOx 
 
  Compliance Year 2000  Compliance Year 2001 
Allokationen in t  17.179  15.693 
Emissionen in t  20.491  15.721 
Differenz/Überschreitungen  3.294  28 
Quelle: eigene Darstellung, Daten: SCAQMD 
 
Hier wird besonders deutlich, dass R ECLAIM die Erwartungen an die 
Emissionsreduzierungen nicht erfüllen konnte. Die Reduzierungsrate für die Jahre 1994 bis 
2000 hätte 7,1 % für NOx bzw. 4,1 % für SOx jährlich betragen sollen. Vergleicht man dies 
nun mit der tatsächlich reduzierten Emissionsmenge, so fand für NOx statt der anvisierten 
Reduktion um 35,5 % (an Zertifikatezuteilungen) bis zum Jahr 1999 lediglich eine Minderung 
um 17,9 % (an echten Emissionsminderungen) statt. In den Jahren 2000 und 2001 kam es im 
Zuge der Energiekrise dann zu einer deutlichen Überschreitung der jährlichen Allokationen. 
Die SOx-Reduzierungen fanden dagegen im vorgesehenen Rahmen statt, sie blieben 
zumindest offiziell innerhalb des erforderten Rahmens. Für die Jahre 2000–2003 sollen die 
Reduzierungen auf  9,2 % für  SOx und auf 8,7 % für NOx ansteigen. Gerade die 
erforderlichen NOx- Reduktionen scheinen momentan nur sehr schwer realisierbar zu sein, da 
es bisher nicht wirklich gelungen ist, ausreichend Reduzierungen vorzunehmen. Die 
vorübergehende Rückkehr der Elektrizitätswerke zu einem strengen Auflagenrecht macht 
deutlich, dass im Fall dringend erforderlicher Emissionsminderungen das RECLAIM-
Programm versagt hat.  
3.5.9  Zusammenfassung der ökologischen Ergebnisse 
Die ökologischen Ansprüche konnte das RECLAIM-Programm nur teilweise erfüllen. Wie 
bereits in der ökonomischen Evaluation angesprochen, machte sich auch in ökologischer 
Hinsicht die anfängliche Überallokation bemerkbar. Es fanden zwar offiziell Reduktionen 
statt, die sich in der geringer werdenden Zertifikatemenge bemerkbar machten – in echt haben 
diese Emissionen aber zu Laufzeiten des Programms nie bestanden. Daher kann man nicht 
von wahren Emissionsreduzierungen sprechen. Darüber hinaus kommt es immer wieder zu 
Problemen in der Emissionskontrolle, so dass aktuelle Emissionen nie ganz genau bestimmt 




Emissionshandelsprogrammes. Innerhalb der RECLAIM-Gesetze ist auch die Konvertierung 
programmfremder Zertifikate ( Emission Reduction Credits  und Mobile Source Credits) in 
RECLAIM Trading Credits (RTCs)  möglich. Diese Emissionen sollten an anderer Stelle 
eingespart werden, um durch dieses Vorgehen nicht die Gesamtemissionsmenge im South 
Coast Air Basin (SCAB) zu erhöhen. Dabei kam es aber zu Problemen, die erforderlichen 
Kompensationsreduzierungen wurden nicht in ausreichendem Maße vorgenommen. Vertreter 
der Umweltorganisationen nehmen nicht an, dass die erforderlichen Emissionsreduzierungen 
bis Ende des Compliance Year 2003 erfolgen können. Daher ist es ihrer Meinung nach nötig, 
das Programm über die angedachte Laufzeit hinaus auszudehnen, bis die ursprünglich 
anvisierten Emissionsminderungen erreicht sind (EPA 2003, S. 25).  
Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, dass durch den Zertifikatehandel eine Umverteilung 
von Schadstoffbelastungen innerhalb des  South Coast Air Basins  stattfindet, die oftmals 
gerade unterpriviligierte Schichten besonders betrifft. Umweltbelastungen werden nicht 
gerecht auf die Bevölkerung verteilt, es gibt P ersonenkreise, die durch das RECLAIM-
Programm von größerer Schadstoffbelastung betroffen sind als unter dem vorherigen 
Command-and-Control-System. 
Daher weist das RECLAIM-Programm auch aus ökologischer Sicht in seiner realen 
Umsetzung einige entscheidende Schwachstellen auf. 




4.  SCHLUSSBETRACHTUNG 
4.1  Zusammenfassung 
 
Das RECLAIM-Programm wurde vom  South Coast Air Quality Management District  
entworfen, um im Jahr 2010 die Ansprüche des Clean Air Acts an die Luftqualität zu erfüllen. 
Dabei soll die Emissionsmenge der betreffenden Quellen mindestens in dem Maße gesenkt 
werden, wie es der Air Quality Management Plan von 1991 für das South Coast Air Basin 
vorgesehen hat. Für die betreffenden Unternehmen soll das umweltpolitische Instrument des 
Emissionshandels theoretisch die Möglichkeit bieten, diese Emissionsreduzierungen an den 
Anlagen mit minimalen Vermeidungskosten vorzunehmen. Ordnungsrechtliche Maßnahmen 
hatten in den Jahren zuvor die erforderlichen Reduzierungen nicht in ausreichendem Maße 
ermöglichen können und stießen aufgrund hoher Kosten für die Industrie zunehmend auf 
Widerstand.  
 
Vergleicht man nun die Anforderungen, die an ein Emissionshandelsprogramm im 
Allgemeinen und an das RECLAIM-Programm im Speziellen gestellt werden, so lässt sich 
daraus ableiten, dass sich die Hoffnungen, die in dieses umweltpolitische Instrument gesetzt 
wurden, nicht erfüllt haben.  
 
Die von Hansjürgens und Fromm (1994) identifizierten vier Grundschritte zur 
Implementierung eines Zertifikatesystems konnten im Rahmen des RECLAIM-Programms 
nicht adäquat durchgesetzt werden. Die vier Schritte zur erfolgreichen Einführung eines 
Handelsystems mit Emissionsrechten lauten (wie unter 2.4.2.3 Ausgestaltung des 
Zertifikatemodells erwähnt): 
•  Gesundheitspolitisch und ökologisch begründete idealtypische Immissionswerte und 
Transformierung dieser Werte in emissionsorientierte Zertifikate, 
•  Aufteilung der Gesamtzertifikatemenge auf die einzelnen Emittenten, 
•  Herausbildung eines funktionierenden Lizenzmarktes mit marktgerechtem Handeln 
der Akteure, 
•  Ausreichende Kontrolle der Emissionen und angemessene Sanktionierung bei 
Regelverletzungen. 
 
Aus ökonomischer und ökologischer Sicht haben sich für das RECLAIM-Programm unter 




Die aufgrundlage der National Air Quality Standards festgelegten Emissionsreduzierungen 
bis zum Jahr 2010 sind durch die anfängliche Überallokation gefährdet. Mengenmäßig lag die 
Höhe der in Zertifikaten verbrieften Emissionsmenge weit über den zum damaligen Zeitpunkt 
aktuellen Emissionen. Damit konnte sich eine wirkliche Reduzierung der Reduktionen nicht 
im erforderlichen Umfang einstellen. Das RECLAIM-Programm hat nicht im erhofften 
Umfang zur Reduzierung der Ozon- und Smogbelastung im South Coast Air Basin beitragen.  
Auswirkungen  hatte die überhöhte Zertifikatemenge auch auf das Handelsgeschehen. Durch 
die niedrigen Zertifikatepreise zu Beginn des Programms waren viele Firmen weder zu einem 
Aufkauf von Zertifikaten noch zu zusätzlichen Investitionen in verbesserte Technologien 
gezwungen. Die Unternehmen verließen sich auf einen günstigen Zertifikatepreis und waren 
vom inflationären Anstieg der Zertifikatepreise beim Erreichen des  Cross-Over-Points 
überrascht. Ungünstigerweise trat dieser Moment zeitgleich mit den Auswirkungen der 
Energiekrise in Kalifornien. Erschwerend kommt dazu, dass der Markt des RECLAIM-
Programms durch die regionale Begrenzung auf das South Coast Air Basin sehr klein ist. Die 
ökonomische Bewertung hat bereits gezeigt, dass sich die Modellannahmen in Bezug auf das 
Marktverhalten der Teilnehmer nicht erfüllt haben.  
Eine ausreichende Emissionskontrolle und ein stringenter Sanktionsmechanismus sind unter 
RECLAIM bisher nicht in ausreichendem Maße gegeben. Selbst unter den eigens in 
RECLAIM geforderten Emissionskontrollsystemen kam es  – vor allem während der 
Einbauphase – zu größeren Fehleinschätzungen der tatsächlich angefallenen Emissionsmenge. 
Die Programmodifikationen im Zuge der Energiekrise mit der zeitweiligen Trennung großer 
Kraftwerke vom Rest des Marktgeschehens sind auch Konsequenzen aus der Tatsache, dass 
Unternehmen eher zusätzliche Emissionen und damit Sanktionen in Kauf genommen haben, 
als rechtzeitig in bessere Vermeidungstechnologien zu investieren.  
Ein weiteres spezielles Problem innerhalb des RECLAIM-Programms ist in der 
intraregionalen Umverteilung von Schadstoffbelastungen zu sehen. Dies macht sich gerade im 
Großraum Los Angeles negativ bemerkbar, da die Bevölkerungsstruktur sehr heterogen ist. 
Mit der Konzentration von Schadstoffen in kleinräumigen Gebieten und der Entstehung von 
„Hot-Spots“  kommt es zu einer ungleichen Verteilung von Umweltbelastungen auf die 
Bevölkerung. Dies führt zu Environmental Racism, zu einer Benachteiligung von bestimmten 
Teilen der Gesellschaft, die nicht im selben Maße von einer Verbesserung der Umweltqualität 
profitieren wie andere Gruppen. Häufig betrifft dies in Los Angeles Immigranten aus Süd- 
und Mittelamerika bzw. Angehörige von Minderheiten, mit geringem Bildungsniveau und 





In der Form, in der das Programm vom South Coast Air Quality Management District 
eingeführt wurde, ist es aus den genannten Gründen abzulehnen. Es hat die Ansprüche nicht 
erfüllen können: Das ökologische Ziel wurde nicht erreicht, die unter RECLAIM vorgesehene 
Emissionreduzierung hat nicht stattgefunden. Ob das RECLAIM-Programm aus 
ökonomischer Sicht für die Unternehmen insgesamt mit geringeren Kosten verbunden war, 
lässt sich nicht mit Sicherheit sagen. Falls es günstiger war, liegt dies aber auch daran, dass 
das ökologische  Ziel durch die Überallokation zu Beginn in Frage gestellt wurde. Ein 
Kostenvergleich kann aber nur dann angestellt werden, wenn unter zwei Instrumenten 
dasselbe Ziel erreicht wurde. Ist RECLAIM also eine Kostenersparnis gegenüber dem 
Command-and-Control-Regulatorium  gewesen, so ist dies auch darauf zurückzuführen, dass 
von den Unternehmen tatsächliche Emissionsminderungen nicht im selben Umfang gefordert 
wurden, wie es unter dem Air Quality Management Plan der Fall gewesen wäre.  
Die Konsequenzen, die man d araus für das RECLAIM-Programm ziehen kann, fallen 
unterschiedlich aus. Zum einen kann das Programm in der Form beibehalten werden, in der es 
zur Zeit vorliegt, um es nach dem ursprünglichen Entwurf weiterzuführen. Zieht man dagegen 
den Schluss, dass das RECLAIM-Programm zur Erfüllung der Umweltziele auch in Zukunft 
auf keinen Fall geeignet ist, so impliziert dies die Rückkehr zu einem Command-and-Control-
Regulatorium. Allerdings hat der South Coast Air Quality Management District viel Zeit und 
Geld in die Entwicklung und Durchführung des Programms investiert und wird RECLAIM 
nicht aufgeben. Darüber hinaus sind Kostenersparnisse gegenüber einem  Command-and-
Control-System gegeben, wenn das Programm richtig funktioniert. Die Alternative zu diesen 
beiden Möglichkeiten besteht in Modifikationen des akuellen Programmentwurfs. Dabei 
sollte darauf geachtet werden, dass Programmänderungen in kleinen Schritten durchgeführt 
werden, da sonst die für Unternehmen wichtigen stabilen politischen Rahmenbedingungen 
nicht gegeben sind und dies als Konsequenz zu Unsicherheiten führen kann, die eine 
langfristige Planung verhindern.  
 
4.2  Verbesserungsvorschläge 
 
Aus den aufgetretenen Problemen lässt sich ersehen, an welchen Stellen das RECLAIM-
Programm strukturelle Schwachstellen aufweist.  
Der folgenreichste Fehler für die ökonomischen Vorteile und die ökologische Zielerreichung 




zugeteilter Zertifikatemenge und tatsächlich vorgenommener Emissionsreduzierung 
auszugleichen, ist es sinnvoll, innerhalb der RECLAIM-Laufzeit auch über das Jahr 2003 
hinaus Reduzierungen in der jährlichen Zertifikatemenge vorzunehmen.  Nur so kann das 
RECLAIM-Programm einen spürbaren Beitrag zur Minderung des Ozon und Smogproblems 
im South Coast Air Basin beitragen.  
Um Environmental Racism vorzubeugen und Environmental Justice-Probleme zu vermeiden, 
gibt es mehrere Möglichkeiten. Zunächst ist es wichtig, die Entstehung von „Hot-Spots“ zu 
vermeiden. Daher ist es zunächst wichtig, den Handel auf einen Zertifikatetyp zu 
beschränken, so dass ein Tausch von  Mobile Source Credits  und Area Source Credits  in 
ECLAIM-Zertifikate nicht möglich ist. Damit wird eine zusätzliche Konzentration von 
vormals großflächig verbreiteten Emissionen auf kleinen Gebietseinheiten vermieden. 
Darüber hinaus kann so verhindert werden, dass im Rahmen des Zertifikatetausches 
Reduzierungen von weniger schädliche Schadstoffe zu Zertifikaten führen, die den Ausstoß 
gefährlicherer Substanzen erlauben. 
Um die Entstehung von „ Hot-Spots“ zu verhindern, sollte es den Unternehmen in Gebieten 
mit hoher Dichte an Industrieanlagen verboten sein, ihre Emissionsmenge über die 
ursprüngliche Menge an Zertifikaten hinaus auszuweiten.  
Neben einem ökonomischen Modell sollte neben den Auswirkungen und geschätzten 
Handelsaktivitäten auch die Zusammensetzung der Bevölkerung genauer untersucht werden. 
Dabei können Daten zur Bevölkerungszusammensetzung und Einkommen mit Standorten von 
Firmen verglichen werden und deren jeweiligen marginalen Vermeidungskosten. So kann 
genauer modelliert werden, in welchen Firmen die Emissionsvermeidungen nach 
ökonomischer Logik vorgenommen werden.  
Der Clean Air Act schreibt vor, dass der RACT-Standard ( Reasonable Available Control 
Technology)  nicht unterschritten werden darf. Firmen sollte unter einem 
Emissionshandelsprogramm nicht erlaubt werden, außerhalb dieser Ansprüche zu handeln. So 
kann eine akzeptable Lösung für die Einhaltung von Mindeststandards und der Vermeidung 
von Schadstoffkonzentrationen ein Auflagenregulatorium als Basis sein, welches durch ein 
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